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Separatdruck aus dem
Zürcher Taschenbuch 2014,

Jahrgang 134 der Neuen Folge



Einband eines Zürcher Lehrbriefs bzw. Lehrdiploms aus dem Jahr 1908.  
Zwei Jahre zuvor hatte das Zürcher Volk durch die Annahme eines  

Lehr lingsgesetzes die Lehrverhältnisse unter staatliche Aufsicht gestellt und  
die  Lehrlingsprüfungen für obligatorisch erklärt.  

(Bild: Staatsarchiv Zürich, Ablieferung 2012/075.)
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Meinrad Suter

Von der Zunft und vom Hohen Schulkonvent 
zum Mittelschul- und Berufsbildungsamt 

Zur Geschichte der Mittelschulen und der Berufsbildung  
und ihrer Verwaltung im Kanton Zürich

1.  Vom Zunft- und Ständestaat des ancien régime zur 
liberalen Ära (1798–1869)

 1.1  Ein neues Umfeld: Freiheit, Gleichheit, Bildung – 
und Konkurrenz!

Untergang der alten Ordnung 1798/1831

in Zürich ging die alte Welt in etappen unter zwischen 1798 und 
1831. an die Stelle der festgefügten Ordnung, in der jedem sein Platz 
in Staat und Gesellschaft angewiesen war, trat das Prinzip des Libera-
lismus: die freie kulturelle und wirtschaftliche entfaltung des indivi-
duums, die ungehinderte Vereinigung der interessen. «der Mensch 
ist frei geschaffen, ist frei, und würd er in Ketten geboren!», rief der 
 

die vorliegende arbeit beruht auf den Zürcher Gesetzen, amtsdruckschriften und 
regierungsratbeschlüssen (rrB). diese Quellen sind greifbar im Staatsarchiv des 
Kantons Zürich (StaZH). am Schluss des aufsatzes finden sich ein Behördenschema 
und eine inhaltsübersicht.
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arzt und spätere regierungsrat dr. Johannes Hegetschweiler aus 
Stäfa mit den Worten Friedrich Schillers der Menge am berühm-
ten ustertag vom 22. november 1830 zu. Folge des ustertages war 
die Kan  tonsverfassung von 1831 und der liberale Zürcher Staat des 
19. Jahrhunderts.

Mit der Freiheit traten zwei neue und mächtige Prinzipien ins 
Leben: die Konkurrenz und die freie assoziation. Seit dem unter-
gang der alten eidgenossenschaft 1798 galt das recht der nieder-
lassungsfreiheit und der damit verbundenen (teilweisen) Gewerbe-
freiheit, was von den Ortsbürgern als eine der einschneidendsten 
neuerungen der revolution empfunden wurde. Bis 1850 bildeten 
nichtbürger in Zürich und in Winterthur bereits die Mehrheit. der 
bisherige Schutz oder, je nach Standpunkt, die bisherige Behinderung 
der Wirtschaft und der Bildung durch städtisch-ständische Vorrechte 
fiel dahin. Zwangskörperschaften wie die Zünfte und Handwerke 
wurden aufgelöst. Wer seiner Stimme Gehör verschaffen wollte, 
musste sich in freien Gesellschaften und Vereinen organisieren, sich 
selbst ein «netzwerk» schaffen. Gleichzeitig setzte der Fortschritt von 
technik und Wissenschaft ein sowie der damit verbundene Kapital-
bedarf.

Licht und Schatten der neuen Ordnung

diese entwicklung barg Gefahren für jene, die den anforderungen 
nicht gewachsen waren. der Winterthurer rektor Johann Konrad 
troll mahnte seine Mitbürger 1822 eindringlich: «ernst und bedeu-
tungsvoll sind die Zeiten, in denen wir leben. es erhebt sich ein Kampf, 
der nicht durch rohe Kraft, nicht mit geballter Faust entschieden wer-
den kann, sondern wo nur die Übermacht des Geistes und des Ver-
standes, das Übergewicht der Kenntnisse und Fähigkeiten siegt. Wer 
auf diesem Kampfplatz zu schwach erscheint, der erliegt.»1 

1 Johann Conrad troll, Von dem Zwecke unserer Schulen, Winterthur 1822, S. 18.
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Abb. 1: Meisterbrief des Zürcher Hafnerhandwerks, ausgestellt 1820 
für Meister Heinrich Volkart aus Bülach, nachdem dieser die vorgeschriebenen 

Lehr- und Wanderjahre absolviert hat. 
(Staatsarchiv Zürich, Ablieferung 2012/030.)
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Grosse Leistungen vollbrachte der liberale Zürcher Staat nach 
1831 auf dem Gebiet des Schulwesens, um das Volk lebenstüchtig 
zu machen und zu politisch mündigen Bürgern heranzubilden. dass 
Volksbefreiung nur möglich werde durch Volksbildung, war eine 
Gewissheit der liberalen reformer, ebenso, dass der Fortschritt der 
ungehinderten entfaltung der geistigen und wirtschaftlichen Kräfte 
bedürfe. eine Folge war, insbesondere nach der Bundesgründung 
von 1848, ein ungeahnter wirtschaftlicher aufschwung, eine «atem-
lose Jagd nach Gewinn»2 (Johann Konrad troll). es wurde damals 
die Basis geschaffen für das industriezeitalter des 20. Jahrhunderts 
und den kommenden Wohlstand. Zunächst aber waren gewaltige 
Opfer zu erbringen. Bevölkerungswachstum und industrialisierung 
gebaren ein Proletariat, das von der Hand in den Mund lebte. die 
Beschäftigung von Kindern in den Fabriken war gemäss der Verord-
nung von 1837 ab dem 12. altersjahr und bis zu 14 Stunden täglich 
erlaubt.3 die Fabrikanten klagten, nicht anders als die Handwerker, 
über die «grosse Konkurrenz von aussen, die uns beständig auf dem 
Halse liegt» und deren Folgen für Beschäftigung und einkommen.4 

1.2  In Etappen zur Gewerbefreiheit und zur freien 
Berufsbildung 

Abschaffung (1798) und Wiederaufrichtung (1803) 
der Handwerksordnungen

der helvetische einheitsstaat beseitigte am 19. Oktober 1798 den 
Zunft- und innungszwang. im Zeichen der revolution hatten sich die 
Handwerksgesellschaften bereits im Frühjahr aufgelöst und ihre Ver-
mögen unter die Mitglieder verteilt. Mit der Gewerbefreiheit wurden 
die Handwerksordnungen aufgehoben und damit deren Bestimmun-

2 Zitiert nach alfred Bütikofer, Meinrad Suter, Winterthur im umbruch 1798–1848, 
Winterthur 1998, S. 163.

3 Verordnung über die Beschäftigung der Kinder in den Fabriken, vom 15.7.1837 
(off. Sa. Bd. 5, S. 161–163).

4 Zitiert nach a. Bütikofer, M. Suter, Winterthur im umbruch (wie anm. 2), S. 194.
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gen über die Lehrlingsausbildung. allerdings zeigen Lehrverträge 
aus der Zeit um 1800, dass diese weiterhin den herkömmlichen Ge-
bräuchen folgten. die Lehrverträge legten wie seit jeher die dauer 
der Lehrzeit und das Lehrgeld fest sowie die Modalitäten des Lehr-
abschlusses und eines Lehrabbruches. Vom Meister wurde verlangt, 
dem Lehrling zum nötigen handwerklichen rüstzeug zu verhelfen 
und ihn zu einem ehrbaren Lebenswandel anzuhalten, der Lehrling 
musste fleissig, ehrlich und gehorsam sein.5 

das ende der Helvetik 1803 bedeutete für das Handwerk und 
Gewerbe eine weitgehende rückkehr zu den Verhältnissen vor 
1798. durch die Polizeiverordnung von 1804 wurde der innungs-
zwang wiederhergestellt und diesem wurden nun auch die Hand-
werksmeister auf der Landschaft unterworfen.6 Wer Gesellen halten 
und Lehrlinge ausbilden wollte, musste Meister und Mitglied seiner 
Handwerksgesellschaft in den Städten Zürich oder Winterthur sein, 
Landmeister mussten für das auf- und abdingen, für die Versamm-
lungen (die sogenannten Gebote) in die Stadt reisen. Wesentlicher 
Bestandteil der Handwerksordnungen waren die Bedingungen des 
Lehrlings-, Gesellen- und Meisterrechts, so v. a. die Zahl der Lehr-
linge, die ein Meister halten durfte, und die Zeit der Lehr- und Warte-
jahre, bis man Meister werden konnte. Zumeist war die gleichzeitige 
annahme von mehreren Lehrlingen untersagt, die Lehre und ebenso 
die Gesellenzeit dauerte i. d. r. drei bis vier Jahre.7 

Von Seite des Kantons war seit 1803 die Sektion für industrie, Ge-
werbe und Landwirtschaft (die sogenannte industriesektion) des 
rates des innern, eines ausschusses der regierung, für volkswirt-
schaftliche Belange zuständig. Zum Bereich des Gewerbes gehörte 
v. a. die erteilung von Hausierpatenten sowie die Prüfung und Geneh-
migung der Handwerksordnungen. Letzteres geschah in der regel 
ohne Weiteres, das augenmerk der Behörden richtete sich weitge-

5 alfred Häberle, 100 Jahre Gewerbeverband Winterthur und umgebung 1874–
1974, Winterthur 1974, S. 23.

6 Gesetz, enthaltend eine allgemeine Polizey-Verordnung für die Handwerke und 
Krämerey, vom 28.5.1804 (off. Sa. Mediation, Bd. 2. S. 27–31).

7 Melchior esslinger, Gutachten der Gewerbssektion des zürcherischen rathes des 
innern über die Frage der Handwerksinnungen, Zürich 1849, S. 7.
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hend nur auf die Strafkompetenz der innungen gegen eigene ange-
hörige, die nicht zu hoch sein durfte.8

Spätere (liberale) Zeiten konnten dem 1804 wieder aufgerichteten 
innungssystem nichts Gutes mehr abgewinnen. die ausscheidung 
der Berufe gegeneinander habe zu «endlosen Streitigkeiten und wirk-
lichen Kriegen zwischen verwandten Handwerken» geführt, der er-
werb des Meisterrechts, wo dieses mit einem Meisterstück verbunden 
war, zu Willkür und Parteilichkeit, das einseitige Verhältnis der Meis-
ter zu den Gesellen und Lehrlingen zu «schreienden Missbräuchen».9 
Gottfried Keller erzählte von seinem sonst durchaus fortschrittlichen 
Vater, dem Obmann der drechslermeister, dieser habe «keinen Spass 
verstanden und in seinem Jähzorn widerspenstige Lehrbuben oft jäm-
merlich geprügelt».10 Oft beklagt wurden die Verwendung der Lehr-
linge bei berufsfremden arbeiten und die missbräuchliche auflösung 
der Lehrverhältnisse durch die Lehrmeister. nicht verschwiegen sei 
indessen, dass es auch Lehrburschen gab, die ihre Meister durch ihr 
Verhalten zur Verzweiflung trieben.11

Endgültiger Übergang zur Freiheit des Gewerbes 

die Ordnung von 1804, die lediglich eine allgemeine polizeiliche 
aufsicht des Staates bedeutete und die ausgestaltung der inneren re-
geln weitgehend den Handwerksgesellschaften überliess, hatte Be-
stand bis 1832. nun, unter der neuen liberalen Kantonsverfassung 
von 1831, trieben die Kräfte mit Macht hin in richtung einer völli-
gen Gewerbefreiheit. allerdings wurden zunächst die Bedenken der 
Handwerke berücksichtigt, die in der uneingeschränkten Konkur-
renz das «Grab des Bürgerthums» sahen, den «untergang der ehr-

8 Zuschrift des Handwerkerstandes an den Grossen rat, vom 12.2.1831, S. 3 (StaZH: 
iii JJa 4).

 9 M. esslinger, Gutachten (wie anm. 7), S. 8.
10 emil ermatinger, Gottfried Kellers Leben, 8. neu bearb. aufl., Zürich 1978, S. 19.
11 M. esslinger, Gutachten (wie anm. 7), S. 19; Johannes Häne, Sergeant Georg Hei-

degger von Zürich, in: Zürcher taschenbuch 1925, S. 4 f.
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baren Mittelklasse».12 als eine Übergangslösung blieb deshalb 1832 
für 23 der insgesamt 42 Handwerke der innungszwang bestehen, das 
heisst für 90 Prozent der Handwerker oder für etwa 9900 Meister, 
Gesellen und Lehrlinge.13

das Gesetz über das Handwerkswesen von 1832 stellte erstmals all-
gemeine Bedingungen auf über das Lehrlingswesen, jedoch nur für 
jene Handwerke, die noch nicht freigegeben waren. Verlangt wurde 
u. a. ein schriftlicher Lehrvertrag, und der Lehrling musste (dies galt 
für alle) die alltagsschule absolviert haben, das heisst wenigstens 
zwölf Jahre alt sein. die Handwerksgesellschaften hatten Verzeich-
nisse der Lehrknaben zu führen und diesen nach abschluss der Lehre 
ein Zeugnis (den Lehrbrief) auszustellen, das vom Statthalter zu be-
glaubigen war. Wer keine Lehre absolviert hatte, aber die nötigen 
Kenntnisse besass, konnte den Lehrbrief durch die ablegung einer 
Gesellenprobe vor einer Prüfungskommission erlangen. die unmit-
telbare aufsicht über die Handwerksgesellschaften führte der Be-
zirksrat. Für das Handwerkswesen allgemein blieb der rat des innern 
zuständig. dessen Gewerbesektion bestand aus wenigstens zwei re-
gierungsräten und fünf bis sechs Vertretern des Gewerbe- oder Hand-
werkerstandes.14

aber es überzeugten sich unter den neuen Verhältnissen bald auch 
weite teile des Handwerks selbst, dass die Korporationszwänge kei-
nen Schutz mehr boten, sondern dass alles auf «Geschicklichkeit und 
Fleiss» ankam.15 Bereits 1838 folgten deshalb mit dem Gesetz betref-
fend die Freigabe der Handwerke das Prinzip der völligen Gewer-
befreiheit und damit das ende der alten Handwerksgesellschaften. 
Lediglich polizeiliche Vorschriften, u. a. über die Pflichten und Ver-
hältnisse der Lehrlinge und Gesellen, waren noch vorgesehen.16

12 Zuschrift des Handwerkerstandes (wie anm. 8), S. 2; vgl. a. Bütikofer, M. Suter, 
Winterthur im umbruch (wie anm. 2), S. 160–163.

13 M. esslinger, Gutachten (wie anm. 7), S. 9.
14 Gesetz über das Gewerbewesen im allgemeinen und das Handwerkswesen in’s 

Besondere, vom 9.5.1832 (off. Sa. Bd. 2, S. 29–62).
15 M. esslinger, Gutachten (wie anm. 7), S. 13. 
16 Gesetz betreffend die Freygebung der Handwerke, vom 26.9.1838 (off. Sa. Bd. 4,  

S. 356–357).
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Zur Gewerbefreiheit und zur freien und ungehinderten ausbil-
dung der Kräfte gehörte nach liberaler auffassung insbesondere die 
abschaffung einer vorgegebenen Lehrzeit. Man hatte dabei das ju-
gendliche «Genie» vor augen, «dessen entwicklung an keine Jahre 
gebunden» schien.17 die «polizeiliche» regulierung der Lehrverhält-
nisse wurde 1844 erlassen, sie bestimmte: «die gegenseitigen rechte 
und Verbindlichkeiten der Meister und Lehrlinge sind Gegenstand 
des freien Vertrages, der im namen Minderjähriger entweder von 
ihren Vätern oder Vögten abgeschlossen werden soll.»18 die weiteren 
rahmenbedingungen gingen kaum über die herkömmlichen Bräu-
che hinaus und betrafen v. a. den Lehrabbruch. (dem Lehrling war 
ein austritt u. a. möglich, wenn im Haus des Meisters «ekelhafte un-
reinlichkeiten oder sittenwidrige Gewohnheiten» herrschten; eine 
«verständige väterliche Zucht» konnte nicht als Misshandlung einge-
klagt werden.)19 Ferner hatte der Lehrling anrecht auf ein abschluss-
zeugnis, die Schriftlichkeit des Lehrvertrags hingegen wurde nicht 
mehr gefordert.

Die Anfänge der Berufsschulen und von deren staatlicher Unterstützung

der liberale Zürcher Staat, der nach 1831 für den Strassenbau und 
das Schulwesen Grosses leistete und dafür bedeutende Summen ein-
setzte, überliess die Wirtschaft dem freien Spiel der Kräfte. im öffent-
lichen Bewusstsein dominierten die interessen der industrie und des 
Handels. erst nach 1845 reifte die Überzeugung, dass auch die Land-
wirtschaft und das Gewerbe wichtig waren für den Volkswohlstand. 
die Landwirtschaft wurde ab 1847 durch staatliche Kredite gefördert 
sowie 1853 durch die Gründung der kantonalen landwirtschaftlichen 
Schule Strickhof. im Gewerbewesen hingegen lehnten regierungsrat 
und Grosser rat noch 1849 Petitionen aus Handwerkskreisen ab, die 
u. a. die einrichtung von Handwerksschulen forderten, und blieb bei 

17 Zuschrift des Handwerkerstandes (wie anm. 8), S. 4.
18 Polizeigesetz für Handwerksgesellen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter, tagelöhner und 

dienstboten, vom 16.12.1844 (off. Sa. Bd. 7, S. 152–180).
19 a. a. O., S. 168.
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der ansicht, die Hebung von Handwerk und Gewerbe müsse der Pri-
vatinitiative überlassen bleiben.20

in Winterthur war bereits 1833 ein Gewerbeverein zur Förderung 
der gemeinnützigen Kenntnisse und Vermehrung der industrie ent-
standen, 1835 eröffnete die Stadtgemeinde eine erste Gewerbeschule 
zur Weiterbildung der Lehrlinge und Meister. 1839/41 entstand der 
«Gewerbeverein des Bezirkes Zürich», 1844 der «Gewerbeverein für 
den Bezirk Winterthur». 1854 folgte die Gründung des kantonalen 
Handwerks- und Gewerbsvereins, der sich u. a. die einrichtung von 
Gewerbeschulen zum Ziel setzte.21

1857 schrieb der Bezirksverein Zürich, «dass eine Menge Hand-
werke ihrer auflösung entgegen gehen, weil mächtige Capitalien 
den Betrieb fabrikmässig einleiteten, weil sie intelligenz, Geist und 
die errungenschaften der Wissenschaft mit in den dienst genommen 
und damit den nur zur arbeit befähigten Handwerker überflügelten». 
dem könne nur eine fortdauernde ausbildung entgegenwirken: «es 
ist daher eine neue Gestaltung des Handwerks, eine neue Betriebs-
weise nöthig, die geistige und materielle Bildung zum vitalen Prin-
zip hat.»22

den Bemühungen des kantonalen Vereins war es zu danken, dass der 
Grosse rat schliesslich 1858 dem regierungsrat einen jährlichen Kre-
dit zur Förderung des Handwerkswesens von zunächst 5000 Fran  ken 
eröffnete.23 einen ersten Beitrag von 500 Franken aus dem Kredit 
des Grossen rates sprach der regierungsrat am 27. Juli 1858 für den 
Handwerks- und industrieverein Pfäffikon, der im Mai jenes Jahres 
eine industrieausstellung durchführte. der regierungsrat verlangte, 
dass der Überschuss zur unterstützung der Gewerbeschule verwen-

20 Protokoll des Grossen rates vom 23.10.1849, S. 281 f. (StaZH: MM 24.29).
21 Jakob Widmer, 100 Jahre Wirtschaft und Gewerbepolitik im Kanton Zürich. Fest-

schrift zum 100-jährigen Bestehen des Kantonalen Gewerbeverbandes, Horgen 
1954.

22 ansichten und Vorschläge der Vorsteherschaft des Handwerks- und Gewerbever-
eins des Bezirkes Zürich zu zeitgemässer Hebung und Förderung des Handwerk-
standes, dezember 1857, verfasst von Handwerker Karl Weber, S. 14 (StaZH: iii 
Jb 1.3).

23 Beschluss betr. aussetzung eines Kredites zur Förderung des Handwerkswesens, 
vom 6.4.1858 (off. Sa. Bd. 12, S. 99).
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det werden müsse, ausserdem hatte der Handwerkerverein innert 
Monatsfrist der direktion des innern Bericht zu erstatten über den 
bisherigen Gang und die einrichtung ihrer Gewerbeschule.24

in der Folge nahmen die von Kommunen und Vereinen getra-
genen Handwerks- und Fortbildungsschulen einen raschen auf-
schwung. 1865 wurden bereits 36 Schulen durch Beiträge des Kan-
tons unterstützt, 1866 wurde Sekundarlehrer J. C. Ott aus Männedorf 
als ein Sachverständiger mit der ausserordentlichen inspektion aller 
Handwerks- und Gewerbeschulen beauftragt und 1867 der Kredit 
auf 16 000 Franken erhöht sowie eine Verordnung betreffend die aus 
Staatsmitteln unterstützten Handwerks- und Gewerbsschulen erlas-
sen.25 indessen wurde in der Weisung zur Verordnung vorsorglich 
auch erklärt, um keine falschen Vorstellungen aufkommen zu lassen, 
die Handwerks- und Gewerbeschulen würden in kein anderes Ver-
hältnis zu den Behörden treten als bisher: Sie blieben freiwillige insti-
tute, es bestehe kein Zwang zum Besuch, neu seien nur Bedingungen 
für Staatsmittel genauer formuliert. die Verordnung enthielt einen 
anhang über die unterrichtspläne und die Lehrmittel für das Zeich-
nen. Staatsbeiträge waren gemäss dem unterrichtsgesetz von 1859 
auch möglich für andere, allgemeine Fortbildungsschulen.

Mit dem Übergang der Kantonsverwaltung vom Kollegien- zum 
direktorialsystem 1850 wurde die direktion des innern zuständig für 
die Volkswirtschaft, die erziehungsdirektion (mit dem erziehungsrat) 
für das unterrichtswesen. Weil gemäss dem unterrichtsgesetz von 
1859 die Schulen ausserhalb des «gesetzlichen Organismus» einer Be-
willigung des erziehungsrates bedurften und unter der aufsicht der 
Schulbehörden standen26, wurden nun beide direktionen zuständig 
für die damals entstehenden Handwerks- und Gewerbeschulen der 
Vereine und Kommunen. die unmittelbare aufsicht führten die Be-

24 rrB vom 27.7.1858 (StaZH: MM 2.139); vgl. rrB vom 13.2.1858, vom 13.3.1858, 
vom 20.3.1858 (StaZH: MM 2.139).

25 rechenschaftsbericht des regierungsrates 1865, S. 37; StaZH: u 29.1.4, Berichte 
über die inspektion der Handwerkerschulen, 1866–1886; Verordnung betr. die aus 
Staatsmitteln unterstützten Handwerks- und Gewerbsschulen, 1867, mit Weisung 
und anhang unterrichtsplan und Lehrmitteln für das Zeichnen (StaZH: iii ec 1 a).

26 Gesetz über das gesammte unterrichtswesen des Kantons Zürich, vom 23.12.1859 
(off. Sa. Bd. 12, S. 330–332.)
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zirksschulpflegen, die auch jährlich Berichte über diese abstatteten. 
die seit 1858 ausgerichteten Staatsbeiträge wurden aus dem Budget 
der direktion des innern bestritten, wobei die Schulen ihre Jahresbe-
richte an die erziehungsdirektion zu richten hatten, diese einen Ge-
samtbericht und ein Gutachten für die direktion des innern verfasste 
und diese wiederum den antrag an die regierung über die Verteilung 
der Kredite stellte. Für eine von Zeit zu Zeit wiederkehrende inspek-
tion hatte der erziehungsrat zu sorgen.27 

1.3 Die kantonalen Mittelschulen

Die ersten kantonalen Mittelschulen 1803

eine höhere ausbildung an öffentlichen Schulen war im alten Zürich 
das Privileg der Stadtbürger. noch 1791 wurde in Zürich den Kindern 
von eltern, die das Stadtbürgerrecht nicht besassen, der Zugang zu 
den Stadtschulen verwehrt und diese in private, sogenannte Landins-
titute verwiesen. erst als die revolution von 1798 und die Güteraus-
scheidung zwischen Stadt und Kanton von 1803 die Schulen, die in 
der Stadt auf die «aBC-Schulen» ab dem siebten altersjahr aufbauten, 
zu kantonalen anstalten machten, wurden diese wenigstens grund-
sätzlich der nichtstädtischen (männlichen) Jugend zugänglich. Grund 
für die Kantonalisierung war der umstand, dass ihre auslagen aus 
kantonalen Mitteln sowie aus dem Vermögen des Grossmünsterstifts, 
das unter aufsicht des Staates stand, bestritten wurden. die 1774 ge-
gründete töchterschule in Zürich hingegen für Mädchen vom 7. bis 
zum 15. altersjahr blieb städtisch und damit den Bürgerfamilien vor-
behalten.28

der männlichen, in der Hauptsache immer noch städtischen Ju-
gend standen ab dem 11./12. altersjahr zwei schulische Wege offen. 
Wer eine «bürgerliche» Laufbahn einschlagen, Kaufmann oder Hand-
werker werden wollte, der absolvierte die 1774 gegründete Kunst-
27 Verordnung betr. die aus Staatsmitteln unterstützten Handwerks- und Gewerbe-

schulen (wie anm. 25).
28 StaZH, u 78: Kommissionalbericht über die Kantonallehranstalten, Januar 1830.



13

schule, die bis zum 14./15. altersjahr dauerte, danach allenfalls das 
1826 von Privaten gegründete technische institut oder trat in eine 
Lehre ein. Wer eine wissenschaftliche ausbildung anstrebte, der be-
suchte die Gelehrtenschule und danach bis zum 18./19. altersjahr das 
Collegium Humanitatis, worauf ihm die aufnahme in das Carolinum 
(Collegium Publicum), die Zürcher theologenschule, oder das Stu-
dium an einer akademie oder universität offenstand. das Collegium 
Humanitatis und Collegium Publicum wurden auch als das Gymna-
sium bezeichnet.29

die trennung des gelehrten vom «bürgerlichen» Bildungsweg 
seit 1774 war eine Folge des Streites, der seit der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts bis weit ins 20. Jahrhundert hinein über das Verhält-
nis von klassisch-allgemeinbildenden, insbesondere des Lateins, und 
nützlichen-fachorientierten Fächern geführt wurde.

Die Schulreform 1832/33: Gründung der Kantonsschule Zürich

den Weg für die neuordnung der höheren kantonalen Schulen eb-
nete 1832 die aufhebung des Chorherrenstifts Grossmünster. es war 
dieser heftig umkämpfte und radikale entscheid ein wahrhaft «refor-
matorischer» Kraftakt, denn damit kam das ende jener geistlichen 
institution, die als einzige im Kanton Zürich die reformation von 
1523/25 überlebt hatte. das reiche Stiftsgut wurde verstaatlicht und 
bis 1848 als besonderes Kantonalgut verwaltet, sollte aber weiterhin 
für die staatlichen aufwendungen für die Kirche und die höheren 
kantonalen unterrichtsanstalten verwendet werden, nunmehr für die 
universität und die Kantonsschule, die 1833 ihren Lehrbetrieb auf-
nahmen.30 aufgehoben wurde 1832 auch das sogenannte alumnat, 

29 ibid.; Heinrich Stüssi, Gesetze, Verordnungen usw. des Kantons Zürich, unter-
richtswesen, Winterthur 1881, S. *33–*37.

30 Gesetz betr. die aufhebung des Chorherrenstiftes zum Grossen Münster, vom 
10.4.1832 (off. Sa. Bd. 2, S. 5–8); Gesetz über die Benutzungs- und Verwaltungsweise 
des Stiftsgutes, so wie über das rechnungswesen der höheren unterrichtsanstalten, 
vom 27.6.1837 (off. Sa. Bd. 4, S. 349–352); Gesetz betreffend die einverleibung des 
Stiftsfonds in das unmittelbare Staatsgut, sowie über die Verwaltung der Kantons-
schulkassa und des Kantonalarmenfonds, vom 3.10.1848 (off. Sa. Bd. 7, S. 408–412).
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ein seit 1538 bestehendes und vom Staat unterhaltenes Konvikt für 
einige theologiestudenten; die ausgaben wurden in Jahresstipendien 
für Schüler der höheren kantonalen Lehranstalten unter der aufsicht 
eines Stipendieninspektors umgewandelt.31 

die liberale Schulreform von 1832/33 hatte nicht einfach die Ver-
besserung der bestehenden institutionen zum Ziel, sondern die Schaf-
fung eines neuen organischen Ganzen von der Grundstufe bis zur 
Hochschule. 

die Kantonsschule, deren Plan wie jener der universität wesent-
lich von Johann Caspar von Orelli (1787–1849) entworfen wurde, 
trat als eine «Zwillingsschule» (so Gottfried Keller im «Grünen Hein-
rich») mit einer berufsbildenden und einer gymnasialen abteilung 
an die Stelle der bisherigen höheren kantonalen Schulen in der Stadt 
Zürich, die Gelehrten- und die Kunstschule. die Gelehrtenschule 
wurde zum humanistischen Gymnasium, das in sechseinhalb Jahren 
auf wissenschaftliche Studien an der universität vorbereitete und mit 
einem Maturitätszeugnis abschloss; wer sich über kein solches aus-
weisen konnte, hatte sich an der universität einer aufnahmeprüfung 
zu unterziehen.32 das vormals private technische institut wurde zur 
oberen, die Kunstschule zur unteren industrieschule für Jünglinge, 
die einen handwerklichen, technischen, industriellen oder kaufmän-
nischen Beruf erlernen wollten, sie dauerte zunächst fünf Jahre.

im Zusammenhang mit der liberalen neuordnung des Verhältnis-
ses von Stadt und Land fielen auch Schranken, die im Bereich der Bil-
dung noch bestanden hatten. der zwölfjährige Gottfried Keller, der 
spätere Schriftsteller und Staatsschreiber, war 1831 als Sohn eines in 
Zürich niedergelassenen Landbürgers nicht in die weiterführenden 
kantonalen Schulen eingetreten, sondern in das von Privaten gestif-
tete «Landknabeninstitut». erst mit der eröffnung der Kantonsschule 
zu Ostern 1833 wurde er zum Kantonsschüler und Banknachbarn 
von Jugendlichen aus dem Stadtbürgerstand, aber auch von Söhnen 
vermögender dorfmagnaten.33

31 Gesetz betreffend das alumnat, vom 25.1.1832 (off. Sa. Bd. 1, S. 426–431).
32 Gesetz über die Organisation des gesammten unterrichtswesens im Canton Zürich, 

vom 28.9.1832, §§ 165, 166 (off. Sa. Bd. 2, S. 313–368).
33 e. ermatinger, Gottfried Kellers Leben (wie anm. 10), S. 29, 35.
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Abb. 2: Die 1839–1842 erbaute Kantonsschule in Zürich, vom Heimplatz 
aus gesehen. Koloriertes Aquatintablatt, erschienen 1850 bei Heinrich  
Füssli & Cie. (Original: Baugeschichtliches Archiv der Stadt Zürich.)
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ein humanistisches Gymnasium seit dem 17. Jh. und eine industrie-
schule seit dem 18. Jh. bestanden auch in Winterthur. im unterschied 
zu den entsprechenden Schulen in der Stadt Zürich blieben sie nach 
1798/1803 und bis ins beginnende 20. Jahrhundert als Bürgerschulen 
im eigentum der Stadt Winterthur und wurden von dieser finanziert.

Die Zürcher Mittelschulen bis 1870 34

Mit der eröffnung der eidgenössischen Polytechnischen Hochschule 
(seit 1911 die eidgenössische technische Hochschule etH) in Zü-
rich 1855 begann der Bund, einfluss auf die kantonalen Mittelschulen 
zu nehmen. Weil die Hochschulkurse im Herbst begannen, wurde 
die gymnasiale abteilung der Kantonsschule Zürich gemäss dem un-
terrichtsgesetz von 1859 gegen den heftigen Protest der Lehrerschaft 
von sieben auf sechseinhalb Jahre verkürzt. die obere industrieschule 
wurde 1842 in eine kaufmännische und eine technische Fachgruppe 
bzw. abteilung geschieden, wobei letztere zu einer Vorbereitungs-
schule für das Polytechnikum wurde und ihren absolventen seit 1868 
den prüfungsfreien Übertritt an dieses ermöglichte. die untere indu-
strieschule wurde 1866/67 zugunsten der Sekundarschule aufgegeben.

Ferner entstanden zwei weitere, ebenfalls als Mittelschulen be-
zeichnete höhere kantonale unterrichtsanstalten, für deren Besuch 
in der regel die Vorkenntnisse der Sekundarschule verlangt wurden: 
die 1820 eingeführte und 1834 definitiv konstituierte tierarznei-
schule für die ausbildung von tierärzten, 1832 das Lehrerseminar 
in Küsnacht. das 1804 reorganisierte Medizinische institut und das 
1806 gegründete politische institut gingen 1833 in der Hochschule 
auf. nicht als Mittelschule galt die 1853 eröffnete landwirtschaftli-
che Schule Strickhof, obwohl sie um 1870 faktisch eine Berufsschule 
nicht nur für angehende Landwirte, sondern auch für andere Berufs-
richtungen war. Grund war vielleicht der umstand, dass der Strickhof 
der Landwirtschaftskommission und dem rat des innern unterstand, 
34 Vgl. die Literatur zu den Zürcher Mittelschulen, so insbesondere Fritz Hunziker, 

die Mittelschulen in Zürich und Winterthur, Zürich 1933, und Walter Kronbichler, 
die zürcherischen Kantonsschulen 1833–1983, Zürich 1983.
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nicht der erziehungsdirektion. diese konnte allerdings inspektionen 
anordnen und prüfte auch die Befähigung der Lehrer.

die höheren Stadtschulen in Winterthur wurden 1862 und da-
nach der Organisation der Kantonsschule in Zürich angeglichen. die 
dauer des Gymnasiums und der industrieschule wurde von fünf auf 
6 1/2 Jahre erstreckt, wonach der prüfungsfreie Übertritt an die Hoch-
schulen möglich wurde; wie in Zürich wurde der unterbau der in-
dustrieschule mit seiner technischen und kaufmännischen abteilung 
später zugunsten der Sekundarschule aufgegeben. die obere Mäd-
chenschule dauerte zunächst vier Jahre, wobei die ersten beiden Stu-
fen später ebenfalls in der Sekundarschule aufgingen. abgesehen von 
einer bescheidenen Subvention durch den Staat und dessen allgemei-
ner Oberaufsicht blieb die Stadt Winterthur als Schulträger für die Fi-
nanzierung und ausgestaltung dieser Schulen zuständig.

die 1774 gegründete private töchterschule der Stadt Zürich war 
1832 zur Sekundarschule geworden. das Bedürfnis nach einer weiter-
führenden Mädchenschule wie in Winterthur führte dann 1874 auch 
in Zürich zur Gründung einer zunächst zweijährigen höheren töch-
terschule, die an die Sekundarschule anschloss.

Der Erziehungsrat und der Hohe Schulkonvent bis 1831/32

Oberste erziehungsbehörde war der 1798 durch den revolutionä-
ren Staat der Helvetik geschaffene erziehungsrat. ihm gehörten nach 
1803 u.  a. der ältere Kantonsbürgermeister sowie der antistes an, der 
Vorsteher der Zürcher Kirche. der erziehungsrat hatte die aufsicht 
inne über alle öffentlichen und privaten unterrichtsanstalten für die 
Jugend, und zwar nach ihrer inneren und äusseren einrichtung hin.35 
Ferner gab es besondere «hochobrigkeitliche» Gremien bzw. auf-
sichtskommissionen über die einzelnen kantonalen Schulen, vor allem 
aber den sogenannten Schulkonvent, bestehend aus dem rektor des 
Gymnasiums (dem Schulherrn), der gesamten Lehrerschaft des Gym-

35 Gesetz über die näheren Pflichten, Befugnisse und Verhältnisse des erziehungsrates 
usw., vom 19.12.1803 (off. Sa. Mediation, Bd. 1, S. 383).
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nasiums und der Gelehrtenschule, den übrigen Mitgliedern des Chor-
herrenstifts und fünf durch den erziehungsrat gewählten Mitgliedern. 
der Schulkonvent galt gemeinhin als «inhaber der Gelehrsamkeit» 
schlechthin, und man wagte nicht, sich in dessen Geschäftskreis ein-
zumischen. der fortschrittliche Staatsmann Ludwig Meyer von Kno-
nau indessen, der von 1799 bis 1830 dem erziehungsrat angehörte, 
ging in seinen Lebenserinnerungen hart ins Gericht mit der Zusam-
mensetzung der bis 1831 bestehenden kantonalen Schulbehörden. 
der erziehungsrat sei nichts anderes gewesen als ein administrativer 
richter, der sich in endlosen Sitzungen mit Streitereien über Lehrer-
gehälter, Zwiste zwischen Pfarrern und Lehrern, Schulkosten usw. ab-
gemüht habe, «die eine kleine Zahl von Geschäftsleuten mit Zuzie-
hung eines oder zweier Schulmänner weit kürzer und besser würden 
abgethan haben». den Schulkonvent bezeichnete Ludwig Meyer von 
Knonau als «invalidenhaus der Pädagogik», dem zwar in allen wichti-
gen Schulfragen die initiative zukam, mit dem aber keine Fortschritte 
zu erzielen waren.36

Die Führung und Verwaltung der kantonalen Mittelschulen nach 1831

Mit der völligen umgestaltung des Staates und der aufhebung des 
Chorherrenstiftes 1831/32 fiel der allmächtige Schulkonvent dahin. 
unter dem erziehungsrat wurden die Gemeinde- und Bezirksschul-
pflegen zu den aufsichtsgremien über die Volksschulen, die ver-
schiedenen kantonalen Schulanstalten erhielten je eigene aufsichts-
kommissionen. allerdings blieben die Lehrerkonvente wichtige 
in stitutionen für die Führung und Weiterentwicklung der Schulen. 
das unterrichtsgesetz von 1832 bestimmte, dass über Gegenstände, 
welche nicht unmittelbar die Personen der Lehrer betrafen, die auf-
sichtskommissionen nichts beschliessen konnten, ohne zuvor das Gut-
achten des Lehrerkonvents eingeholt zu haben. das Gesetz von 1859 
wies den Lehrerkonventen ausserdem «die Förderung wissenschaftli-
chen und pädagogischen Fortschrittes im gesammten Schulleben» zu, 

36 Ludwig Meyer von Knonau, Lebenserinnerungen, Frauenfeld 1883, S. 191–194.
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was u. a. durch die den Jahresprogrammen der Kantonsschule jeweils 
beigegebenen Studien geschah. eine Änderung hingegen trat im recht 
ein, die rektoren zu wählen. Von 1833 bis 1847 wurden diese von  
den Konventen selbst aus ihrer Mitte gewählt, danach durch den er-
ziehungsrat, seit 1859 durch den regierungsrat (die rektoren) bzw. 
den erziehungsrat (die Prorektoren).37

als ein Gremium zur Förderung des Schulwesens war ferner die 
1832 ins Leben gerufene Schulsynode bestimmt, die alle Volksschul- 
und Kantonsschullehrer zur Beratung von Schulfragen vereinigte.

Zur ökonomischen Verwaltung der Kantonsschule und der Hoch-
schule wurde 1832 eine Kantonsschulkasse und die Stelle eines Kan-
tonsschulverwalters geschaffen.38 dieser hatte die rechnung der Kan-
tonsschulkasse zu führen, aus der (mit ausnahme des Baulichen) 
sämtliche ausgaben der Kantonsschule, der Hochschule und der tier-
arzneischule bestritten wurden. alimentiert wurde die Kantonsschul-
kasse durch einen Staatsbeitrag, den ertrag des Stiftsvermögens, die 
einschreibe- und Schulgelder der Schüler und Studenten und einige 
weitere Quellen. als 1848 das Stiftsvermögen mit dem allgemeinen 
Staatsgut vereinigt wurde, fiel dessen ertrag weg. Bis 1850 unterstand 
die Kantonsschulverwaltung, was das rechnungswesen betraf, dem 
Finanzrat, ansonsten einer Kommission des erziehungsrates als ihrer 
aufsichtsbehörde. Seit der Verwaltungsreform von 1850 gehörte der 
Kantonsschulverwalter, zusammen mit dem direktionssekretär und 
zwei Kanzlisten, zum Sekretariat der erziehungsdirektion.39

erster Kantonsschulverwalter des Kantons wurde 1833 Leonhard 
Urner (1788–1840) von rifferswil, der neben seinem anspruchsvol-
len amt als rechnungsführer gleichzeitig Lehrer an der oberen indu  - 

37 Gesetz über die Organisation des gesammten unterrichtswesens im Canton Zürich 
vom 28. September 1832 (off. Sa. Bd. 2, S. 313–368); Gesetz betreffend die Kantons-
schule vom 6. april 1847 (off. Sa. Bd. 7, S. 338–360); Gesetz über das gesammte 
unterrichtswesen des Kantons Zürich, vom 23.12.1859 (off. Sa. Bd. 12, S. 306).

38 unterrichtsgesetz vom 28.9.1832 (wie anm. 37); StaZH: uu 1.10, Protokoll des 
erziehungsrates 1833, S. 69, S. 303 (reglement).

39 Martin illi, Von der Kameralistik zum new Public Management. Geschichte der 
Zürcher Kantonsverwaltung von 1803 bis 1998, Zürich 2008, S. 80–84, 199–201.
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strieschule und auch Spezereihändler war.40 Leonhard urner starb im 
amt, zu seinem nachfolger wurde 1840 sein Gehülfe David Wissmann 
(geb. 1807) von unterstrass gewählt.41 der rechnungsverkehr und 
die Zahl der «Kunden» der Kantonsschulverwaltung waren beträcht-
lich, weshalb abschrankungen und ein Kassaschrank zum unentbehr-
lichen inventar des amtes gehörten.

2.  ausbau der Mittelschulen und staatliche aufsicht über 
die Berufsbildung (1869–1930)

 2.1  Demokratie, soziale Verantwortung – und 
«Wettkampf der Völker auf allen Arbeitsgebieten» 

Die Konkurrenz als Konstante in einem sich wandelnden Umfeld

die liberale Ära, die im Kanton Zürich 1831 die alte Ordnung be-
seitigt hatte und später stark mit dem namen von alfred escher ver-
bunden war, ging in den 1860er-Jahren ihrem ende entgegen. der 
ungeahnte Wachstums- und Modernisierungsschub, der nach der 
Bundesgründung von 1848 einsetzte, hatte auswirkungen auf Staat 
und Gesellschaft. insbesondere verlangte im Zuge der fortschreiten-
den industrialisierung die soziale Frage nach neuen antworten. Zum 
Programm der wesentlich von Winterthur ausgehenden demokra-
tischen Bewegung gehörten sozial- und wirtschaftspolitische Forde-
rungen, die den regierenden Liberalen als Schritte hin in richtung 
eines Staatssozialismus und als ende der Freiheit galten. entsprechend 
hart und leidenschaftlich tobte der politische Kampf. die Opposition 
setzte sich schliesslich durch und schuf mit der Kantonsverfassung 

40 StaZH: uu 1.10, Protokoll des erziehungsrates 1833, S. 79 f.; Jakob Holzhalb, Ver-
zeichnis der niedergelassenen in der Stadt Zürich auf das Jahr 1836, Zürich 1836,  
S. 129.

41 rrB vom 8.10.1840 (StaZH: MM 2.59, S. 269–270).
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von 1869 und der Bundesverfassung von 1874 die Möglichkeit, den 
Staat und die Gesellschaft nach ihrer Vorstellung weiterzuentwickeln.

die folgenden Jahrzehnte waren nach Überwindung der grossen 
depression der 1870er-Jahre von einem weiteren rasanten Wachs-
tum und von scharfen sozialen Konflikten geprägt. Von 1870 bis 1910 
wuchs die Bevölkerung im Kanton Zürich von 285 000 auf 504 000, 
der ausländeranteil stieg von 5 % auf 20 %. die Landwirtschaft wurde 
vom dienstleistungssektor überflügelt und die Metall- und Maschi-
nenindustrie zum wichtigsten Wirtschaftszweig. arbeitskämpfe und 
unruhen auf dem Platz Zürich machten mehrfach den einsatz von 
Militär notwendig. der von 1914 bis 1918 dauernde erste Weltkrieg 
und die darauf folgende arbeitslosigkeit brachten weitere ungeahnte 
eingriffe des Staates in das Wirtschafts- und Sozialleben. die Hoff-
nung, danach zu den früheren Verhältnissen zurückkehren zu kön-
nen, erwies sich als illusion. der Staat kümmerte sich fortan vermehrt 
um den einzelnen, verpflichtete diesen aber auch zur Verantwortung 
vor sich selbst und der Gesellschaft.

ebenso wie nach der einführung der Handels- und Gewerbefrei-
heit waren die Generationen um 1900, als sich die nationale Wirt-
schaft zur Weltwirtschaft ausweitete, vom Bewusstsein geprägt, dass 
das Leben ein Kampf um das dasein sei. Zum politischen Programm 
der demokraten gehörte 1869 die «Hebung der intelligenz und der 
Produktionskraft des Landes».42 in seinem antrag zur einführung ob-
ligatorischer Fortbildungsschulen, die auf die Volksschule folgen soll-
ten, mahnte der regierungsrat 1909: «im Wettkampf der Völker auf 
allen arbeitsgebieten können nur diejenigen bestehen und obsiegen, 
die in Wissen und Können die andern überragen.» die Zukunft der 
Jugend und ihrer Chancen in der arbeitswelt war zu einer dauernden 
Sorge geworden: «Keine ausgaben tragen so reiche Zinsen, wie die 
ausgaben für die Jugendbildung», schrieb der regierungsrat 1909.43

42 Meinrad Suter (red.)/Staatsarchiv Zürich (Hg.), Kleine Zürcher Verfassungsge-
schichte, Zürich 2000, S. 75.

43 Gesetz betr. die Fortbildungsschulen, antrag des regierungsrates vom 26.8.1909 
(amtsblatt des Kantons Zürich 1909, textteil, S. 723, 738).
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Bildungspolitik: Stau und Reformen

Freilich zeigte sich nach 1869, dass das Volk auf kantonaler ebene 
wenigstens noch nicht zu grossen entwürfen bereit war, dass das da-
mals eingeführte Gesetzesreferendum eher die konservativen Kräfte 
stärkte. die umfassende Schulreformvorlage von erziehungsdirek-
tor Johann Kaspar Sieber wurde 1872 ebenso abgelehnt wie die Ge-
setzesvorlagen über die Fortbildungsschulen 1885 und 1887 und die 
Gewerbegesetze mit ihren Vorschriften über die Lehrlingsausbildung 
1881 und 1899. an den kantonalen Mittelschulen herrschten um 1900 
wegen des raummangels Verhältnisse, die an den Volksschulen nicht 
toleriert worden wären.44 einzig die Schaffung des technikums in 
Winterthur fand 1874 die Zustimmung des Souveräns. dafür geschah 
um so mehr auf kommunaler ebene sowie durch private Gesellschaf-
ten und Verbände. Von 1869 bis 1898 stieg die Zahl der berufsbilden-
den institutionen und Fortbildungsschulen von 44 auf 168.45 Berufs-
verbände organisierten seit 1880/81 freiwillige Lehrlingsprüfungen. 
die Stadt Zürich schuf 1874 die Höhere töchterschule (die 1774 ge-
gründete töchterschule war 1832 zur Sekundarschule geworden) 
und 1874 ein bis 1881/83 bestehendes realgymnasium (ohne das an 
der Kantonsschule geforderte Fach Griechisch), ferner übernahm sie 
1893 die in der Stadt und den ausgemeinden bestehenden Gewer-
beschulen. die Stadt Winterthur gründete 1888 eine töchterfortbil-
dungsschule, 1889 die Metallarbeiterschule.

dem Kanton gelang es erst um 1900, seine bildungspolitischen re-
formen zu verwirklichen, um nun allerdings bis zum ausbruch des 
ersten Weltkriegs bedeutende Leistungen zu vollbringen. das Volks-
schulgesetz von 1899 erweiterte die Primarschule um ein siebtes und 
achtes Schuljahr. die Kantonsschule Zürich wurde reorganisiert und 
die verschiedenen abteilungen 1904/06 verselbstständigt. 1909 er-

44 Kantonsratsbeschluss und beleuchtender Bericht des regierungsrates betr. die 
erstellung neuer unterrichtslokalitäten für das technikum in Winterthur, die Kan-
tonsschule und die Hochschule in Zürich, Volksabstimmung vom 25.6.1905 (amts-
blatt des Kantons Zürich 1905, textteil, S. 486–495).

45 ulrich Mägli, Geschichte der gewerblichen und kaufmännischen Berufsbildung im 
Kanton Zürich, aarau 1989, S. 224–225.



24

hielten die kantonale industrie- und die Handelsschule ein neues 
Schulgebäude, ebenso 1908 das technikum in Winterthur und 1914 
die universität. 1906 schliesslich wurde ein kantonales Lehrlingsge-
setz angenommen und damit die praktische Berufsbildung unter staat-
liche aufsicht gestellt, der Besuch von Fortbildungsschulen wurde für 
Lehrlinge zur Pflicht. Kein erfolg beschieden war den Bemühungen, 
eine über das Berufsschulobligatorium für Lehrlinge und Lehrtöchter 
hinausgehende allgemeine Fortbildungsschulpflicht für die gesamte 
Jugend zwischen dem 15. und 18. altersjahr zu schaffen.

unzweifelhaft stellten die beiden Jahrzehnte vor dem ausbruch 
des ersten Weltkrieges, nach dem ersten aufbruch in den 1830er-Jah-
ren, jetzt als Folge der stürmischen demografischen und wirtschaft-
lichen, der technischen und wissenschaftlichen entwicklung einen 
zweiten Knotenpunkt in der Geschichte des zürcherischen Bildungs-
wesens dar.

2.2  Rückkehr zur staatlichen Aufsicht über die 
Berufslehre: das kantonale Lehrlingsgesetz von 1906 

Notwendigkeit zur Hebung der Berufslehre

die neue Kantonsverfassung von 1869 gab den anstoss, die gesetzli-
che regelung des Gewerbes den geänderten Zeitverhältnissen anzu-
passen. Von 1871 bis 1881 wurden nicht weniger als sieben entwürfe 
vorgelegt. Während das Lehrlingswesen zunächst noch zusammen 
mit der arbeit von Kindern und Frauen in Fabriken geregelt wer-
den sollte, wurden nach dem erlass des eidgenössischen Fabrikgeset-
zes 1877 die Bestimmungen über das Lehrlingswesen schliesslich in 
einem besonderen abschnitt des Gewerbegesetzentwurfes zusam-
mengefasst.46

46 albert von randow, das neue Gewerbe-Gesetz für den Kanton Zürich, Zürich 
1881.
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die Verbesserung des Lehrlingswesens gehörte damals zu den 
wichtigsten Punkten auf der Liste der gewerblichen tagesfragen. es 
bestand der eindruck, dass auf diesem Gebiet seit der Freigabe der 
Handwerke nicht nur keine Fortschritte erzielt worden waren, son-
dern dass vielmehr von einem Verfall gesprochen werden musste, der 
Folgen für den gesamten Handwerksstand hatte. in seinem Kom-
mentar zum entwurf des kantonalen Gewerbegesetzes von 1881 or-
tete albert von randow, nicht anders als Johann Konrad troll vierzig 
Jahre zuvor, den Hauptgrund einerseits in der Konkurrenz durch die 
industrie, andererseits in der Jagd nach dem schnellen Gewinn, die 
die ganze Zeitrichtung durchwebe und dem Meister keine Zeit und 
Lust lasse, auf die solide ausbildung der Lehrlinge Mühe zu verwen-
den. als Mittel zur Hebung des Handwerks wurden u. a. eine prakti-
schere richtung der Volksschule, staatliche Fachschulen (Lehrwerk-
stätten) und die obligatorische Lehrlingsprüfung eingefordert.47

der kantonale Gesetzesentwurf allerdings, der 1881 zur abstim-
mung gelangte, behandelte nach wie vor hauptsächlich das persön-
liche Verhältnis zwischen Lehrmeister und Lehrling, der besser vor 
ausbeutung geschützt werden sollte; zum Beispiel sollte die tägliche 
arbeitszeit vor dem 18. altersjahr elf Stunden nicht überschreiten 
dürfen. eine Schriftlichkeit des Lehrvertrags, das Obligatorium zum 
Besuch von gewerblichen Fortbildungsschulen, von Lehrlingsprüfun-
gen oder eines abschlusszeugnisses wurde nicht gefordert. Wesentli-
che Schritte zur Verbesserung der gewerblichen Berufsbildung über 
die bestehenden Verhältnisse hinaus wären somit nicht erfolgt, auch 
wenn die Gesetzesvorlage vom Volk am 12. Juni 1881 nicht verwor-
fen, sondern angenommen worden wäre.48

Somit blieb es bei den polizeilichen Bestimmungen über die Lehr-
verhältnisse von 1844. auch das 1883 in Kraft tretende Obligationen-
recht des Bundes behandelte den Lehrvertrag als einen dienstvertrag 
zwischen freien Vertragspartnern; eine Schriftlichkeit des Vertrages 
war nicht nötig. eine ergänzung der Bundesverfassung, die dem Bund 
den erlass von einheitlichen Vorschriften auf dem Gebiet des Ge-
47 a. a. O., S. 40–54.
48 Gesetz betreffend das Gewerbewesen, vom 11. april 1881, referendumsvorlage mit 

beleuchtendem Bericht (StaZH: iii aab 9).
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werbewesens einräumen wollte, erhielt 1894 im Kanton Zürich eine 
Mehrheit, wurde aber vom Schweizer Volk verworfen.

in der praktischen Lehrlingsausbildung blieb somit der Grundsatz 
der «unbeschränkten Freiheit»49 in Kraft, reformen hatten durch 
private initiative zu erfolgen. Gewerbevereine führten seit 1880/81 
freiwillige Lehrlingsprüfungen durch, seit 1895 auch der Schweizeri-
sche Kaufmännische Verein. einzelne Berufsverbände erliessen Lehr-
lingsregulative, die u. a. Bestimmungen über die dauer der Lehrzeit 
enthielten. die Überzeugung, dass im rahmen der Handels- und 
Gewerbefreiheit gewisse Voraussetzungen über die Qualifikation zur 
ausübung nicht nur eines wissenschaftlichen, sondern auch eines ge-
werblichen oder kaufmännischen Berufes erfüllt sein sollten, setzte 
sich somit in weiten Kreisen durch. auf initiative von gemeinnützi-
gen Gesellschaften und von Gewerbevereinen entstand 1894 in Zü-
rich ein erstes Lehrlingspatronat, das dafür sorgte, dass Lehrlinge von 
«Patronen» unterstützt und beraten wurden.50

Von 1894 bis 1899 erarbeitete die zuständige direktion des innern 
unter wesentlicher Mitarbeit der interessierten Verbände einen neuen 
Gesetzesentwurf über das Gewerbewesen. eine Hauptschwierigkeit 
bestand darin, die «sehr verschiedenen bei einem solchen Gesetze zu 
wahrenden rechts- und interessenstandpunkte» unter einen Hut zu 
bringen, namentlich die unterschiedlichen Verhältnisse der zumeist 
grösseren Gewerbebetriebe in den Städten und der oft noch kleinen 
und einfachen unternehmen auf dem Land.51 die Vorlage, die auch 
Bestimmungen über die praktische Berufslehre, die Lehrlingsprüfun-
gen und die gewerblichen und kaufmännischen Fortbildungsschulen 
gebracht hätte, scheiterte denn auch erneut an der weit gefassten Ma-
terie deutlich mit 40 000 nein gegen 19 000 Ja.

49 Beleuchtender Bericht des regierungsrates zum Gesetz betreffend das Gewerbe-
wesen, Volksabstimmung vom 17.12.1899, S. 24 (StaZH: iii aab 9).

50 emil Wettstein, die entwicklung der Berufsbildung in der Schweiz, aarau 1997, 
Fassung von 2005 auf internet, http://www.bbprojekte.ch/files/taetigkeit/infor-
mation/entwicklung.pdf (eingesehen im april 2013), S. 5–13, 71–73.

51 Beleuchtender Bericht zur Volksabstimmung vom 17.12.1899 (wie anm. 49), S. 17.
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Das kantonale Lehrlingsgesetz von 1906

in der Überzeugung, dass nicht die Bestimmungen über die Berufs-
lehre das Gewerbegesetz 1899 zu Fall gebracht hatten, kam 1906 
ein spezielles Lehrlingsgesetz zur abstimmung. dieses beruhte auf 
einem entwurf des Kantonalen Gewerbevereins und lehnte sich an 
die Formulierungen der früheren Vorlage an. neu war die Festset-
zung einer Maximalarbeitszeit von zehn Stunden pro tag, was aller-
dings in den ländlichen Bezirken als weitere etappe hin auf dem Weg 
zum «Staatssozialismus» und dem Prinzip «immer mehr Lohn und 
weniger arbeit» interpretiert wurde.52 

auch der regierungsrat war sich bewusst, dass sein Gesetzesvor-
haben nur eine «polizeiliche» Vorlage sein konnte, um den eingriff 
in die verfassungsmässig garantierte Gewerbe- und Handelsfreiheit 
sowie die privatrechtlichen Beziehungen zwischen Meister und 
Lehrling, die im Obligationenrecht geregelt waren, zu rechtfertigen. 
ebenso konnte die ausstellung eines diploms bei erfolgreichen Lehr-
abschlussprüfungen nicht bedeuten, dass bei nichtbestehen eine aus-
übung des Berufes nicht möglich geworden wäre.53

die praktische Berufslehre sei der «naturgemässe Weg der ausbil-
dung» in Gewerbe und Handel, schrieben die kaufmännischen Ver-
eine im abstimmungskampf. das Gesetz wolle den nachwuchs zur 
Berufstüchtigkeit, den Gewerbestand zur Leistungsfähigkeit erziehen. 
«das kantonale Lehrlingsgesetz bezweckt, die Lehrverhältnisse unter 
staatliche aufsicht zu stellen, auswüchse und Missstände im Lehr-
lingswesen zu beseitigen, die praktische Lehre durch die Verpflich-
tung zum Besuche der beruflichen Fortbildungsschule zu ergänzen 
und am ende der Lehrzeit durch das Obligatorium der Lehrlings-
prüfung von beiden Kontrahenten des Lehrvertrages rechenschaft 
zu verlangen.»54 

das Gesetz wurde von den Stimmberechtigten am 26. april 1906 
mit 37 600 Ja gegen 28 100 nein angenommen. Klar befürwortet 

52 Siehe u. Mägli, Berufsbildung (wie anm. 45), S. 91–99.
53 Beleuchtender Bericht zur Volksabstimmung vom 17.12.1899 (wie anm. 49),  

S. 17–18, 26; amtsblatt 1906, textteil, S. 250–254.
54 Zitiert nach u. Mägli, Berufsbildung (wie anm. 45), S. 92.
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wurde es in den industriestarken Bezirken Zürich, Winterthur und 
Horgen, während es in den übrigen Bezirken mit zum teil ebenso 
hohen nein-anteilen verworfen wurde. Zürich war der elfte Kan-
ton, der über eine gesetzliche regelung des Lehrlingswesens verfügte.

Die Aufsicht über das Lehrlingswesen: Volkswirtschaftsdirektion und  
der Sekretär für das Gewerbewesen 1906

die zunehmenden staatlichen aufgaben besonders auch im Bereich 
der Wirtschaft machten 1899 eine Verwaltungsreform und ein neues 
Organisationsgesetz des regierungsrates notwendig. damals wurde 
die Volkswirtschaftsdirektion geschaffen und dieser die bisherigen 
aufgaben der direktion des innern in den Bereichen der Landwirt-
schaft, des Handels-, Gewerbe- und Fabrikwesens übertragen. die 
neue direktion bezog räumlichkeiten im Haus «turnegg» am Heim-
platz in Zürich. Sie bestand zunächst aus dem direktionsvorsteher, 
dem direktionssekretär und der Kanzlei sowie mehreren Büros oder 
Fachabteilungen, unter diesen die Büros für das Fabrikwesen, für das 
Gewerbewesen und 1905 für den arbeiterinnenschutz.55

Für den Vollzug des Lehrlingsgesetzes von 1906 wurde auf dem 
Gewerbebüro der Volkswirtschaftsdirektion die neue Stelle eines Se-
kretärs für das Gewerbewesen geschaffen. Gewählt wurde der Se-
kundarlehrer und ingenieur Jakob Biefer in Bülach, der in Bülach und 
dielsdorf die freiwilligen Lehrlingsprüfungen eingeführt hatte und 
auch aktuar des kantonalen Gewerbevereins war. Weil der neue Ge-
werbesekretär von Beginn weg durch seine aufgaben besonders im 
Bereich des Lehrlingswesens ausgelastet war, seiner abteilung 1907 
aber auch der Vollzug des Gesetzes betreffend die öffentlichen ruhe-
tage übertragen wurde, erhielt er damals einen ständigen Kanzlisten 
beigegeben.56 

55 M. illi, Kantonsverwaltung (wie anm. 39), S. 149–151.
56 rrB nr. 1370 vom 9.8.1906 (Gewerbesekretariat, StaZH: MM 3.20); rrB 

nr. 1562 vom 6.9.1906 (Wahl Biefer, MM 3.20); rrB nr. 992 vom 31.5.1907 
(Kanzlistenstelle, MM 3.21).
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Abb. 3: Lehrbrief bzw. Lehrdiplom für den Korbmacher Alfred Bosshard, 
ausgestellt nach der Lehre bei Gubler & Cie. in Wila und nach  

bestandener Prüfung am 7. November 1908. (Staatsarchiv Zürich,  
Ablieferung 2012/075.)
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aufgaben der abteilung Gewerbewesen auf dem Gebiet der Berufs-
lehre waren: allgemeine aufsicht über das Lehrlingswesen, Prüfung 
der einzelnen Lehrverträge, Oberaufsicht über die Lehrlingsprüfun-
gen, inspektion der beruflichen Fächer der Fortbildungsschulen.57 die 
abteilung besass je ein exemplar aller im Kanton Zürich abgeschlos-
senen Lehrverträge und kontrollierte diese auf ihre Gesetzeskonfor-
mität hin. Zu kontrollieren war auch, ob die dazu verpflichteten Lehr-
linge die Fortbildungsschulen besuchten und die vorgeschriebenen 
Prüfungen absolvierten; der Schulbesuch war vorgeschrieben wäh-
rend vier Stunden wöchentlich in der arbeitszeit, wenn innerhalb 
von fünf Kilometern vom Wohnort des Lehrmeisters entfernt ge-
werbliche, kaufmännische oder allgemeine Fortbildungsschulen be-
standen. die Prüfungen wurden weiterhin durch die Berufsverbände 
organisiert, standen nun aber unter der aufsicht des Staates, der auch 
die Kosten trug und die rechnungen kontrollierte; geleitet wurden 
die Prüfungen durch Prüfungskommissionen, wobei die gewerbliche 
Lehrlingsprüfung der Stadt Zürich als Lehrlingsprüfungskommission 
i direkt der Volkswirtschaftsdirektion unterstellt wurde, die auch das 
aktuariat besorgte. Wichtig war sodann der enge Kontakt mit den 
Lehrmeistern und Berufsschullehrern in Fällen von Beschwerden im 
Zusammenhang mit den Lehrverhältnissen. Zu den Pflichten des Ge-
werbesekretärs als gleichzeitigem Berufsschulinspektor gehörte fer-
ner die Visitation der beruflichen Fächer an den Fortbildungsschulen, 
soweit dies bei den vielen Beanspruchungen des Gewerbesekretärs 
möglich war.58

Jakob Biefer war von 1906 bis 1919 Sekretär der abteilung Gewer-
bewesen und verstarb im amt. es war nicht einfach, die Stelle mit 
einer geeigneten Person wiederzubesetzen. die Volkswirtschaftsdi-
rektion suchte keinen Pädagogen, sondern in erster Linie einen tech-
niker, was auch die kantonale Kommission für Fabrik- und Gewer-
57 rrB nr. 1370 vom 9.8.1906 (StaZH: MM 3.20); Jakob Biefer, die gewerblichen 

Fortbildungsschulen im Kanton Zürich im Schuljahr 1908/09, Zürich 1909, S. 7; 
Verordnung betreffend den Besuch und die Beaufsichtigung der gewerblichen und 
kaufmännischen Fortbildungsschulen, vom 16.5.1907 (off. Sa. Bd. 28, S. 43).

58 Siehe den Bericht des regierungsrates über die Lage der gewerblichen und kauf-
männischen Fortbildungsschulen, vom 21.9.1922 (amtsblatt 1922, textteil, S. 868– 
884).
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bewesen gefordert hatte. Sie wurde schliesslich 1920 fündig im 1876 
geborenen architekten Jakob Baur, der neben seinem Beruf auch bau-
gewerblichen unterricht an Schulen in Karlsruhe und Zürich erteilt 
hatte.59 Jakob Baur war Gewerbesekretär bis zu seinem tod im Jahr 
1935. die Kanzlisten- bzw. registratorenstelle war mit Jakob Näf aus 
Wallisellen von 1907 bis 1939 lange Jahre durch dieselbe Person be-
setzt.60 Ferner stand der abteilung eine Hilfskraft zur Verfügung, die 
nicht definitiv angestellt und auch für andere abteilungen tätig war.

in volkswirtschaftlichen Fragen wurde die jeweils zuständige di-
rektion seit der einführung des direktorialsystems 1850 durch Fach-
kommissionen unterstützt. Zu diesen gehörten Kommissionen für 
das Handels- sowie das Fabrik- und Gewerbewesen. Letzterer ge-
hörte von 1896 bis zu seinem tod 1925 Herman Greulich (1842–
1925) an, ein Wegbereiter der arbeiterbewegung und Sozialpolitik 
in der Schweiz.

Weitere Massnahmen zur Förderung der Berufslehre:  
Stipendien und Staatsbeiträge

die Staatsrechnungsprüfungskommission des Kantonsrates warf 1917 
in der schwierigen Zeit des Weltkrieges, als die not auch im Kan-
ton Zürich weit verbreitet war, die Frage auf, ob nicht ein besonderer 
Budgetposten der Volkswirtschaftsdirektion zur Förderung der beruf-
lichen ausbildung von unbemittelten Jünglingen und töchtern ein-
zusetzen sei. im Wissen, dass die schweizerische Wirtschaft nur dann 
konkurrenzfähig sein konnte, wenn sie «erstklassige Ware» zu produ-
zieren in der Lage war, erörterte der regierungsrat darauf eine reihe 
von Massnahmen zur Förderung der Berufslehre. Bedenklich er-
schien ihm die grosse Zahl von beruflosen Schweizern, wodurch die 
besser bezahlte Berufsarbeit den Fremden überlassen bleibe; in der 
Stadt Zürich waren 1910 44 % aller Meister, 57 % aller arbeiter und 
31 % aller Lehrlinge ausländer. unter anderem befürwortete der re-
59 rrB nr. 805 vom 18.3.1920 (StaZH: MM 3.34).
60 rrB nr. 1095 vom 17.6.1907 (StaZH: MM 3.21); rrB nr. 1199 vom 11.5.1939 

(StaZH: MM 3.58).
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gierungsrat die errichtung von Berufsberatungsstellen, auch um Ju-
gendliche vermehrt nur an wirklich tüchtige Lehrmeister vermitteln 
zu können. Vor allem aber sollten, wie dies für Mittel- und Hochschü-
ler schon lange der Fall war, künftig auch an bedürftige Lehrlinge und 
Lehrtöchter Stipendien ausgerichtet werden. denn noch oft wurde 
kein Lehrlingslohn bezahlt, sondern im Gegenteil ein Lehrgeld ver-
langt, was Kinder unbemittelter eltern zu ungelernten arbeitern wer-
den liess.61

der antrag des regierungsrates stiess im Kantonsrat auf fruchtba-
ren Boden. ab 1917 wurden Stipendien an bedürftige Lehrlinge aus-
gerichtet, wobei diese in der regel Schweizer Bürger zu sein hatten 
und die Berufe lernen mussten, in denen ein Mangel besonders an 
einheimischen Lehrlingen bestand.62

1926 schliesslich nahm der Zürcher Souverän das Gesetz über die 
Förderung der Berufsbildung an. dieses war formaler natur und re-
gelte auf Gesetzesstufe, was zuvor lediglich auf dem Budgetweg ge-
schehen war: die Gewährung von Staatsbeiträgen an berufliche Fort-
bildungsschulen, Gewerbemuseen, Fachschulen und Fachkurse, für 
die Weiterbildung von Berufsschullehrern und für bedürftige Lehr-
linge.63

2.3  Die Berufsschulen und die Frage  
des Fortbildungsschulwesens

Keine obligatorischen Fortbildungsschulen für alle Zürcher Jugendlichen

die Kantonsverfassung von 1869 bestimmte in artikel 62: «Zur He-
bung der Berufstüchtigkeit aller Volksklassen wird die Volksschule 
auch auf das reifere Jugendalter ausgedehnt werden.» die absicht 

61 antrag des regierungsrates vom 2.2.1917 zum Beschluss des Kantonsrates betref-
fend die Förderung der Berufslehre (amtsblatt 1917, textteil, S. 89–94).

62 Verordnung über die ausrichtung von Staatsbeiträgen zur Förderung der Berufsleh-
re, vom 16.5.1917 (off. Sa. Bd. 30, S. 499–501).

63 antrag des regierungsrates vom 27.8.1925 (amtsblatt 1925, S. 495–498); Gesetz 
über die Förderung der Berufsbildung, vom 18.4.1926 (off. Sa. Bd. 33, S. 188–189).
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war, die täglich zu besuchende Primarschule vom 12. auf das 14. bis 
15. altersjahr auszudehnen und daran den obligatorischen Besuch 
einer mehrjährigen Fortbildungsschule mit einigen Wochenstunden 
in den wichtigsten Fächern folgen zu lassen. ein erster ganzheitli-
cher entwurf, der mit dem namen des damaligen erziehungsdirek-
tors Johann Kaspar Sieber verbunden war, scheiterte jedoch 1872 in 
der Volksabstimmung mit 40 200 nein gegen 16 200 Ja. Während in 
den folgenden Jahrzehnten die Mehrheit der Kantone den Besuch 
von Fortbildungsschulen für die ältere Jugend für obligatorisch er-
klärte, war solchen Bestrebungen im Kanton Zürich kein erfolg be-
schieden. Gründe dafür mögen in diesem reformierten Kanton die 
Meinung gewesen sein, dass die Schulzeit mit der Konfirmation ihr 
ende erreicht habe (wie der regierungsrat 1885 glaubte64), und das 
jeweils gute abschneiden der Zürcher rekruten an den seit 1875 
durchgeführten Vergleichtests, den eidgenössischen rekrutenprüfun-
gen. Volksinitiativen, die 1885 und 1887 den obligatorischen Fortbil-
dungsschulbesuch vom 16. bis 18. altersjahr einführen wollten, wur-
den abgelehnt. das revidierte Volksschulgesetz von 1899 erweiterte 
zwar die Primarschule um eine siebte und achte Klasse, verzichtete 
aber auf eine gesetzliche Organisation des Fortbildungsschulwesens. 
das Lehrlingsgesetz von 1906 beschränkte sich auf die praktische Be-
rufslehre und die Lehrlingsprüfungen, um das allgemeine und beruf-
liche Fortbildungsschulwesen in einer besonderen Vorlage zusam-
menzufassen. aber die weiteren Versuche seit 1909, ein allgemeines 
Gesetz über die Fortbildungsschulstufe zu erlassen und ein Obligato-
rium einzuführen, gelangten nicht zur abstimmungsreife. «das Lehr-
lingsgesetz ist ein torso, dem der Kopf fehlt, nämlich Bestimmungen 
über die beruflichen Schulen», schrieb der regierungsrat 1917.65

64 antrag des regierungsrates vom 31.1.1885 zum Beschluss des Kantonsrates betref-
fend Begutachtung des Volksinitiativbegehrens für die einführung einer obligato-
rischen Fortbildungsschule (amtsblatt 1885, S. 61–71, hier S. 69).

65 antrag des regierungsrates vom 2.2.1917 (wie anm. 61), amtsblatt 1917, textteil, 
S. 92.
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Abb. 4: Zeugnis der Handwerkerschule Winterthur 1886. Der 17-jährige 
Giesserlehrling Johann Kaufmann hat im Wintersemester 1885/86  

die Fächer Maschinenzeichnen I, Rechnen und Buchführung, insgesamt  
7 1/2 Stunden pro Woche, besucht. (Staatsarchiv Zürich, Y 60.197.)
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Die Entwicklung der Zürcher Fortbildungsschulen

So behielt das Zürcher Fortbildungsschulwesen seinen bunten, his-
torisch gewachsenen Charakter. träger der Schulen waren Vereine, 
Gesellschaften, Kommissionen, Schulgemeinden und politische Ge-
meinden. Je nach trägerschaft und Lehrplan wurden allgemeine oder 
gemischte, gewerbliche und kaufmännische Fortbildungsschulen un-
terschieden. Bemerkenswert war ihre geschichtliche entwicklung.66 

in ihren anfängen seit den 1850er-Jahren verfolgten die Fortbil-
dungsschulen vor allem berufsbildende Ziele; träger waren mehr-
heitlich die Handwerks- und Gewerbevereine, der Kanton knüpfte 
1867 die Gewährung von Staatsbeiträgen an die Bedingung, dass von 
den wenigstens vier Wochenstunden zwei Stunden dem Freihand-, 
technischen und geometrisch-konstruktiven Zeichnen gewidmet sein 
mussten.

unter der Kantonsverfassung von 1869 mit ihren neuen direkt-
demokratischen politischen Volksrechten, die eine ausdehnung der 
Volksbildung und eine «republikanische Bürgerbildung» der reife-
ren Jugend forderte, nahm das zürcherische Fortbildungsschulwesen 
eine Wende hin in die allgemeinbildende richtung. in den 1880er-
Jahren besuchten 65 % der Fortbildungsschüler allgemeinbildende 
Schulen, die sich mit theoretischem unterricht im anschluss an die 
Primarschule begnügten und nicht zuletzt die «bürgerliche» Bildung 
vertiefen bzw. auffrischen wollten, die an der 1875 eingeführten 
eidgenössischen rekrutenprüfung getestet wurde; an den 95 Fort-
bildungsschulen des Jahres 1884 wurden Stunden in deutsch, rech-
nen und Geometrie, Geschichte, Geografie und Vaterlandskunde er-
teilt, unterricht in Zeichnen und Buchführung nur noch an 57 bzw. 
50 dieser Schulen. nur etwa 30 dieser Schulen konnten sich ihrem 
Lehrplan und ihrer Organisation nach als wirkliche Handwerks- oder 
Gewerbeschulen bezeichnen.

ein erneuter richtungswechsel trat um 1890 ein, als sich die auf-
merksamkeit verstärkt auf die Förderung des Gewerbes richtete. 
66 Siehe zum Folgenden vor allem den antrag des regierungsrates vom 26.8.1909 zu 

einem Gesetz über die Fortbildungsschulen (amtsblatt des Kantons Zürich 1909, 
textteil, S. 723, 738).
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Wichtig waren u. a. die Subventionen des Bundes, die dieser  gemäss 
Beschlüssen von 1884 gewerblichen, von 1891 kaufmännischen 
und von 1895 weiblichen Fortbildungsschulen zukommen liess. Bis 
um 1910 vollzog sich dann, wie der regierungsrat feststellte, eine 
entwick lung des Fortbildungsschulwesens «mit grosser energie nach 
Seite der Berufsbildung hin». im Jahr 1908 besuchten noch 8 % der 
Zürcher Fortbildungsschüler die damals 73 allgemeinen Schulen, die 
grosse Mehrheit aber gewerbliche (50 %, 38 Schulen), hauswirtschaft-
liche (29 %, 117 Schulen) und kaufmännische (13 %, 9 Schulen) Be-
rufsschulen.

die berufsbildend ausgerichteten gewerblichen und kaufmänni-
schen Fortbildungsschulen im Kanton Zürich vermochten sich in den 
folgenden zwanzig Jahren weiter zu festigen; 1930 gab es 36 gewerb-
liche und 9 kaufmännische Berufsschulen. die bedeutendsten unter 
ihnen waren naturgemäss die Gewerbeschulen der Städte Zürich und 
Winterthur, die auch über eigene Schulgebäude verfügten. eine be-
sondere Bedeutung kam ferner der 1862 vom dortigen Gewerbever-
ein gegründeten Berufsschule Wetzikon zu. diese begann seit 1918 
unterricht in verschiedenen Berufsklassen (Gärtner, Schreiner, Zim-
merleute usw.) zu führen und gilt als die «Geburtsstätte der gewerb-
lichen Berufsklassen in grossem ländlichem einzugsgebiet».67

1923 schrieb die Volkswirtschaftsdirektion: «die gewerbliche Fort-
bildungsschule befindet sich in steter entwicklung im Sinne der 
möglichsten anpassung an die erhöhten anforderungen, welche die 
existenzbedingungen von Handwerk und industrie an die beruf-
lich-theoretische ausbildung des gewerblichen nachwuchses stellen. 
die zweckmässige ergänzung der Werkstattlehre ruft nach dem ver-
mehrten ausbau des berufskundigen unterrichts. Viele Landschulen 
sind bemüht, die oft grossen Schwierigkeiten, welche der Bildung 
von Berufsgruppenklassen entgegenstehen, zu überwinden.»68 al-
lerdings hatten deren träger oftmals ökonomische Schwierigkeiten 
und traten die Verantwortung deshalb gerne den Schul- oder politi-
schen Gemeinden ab. Fester gefügt als die gewerblichen waren die 
67 Gustav Frauenfelder, Geschichte der gewerblichen Berufsbildung der Schweiz, 

Luzern 1938, S. 192 f.
68 Bericht des regierungsrates vom 21.9.1922 (wie anm. 58), S. 8.
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kaufmännischen Berufsschulen, deren trägerschaften, die kaufmän-
nischen Vereine, in der Lage waren, ohne ausnahme auch die defi-
zite zu decken.

im unterschied zu den beruflichen Fortbildungsschulen behiel-
ten die allgemeinen Fortbildungsschulen ihre instabile Organisation 
mehrheitlich bei. Von den 60 allgemeinen Knabenfortbildungsschu-
len des Jahres 1921 konnten 1922 nur 35 den unterricht fortsetzen, 
27 gingen ein; 15 Schulen, die zuvor inaktiv waren, wurden wieder 
eröffnet. nur vier Schulen waren Jahresschulen, die übrigen Winter-
schulen. in drei Vierteln der Schulen wurde der unterricht während 
der abendstunden abgehalten. die allgemeinen Fortbildungsschulen 
konzentrierten sich auf die nördlichen und östlichen Bezirke des 
Kantons, während in den übrigen Bezirken die gewerblichen Fort-
bildungsschulen überwogen.69

ein unterschiedliches Bild boten auch die Haushaltungs- und Mäd-
chenfortbildungsschulen. die kleinste unter ihnen zählte acht Schü-
lerinnen, die grösste, die töchterfortbildungsschule und spätere Be-
rufs- und Frauenfachschule Winterthur, hingegen 1079.70 Sie waren 
es dann, die 1931 durch das Gesetz über die hauswirtschaftlichen 
Fortbildungsschulen eine feste und staatlich vorgeschriebene Form 
erhielten. Während die Bemühungen gescheitert waren, für die ge-
samte schulentlassene Jugend eine Fortbildungsschulpflicht einzu-
führen, wurde nun die weibliche Jugend während zweier Jahre nach 
dem 16. altersjahr zu 240 bis 320 Stunden unterricht vornehmlich 
in Handarbeit und Hauswirtschaft verpflichtet. Weibliche Lehrlinge 
und Mittelschülerinnen hatten den Lehrstoff während 180 Stunden 
nach abschluss ihrer ausbildung nachzuholen, wenn dies nicht be-
reits zuvor geschehen war.71

auf Grundlage des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes von 1911 
entstanden ferner zwischen 1912 und 1927 sechs kantonale landwirt-
schaftliche Winterschulen (Wetzikon und affoltern 1912, Wädens-

69 rechenschaftsbericht des regierungsrates 1922, S. 280–283.
70 ibidem.
71 Gesetz über die hauswirtschaftliche Fortbildungsschule: Vorlage und Weisung des 

regierungsrates vom 26.7.1930 (amtsblatt des Kantons Zürich 1930, textteil,  
S. 589–600); Gesetz vom 5.7.1931 (off. Sa. Bd. 34, S. 468–475).
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wil 1913, Stäfa 1914, Bülach 1918 und Wülflingen 1927); der Bund 
förderte das landwirtschaftliche Bildungswesen seit 1884/1893 eben-
falls durch Subventionen.72

Die kantonale Aufsicht: das Fortbildungsschulinspektorat 1900

im anschluss an die reform der Volksschule 1899 bestellte der re-
gierungsrat ein der erziehungsdirektion unterstelltes Fortbildungs-
schulinspektorat, das an die Stelle einer seit etwa 1885 bestehenden 
Kommission zur Förderung der Fortbildungsschulen der Bezirks-
schulpflege Winterthur trat. Zum ersten Fortbildungsschulinspektor 
wurde im Jahr 1900 Johannes Steiner gewählt, Präsident jener Kommis-
sion und Lehrer in Winterthur, der 1894 auch einen ausführlichen 
Bericht über den Stand der Fortbildungsschulen im Kanton Zürich 
verfasst hatte.73 Gemäss dem reglement hatte er die Schulen jähr-
lich zu visitieren, Weisungen zu erteilen, in Lehrmittel- und Orga-
nisationsfragen den Schulen mit rat und tat beizustehen, instrukti-
onskurse zu leiten und eine Sammlung alles wesentlichen Materials 
bezüglich des Fortbildungsschulwesens aufzubauen. ihm stand kein 
amtslokal zu Verfügung, sondern er hatte selbst für ein Büro zu sor-
gen, weshalb ihm eine Büroentschädigung zugesprochen wurde.74

Gleichzeitig erfolgte mit der Verwaltungsreform von 1899 eine 
erste ausscheidung der Zuständigkeiten für das Fortbildungsschulwe-
sen. die aufsicht über die allgemeinen Knabenfortbildungsschulen, 
für die nur kantonale und keine Bundessubventionen ausgerichtet 
wurden, sowie über die Mädchenfortbildungschulen geschah durch 
die erziehungsdirektion bzw. das Fortbildungsschulinspektorat. die 
gewerblichen Fortbildungsschulen hingegen, denen Beiträge sowohl 

72 Marc Kummer, Laurenz Müller (Hg.), 150 Jahre Strickhof, Zürich 2003, S. 38–39.
73 rrB nr. 285 vom 17.2.1900 (StaZH: MM 3.14); Johannes Steiner, Bericht über das 

Fortbildungsschulwesen des Kantons Zürich. nach den resultaten der im Jahre 
1893 durchgeführten ausserordentlichen inspektion im auftrag der erziehungs-
direktion bearbeitet, Zürich 1894.

74 Geschäftsbericht des regierungsrates 1900, S. 516–521. Zum amtslokal vgl. rrB 
nr. 534 vom 21.3.1929 (StaZH: MM 3.43); auch die arbeitsschulinspektorin ver-
fügte über kein amtsbüro.
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des Bundes wie auch des Kantons zuflossen, wurden ebenso wie die 
landwirtschaftlichen Schulen der Volkswirtschaftsdirektion zuge-
teilt. auch diese bildete 1900, allerdings nur probeweise bis 1906, 
ein kantonales inspektorat für die gewerblichen Fortbildungsschulen, 
das im nebenamt zunächst aus den Gewerbelehrern albert Hur-
ter, Heinrich Schlatter und Wilhelm Walker sowie dem Baumeis-
ter emil Baur bestand. diese inspizierten die Fächer Maschinen-
zeichnen, bautechnisches Zeichnen und Freihandzeichnen,  während 
Fortbildungs schulinspektor Johannes Steiner für die theoretischen 
Fächer  zuständig war.75

nach dem erlass des Lehrlingsgesetzes von 1906 und der Schaf-
fung der Stelle eines Gewerbesekretärs sollten die aufsicht über die 
gewerblichen und kaufmännischen Fortbildungsschulen gemäss der 
Verordnung vom 16. Mai 1907 fachmännische inspektoren und in-
spektorinnen ausüben, die auf antrag der Volkswirtschaftsdirektion 
durch den regierungsrat zu wählen waren, die über die Leistungen 
der Schulen jährlich zu berichten und dazu i. d. r. jede Schule zwei-
mal jährlich zu besuchen hatten.76 Zum nebenamtlichen inspektor 
für die nun neun kaufmännischen Fortbildungsschulen, die mit dem 
erlass des Lehrlingsgesetzes einen bedeutenden aufschwung erfuh-
ren, wählte der regierungsrat 1907 Heinrich Biedermann, Professor am 
technikum Winterthur, zu seinem nachfolger 1919 den Winterthu-
rer Kaufmann und Prokuristen bei der Firma Volkart Willy Marquart.77 
die inspektion der theoretischen Fächer der Gewerbeschulen be-
sorgte seit seiner Wahl 1899 im auftrag der Volkswirtschaftsdirektion 
der Fortbildungsschulinspektor, seit 1906 erfolgte die inspektion ge-
meinsam mit dem Gewerbesekretär der Volkswirtschaftsdirektion. in 
einem ersten umgang inspizierte Letzterer bis 1909 alle beruflichen 
sowie die allgemeinen Fächer der Gewerbeschulen in sechs Bezirken, 
während der Fortbildungsschulinspektor über die allgemeinen Fächer 
75 rrB nr. 1742 vom 4.10.1900 (StaZH: MM 3.14); StaZH: u 29.3.1, inspektorat 

der Gewerbe- und Fortbildungsschulen 1900–1909; rechenschaftsberichte des 
regierungsrates 1900, S. 61–64, 516–521, und 1901, S. 192.

76 Verordnung betr. den Besuch und die Beaufsichtigung der gewerblichen und kauf-
männischen Fortbildungsschulen, vom 16.5.1907 (off. Sa. Bd. 28, S. 43).

77 rrB nr. 2325 vom 14.12.1907 (StaZH: MM 3.21); rrB nr. 918 vom 02.04.1919 
(MM 3.33).
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in den übrigen Bezirken Bericht erstattete. Besucht wurden die Zür-
cher Gewerbeschulen sodann auch durch zwei vom Schweizerischen 
industriedepartement ernannte eidgenössische inspektoren.78

Weil die Volkswirtschaftsdirektion seit der Wahl des Gewerbese-
kretärs 1906 keine nebenamtlichen Berufsschulinspektoren mehr be-
schäftigte, schloss sie 1909 eine Vereinbarung mit der erziehungsdi-
rektion, wonach der Fortbildungsschulinspektor sich künftig auch an 
der aufsicht über die gewerblichen Schulen beteiligte; die Volkswirt-
schaftsdirektion trug ihren teil an dessen Besoldung bei.79 der al-
tersbedingte rücktritt des 1851 geborenen Fortbildungsschulinspek-
tors Johannes Steiner 1922 führte dann dazu, die Zuständigkeit für 
das berufliche Fortbildungsschulwesen grundsätzlich zu überdenken. 
anlass dazu war auch ein kantonsrätliches Postulat von 1919, das u. a. 
die Frage beantwortet haben wollte, ob die beruflichen Fortbildungs-
schulen nicht zweckmässiger der erziehungsdirektion als der Volks-
wirtschaftsdirektion zu unterstellen seien.80

Aufsicht über die gewerblichen Berufsschulen: Volkswirtschafts-  
oder Erziehungsdirektion?

die Frage, ob die Berufsschulen eher unter die Oberaufsicht der er-
ziehungs- oder der Volkswirtschaftsbehörden gehörten, war bereits 
früher und auch im ausland erörtert worden. Gegen die absicht des 
regierungsrätlichen Gesetzesvorschlages über die Fortbildungsschu-
len von 1909, diese den erziehungsbehörden zu unterstellen, hatte 
der Zürcher Handwerks- und Gewerbeverein protestiert. er berief 
sich u. a. auf den deutschen Verein für das Fortbildungsschulwesen in 
Preussen. dieser glaubte nur an den erfolg dieser Schulstufe, wenn sie 
vom «Banne der Wiederholungsschule» freigemacht werde und sich 
zur Berufsschule wandle. ein Kultusministerium aber werde seiner 
ganzen aufgabe nach die allgemeine Bildung in den Vordergrund rü-

78 Jakob Biefer, Fortbildungsschulen (wie anm. 57), S. 7–8.
79 StaZH: u 29.3.1, inspektorate 1900–1909.
80 rrB nr. 1702 vom 24.6.1922 (StaZH: MM 3.36); Bericht des regierungsrates 

vom 21.9.1922 (wie anm. 58).
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cken und sich höchstens dazu verstehen, dem Lehrstoff eine gewisse 
berufliche Färbung zu geben. dies aber sei weder im interesse der 
Schüler noch der Schulen und ihrer Stellung im Wirtschaftsleben.81

in der umfrage der Volkswirtschaftsdirektion von 1919/21 wurden 
die Berufsschulen im Kanton Zürich auch über diese Materie befragt. 
Bei 10 enthaltungen waren 18 Schulen für eine unterstellung unter die 
erziehungsdirektion und 18 Schulen für den Verbleib bei der Volks-
wirtschaftsdirektion. Mit seinen Kommissionen für das Fabrik- und 
Gewerbewesen und für das Handelswesen kam der regierungsrat zum 
Schluss, dass die antwort der meisten Schulvorstände ohne Befragung 
von Praktikern erfolgt sei, «und dass sich bei gründlicher Prüfung alle 
für die unterstellung unter die Volkswirtschaftsdirektion entschieden 
hätten». Vornehmste aufgabe der beruflichen Fortbildungsschulen sei 
die ergänzung der Berufslehre, ihr beruflicher Charakter müsse erhal-
ten bleiben und damit die Verbindung zu den übrigen, auf der Volks-
wirtschaftsdirektion angesiedelten beruflichen abteilungen.82

der regierungsrat traf schliesslich eine Lösung, die die bestehen-
den Verhältnisse weitgehend bestätigte. Was die Berichterstattung und 
die Prüfung der Subventionsgesuche anbelangte, so blieben die allge-
meinen Knabenfortbildungsschulen, die Mädchenfortbildungschulen 
und die Haushaltungsschulen der erziehungsdirektion unterstellt, die 
gewerblichen und kaufmännischen Schulen der Volkswirtschaftsdi-
rektion. in die inspektion sollten sich der Fortbildungsschulinspektor, 
der Gewerbesekretär und der Fachinspektor für das kaufmännische 
Fortbildungsschulwesen teilen, so jedoch, dass dem Gewerbesekre-
tär nur noch eine beschränkte Zahl von Schulen zur direkten Be-
aufsichtigung zugeteilt war. der Fortbildungsschulinspektor blieb 
der erziehungsdirektion unterstellt, wurde aber vom regierungsrat 
auf gemeinsamen Vorschlag der beiden direktionen gewählt, erhielt 
sein amtliches Büro auf der abteilung Gewerbewesen der Volkswirt-
schaftsdirektion im Kaspar-escher-Haus und war hinsichtlich der 
Berufsschulen dem Volkswirtschaftsdirektor verantwortlich. Zu den 

81 Handwerks- und Gewerbeverein des Kantons Zürich. an die kantonsrätliche Kom-
mission bestellt zur Vorberatung des Gesetzes betr. die Fortbildungsschule. Pfäffi-
kon und Winterthur, 21. Oktober 1909 (StaZH: iii ec 1 b).

82 Bericht des regierungsrates vom 21.9.1922 (wie anm. 58).
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aufgaben der inspektion gehörten Wegleitungen über die Lehr- und 
Stundenpläne, Schulbesuche und Berichterstattung sowie die Prüfung 
der rechnungen und Subventionsbegehren zuhanden der zuständi-
gen kantonalen und eidgenössischen Behörden. Gleichzeitig wurden 
die Bezirksschulpflegen von der Pflicht zur Beaufsichtigung der Fort-
bildungsschulen enthoben.83

Ähnliche «eigentümliche» Verhältnisse bestanden gemäss dem Zür-
cher Handwerks- und Gewerbeverein um 1909 im Grossherzogtum 
Baden, wo der Gewerbeschulrat dem unterrichtsministerium unter-
stellt war, darin aber der referent für das Gewerbewesen des Minis-
teriums des innern den Vorsitz führte. einseitige Lösungen hätten 
zuvor nicht befriedigt, hiess es damals, «und da keine Verwaltung bei 
der Leitung und Beaufsichtigung der Schulen der andern ganz entra-
ten konnte und um die lebendigen Beziehungen zwischen den Be-
dürfnissen des Gewerbelebens und dem Schulbetrieb aufrecht zu er-
halten, wurde die oben ausgeführte Vereinbarung getroffen».84 

eine Folge der aufgabenteilung im Kanton Zürich war, dass 1922 
die nachfolgeregelung nach dem rücktritt von Johannes Steiner als 
Fortbildungsschulinspektor nicht einfach war, da sich die Bewerber 
sowohl über erfahrungen im allgemeinen wie im beruflichen Fort-
bildungsschulwesen auszuweisen hatten. erst auf dem Weg der Beru-
fung gelang es schliesslich, die Stelle mit Arnold Schwander befriedigend 
zu besetzen, bis dahin Vorsteher der Gewerbeschule Winterthur.85 

1924 dann befürwortete die regierungsrätliche ersparniskommis-
sion die endgültige Zusammenlegung der inspektion für die gewerb-
lichen und die allgemeinen Fortbildungsschulen unter einer direk-
tion, wobei nach ihrem ermessen es von untergeordneter Bedeutung 
war, ob dies die erziehungs- oder die Volkswirtschaftsdirektion war.86 
der regierungsrat überwies das Postulat an die beiden direktionen 
mit der einladung, den Zusammenschluss so bald als möglich zu voll-
ziehen.87 in der Folge übernahm das Fortbildungsschulinspektorat als 

83 rrB nr. 1702 vom 24.6.1922 (StaZH: MM 3.36).
84 eingabe des Handwerks- und Gewerbevereins, vom 21.10.1909 (wie anm. 81).
85 rrB nr. 2689 vom 26.10.1922 (StaZH: MM 3.36).
86 StaZH: M 14 i.2, entwurf der Staatskanzlei vom 2.12.1924.
87 rrB nr. 1501 vom 12.6.1924 (StaZH: MM 3.38).
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eine Behörde der erziehungsdirektion die aufsicht über die gewerb-
lichen und allgemeinen Fortbildungsschulen im Kanton Zürich, blieb 
im Hinblick auf die Berufsschulen aber der Volkswirtschaftsdirektion 
verantwortlich. das rechnungswesen über die Berufsschulen oblag 
dem Kanzleibeamten des Gewerbesekretariats.

2.4 Die kantonalen Mittelschulen

Die Zeit des grossen Wachstums um 1900 und ihre Probleme

als Mittelschulen galten 1881, weil sie als Maturitätsschulen oder hö-
here Berufs- und Fortbildungsschulen zwischen der Volksschule und 
der Hochschule angesiedelt waren, die Kantonsschule Zürich, das kan-
tonale Lehrerseminar in Küsnacht, das kantonale technikum in Win-
terthur, die kantonale tierarzneischule in Zürich sowie die höheren, 
kommunalen Schulen der Städte Zürich (töchterschule) und Winter-
thur (Gymnasium, industrieschule, töchterschule).88 die kantonalen 
Mittelschulen basierten auf dem Gesetz über das gesamte unterrichts-
wesen von 1859, das zu den höheren kantonalen Schulanstalten auch 
die landwirtschaftliche Schule Strickhof zählte. Letztere sowie das 
technikum verfügten über eigene gesetzliche Grundlagen; ein Geset-
zesentwurf über die Kantonsschule von 1889 gelangte nicht zur ab-
stimmungsreife.89 1872 und 1912 verwarf das Volk Gesetzesvorschläge, 
die die errichtung von weiteren Mittelschulen (industrieschulen, Han-
delsschulen) auf der Landschaft sowie (1912) die Kantonalisierung der 
höheren städtischen Schulen von Winterthur anstrebten.90 

88 H. Stüssi, Gesetze, Verordnungen usw. (wie anm. 29), S. *45.
89 die Zürcherischen Mittelschulen unter besonderer Berücksichtigung der organisa-

torischen und baulichen aufgaben. Bericht des regierungsrates des Kantons Zürich 
vom 29.12.1951, S. 7; entwurf der kantonsrätlichen Kommission über die reorga-
nisation des gesamten Mittelschulwesens von 1889 (StaZH: M 14 g.5, nr. 11, 
Gesetzesentwürfe betr. die Volksschule und die Kantonsschule).

90 Gesetzesvorschlag betreffend das gesammte unterrichtswesen des Kantons Zürich, 
1872 (StaZH: iii aab 9); Gesetz betreffend die erweiterung der Kantonsschule, 
vom 8.10.1912, text und beleuchtender Bericht des regierungsrates zur Volksab-
stimmung vom 22.12.1912 (amtsblatt 1912, textteil, S. 930–938).
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Gleichwohl geschahen in der Gründerzeit vor dem ersten Welt-
krieg und danach einige wichtige reformen auch im Bereich der Mit-
telschulen. allerdings erfolgten diese erst, als Bevölkerungswachstum, 
steigende Schülerzahlen, wirtschaftlicher und sozialer Wandel solche 
unausweichlich machten. die Kantonsschule Zürich zählte 1872/73 
230 Schüler, 1904/05 860 Schüler; das technikum Winterthur eröf-
fnete seine Lehrgänge 1874 mit 272 Schülern, 1904 waren 693 Schüler 
eingeschrieben. Zwar suchten die Behörden, durch eine Verschärfung 
der aufnahmebedingungen das rasche ansteigen der Schülerzahlen 
zu hemmen, aber um 1900 war die raumnot prekär, ja unhaltbar ge-
worden, und die Weiterexistenz der höheren Lehranstalten schien 
dem kantonsrätlichen Kommissionssprecher gar infrage gestellt, wenn 
nicht rasch abhilfe geschaffen werde.91 Obwohl damals der Kanton 
wegen der vielen infrastrukturaufgaben unter grosser Finanznot litt 
und das Volk unter der Steuerlast ächzte, bewilligte es 1905 in einer 
Volksabstimmung einen Kredit von insgesamt 1,7 Millionen Fran-
ken zur erstellung neuer unterrichtslokalitäten für das technikum in 
Winterthur, die Kantonsschule und die Hochschule in Zürich.92

Die Entwicklung der einzelnen Mittelschulen93

die Kantonsschule Zürich mit ihren beiden selbstständigen abteilun-
gen, dem Gymnasium und der industrieschule, erfuhr nach 1904/06 
eine reorganisation und differenzierung, die sich seit längerem an-
gebahnt hatte. am Gymnasium wurde das Griechische, von dem man 
sich bereits seit 1847 bei «physischer Schwäche» hatte dispensieren 
lassen können, 1875 fakultativ; ab 1882 wurden Schritte unternom-
men, die altsprachliche von der realistischen richtung zu trennen, 
1905/06 schliesslich wurde die Schule ab dem dritten Jahr in ein klas-
sisches Literargymnasium und ein realgymnasium mit einer weite-
ren modernen Fremdsprache statt des Griechischen geschieden. die 

91 Beleuchten der Bericht zur Volksabstimmung vom 25.6.1905 (wie anm. 44); Kan-
tonsratsprotokoll 1905–1908, S. 1482 f. (StaZH: MM 24.47).

92 Beleuchtender Bericht zur Volksabstimmung vom 25.6.1905 (wie anm. 44).
93 Siehe dazu die Literatur zu den Kantonsschulen (vgl. anm. 34).
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Industrieschule stand vor der schwierigen aufgabe, den besonderen Be-
dürfnissen ihrer beiden abteilungen, der technischen und der kauf-
männischen richtung, rechnung zu tragen. erstere bereitete auf die 
Hochschule vor und hatte deshalb die allgemeinbildenden Fächer zu 
betonen, letztere war eine Berufsschule und somit mehr praktisch 
ausgerichtet. um die seit 1891 erhältlichen Bundessubventionen zur 
Förderung der kaufmännischen Bildung zu erhalten, wurde eine um-
fassende reorganisation der kaufmännischen abteilung notwendig. 
Sie musste nun, um den anforderungen zu genügen, sowohl eine ab-
schliessende Bildung in allgemeiner wie in beruflicher Hinsicht ver-
mitteln als auch auf ein allfälliges Hochschulstudium vorbereiten. die 
reorganisation war 1904 abgeschlossen. an der nun selbstständigen 
kantonalen Handelsschule konnte sowohl ein kantonales Handelsdi-
plom (seit 1898) als auch eine kantonale Handelsmaturität (seit 1917) 
erworben werden. Letztere ermöglichte unter gewissen Bedingun-
gen den Zugang zu den wissenschaftlichen Hochschulen. die seit 
1904 nur noch aus der früheren technischen abteilung bestehende 
industrieschule wurde 1928 in Oberrealschule umbenannt. 

die städtischen Maturitätsschulen von Winterthur, das Gymnasium und 
die industrieschule, hatten für den nördlichen Kantonsteil die Bedeu-
tung einer zweiten Kantonsschule, ohne dass der Kanton, abgesehen 
von seinem allgemeinen aufsichtsrecht, einfluss auf Führung und 
Organisation genommen hätte; Staatsbeiträge wurden seit 1863 aus-
gerichtet. allerdings wurde auch die Frage gestellt, ob ein zweites 
Schulzentrum nicht nachteilig sei für das Ganze: «Organismen mit 
zwei Gravitationspunkten – staatliche ganz besonders – marschie-
ren nie so gut, wie solche mit nur einem», schrieb erziehungsrat Ju-
lius Brunner 1885.94 dies hinderte Winterthur nicht, in den beiden 
ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts zu einem Zentrum moder-
ner methodisch-pädagogischer reformen zu werden.95 unter ande-
rem wurde 1898/1902 die Koedukation und das Kurzstundensystem 
(40-Minuten-Lektionen) eingeführt. Schulgelder und einschreibe-
gebühren, Lehrpläne, aufnahme- und Promotionsordnungen sowie 
94 Julius Brunner, Über die reorganisation des zürcherischen Mittelschulwesens, 

Zürich 1885, S. 58.
95 Fritz Hunziker, die Zürcherische Mittelschule, Synodalrede 1930.
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das aufsichtsorgan wurden den kantonalen Vorschriften angepasst. 
es war schliesslich die zunehmende finanzielle Belastung, die 1912 
zu einer ersten Vorlage über die Kantonalisierung der höheren Win-
terthurer Stadtschulen führte, die aber vom Volk und nicht zuletzt 
auch in Winterthur abgelehnt wurde. erst im Zusammenhang mit 
der eingemeindung der Vororte wurden das Gymnasium und die in-
dustrieschule von Winterthur mit dem Schuljahr 1919/20 unter der 
Bezeichnung «Kantonsschule Winterthur» zu kantonalen anstalten 
mit der gleichen Organisation wie die Kantonsschule Zürich. 1928 
konnte der neubau «im Lee», die dritte Zürcher Schulbaute für Ma-
turitätsschulen, bezogen werden. Gleichzeitig wurde damals die in-
dustrieschule, gleich jener in Zürich, in Oberrealschule umbenannt.

das Lehrerseminar Küsnacht war seit 1874 auch Mädchen zugänglich; 
Lehrerinnen bildete seit 1876 auch die töchterschule Zürich aus, und 
seit 1905 konnten absolventen der Kantonsschule Winterthur das 
Primarlehrerpatent auch an der universität Zürich erwerben. die 
Frage, ob künftige Volksschullehrer zunächst eine Maturitätsschule 
absolvieren sollten und die Berufsausbildung danach an der univer-
sität zu geschehen hatte, wurde in einer Volksabstimmung 1872 zu-
gunsten des Seminars entschieden. in den 1920er-Jahren wurde die 
Frage wieder intensiv diskutiert, aber noch ohne zu einer entschei-
dung zu gelangen.96 

1873 stimmte der Souverän der errichtung eines kantonalen Tech-
nikums in Winterthur zu, das 1874 eröffnet wurde und 1879 ein gross-
zügiges Schulgebäude erhielt. Zweck der anstalt war, «durch wis-
senschaftlichen unterricht und durch praktische Übungen die 
aneignung derjenigen Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, 
welche dem techniker mittlerer Stufe in Handwerk und industrie 
unentbehrlich sind».97 1896 bestanden abteilungen für Bautechniker, 
Maschinentechniker, Feinmechaniker, elektrotechniker, Chemiker, 
das Kunstgewerbe, für Geometer sowie eine Handelsschule; aufnah-
mebedingung war zunächst das zurückgelegte 15. altersjahr und der 
abschluss der Sekundarschule.

96 W. Kronbichler, Kantonsschulen (wie anm. 34), S. 31.
97 Gesetz betreffend das technikum, vom 18.5.1873, § 2 (off. Sa. Bd. 17, S. 155).
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Abb. 5: Maturitätszeugnis des Gymnasiums Winterthur von 1870,  
ausgestellt für den 19-jährigen Johann Jakob Hafner aus Elsau. Hafner wird 

mit der Bescheinigung «unbedingt reif» aus der Schule entlassen.  
(Staatsarchiv Zürich, Y 60.166.)
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die Tierarzneischule sodann wurde 1902 aus einer Mittelschule zu 
einer Fakultät der universität.

in der Gründerzeit entstanden nichtkantonale Maturitätsschulen. 
1888 gründeten konservative evangelisch-christliche Kreise in Zürich 
das Freie Gymnasium, das seit 1910 selbst Maturitätsprüfungen abneh-
men konnte. die Höhere töchterschule der Stadt Zürich führte seit 
1904 ein Gymnasium, dessen abschluss 1920 von der kantonalen Ma-
turitätskommission und 1929 vom Bund als Maturität anerkannt wurde.

Die eidgenössischen Maturitätsreglemente98

Massgeblichen einfluss auf die Fortentwicklung der kantonalen Ma-
turitätsschulen nahm seit den 1870er-Jahren der Bund durch seine 
eidgenössischen Maturitätsverordnungen. die Bundesverfassung von 
1874 beliess den Kantonen die Möglichkeit, bei wissenschaftlichen 
Berufen die Gewerbefreiheit und Freizügigkeit einzuschränken bzw. 
deren ausübung von ausweisen über die Befähigung abhängig zu 
machen. Gleichzeitig sollte der Bund jedoch dafür sorgen, dass sol-
che ausweise für die ganze eidgenossenschaft Gültigkeit erlangten. 
damit war dem Bundesrat der Weg eröffnet, in die regelung des 
Maturitätswesens einzugreifen. Zwar geschah dies formal nur für die 
Zulassung zum eidgenössischen Staatsexamen der höheren Medizi-
nalberufe (Ärzte, Zahnärzte, tierärzte und apotheker), das seit 1877 
Voraussetzung war für die freie ausübung des Berufes in der gan-
zen eidgenossenschaft. aber die faktischen Folgen waren, dass die 
eidgenössisch anerkannte Maturität, die eigentlich nur für eine ge-
hörige Vor- und allgemeinbildung der Mediziner sorgen sollte, ei-
nerseits die norm für die gymnasialen reifezeugnisse überhaupt 
wurde und andererseits der Bund sich immer grössere Kompeten-
zen in Maturitätsfragen aneignete. dies bedeutete eine aushöhlung 
der kantonalen Schulhoheit, was, wie wiederholt festgestellt wurde, 

98 Siehe dazu z. B. aktuelle Mittelschulfragen unter besonderer Berücksichtigung der 
Stellung des Maturitätstypus C. Bericht des erziehungsrates des Kantons Zürich. 
[Von Paul Schmid-ammann.] august 1964. [auf Grundlage des Manuskriptes von 
1961.]
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dem Geist von Verfassung und Gesetz widersprach und den Standes-
interessen der Ärzteschaft ungebührlichen einfluss auf die Gymnasi-
alpolitik einräumte. Betroffen waren vor allem die mathematisch-na-
turwissenschaftlichen realgymnasien durch den alten Streit um den 
Wert des Lateins, ob Kenntnisse in den alten Sprachen notwendige 
Voraussetzung waren für den ungehinderten Zugang zu allen wissen-
schaftlichen Studienrichtungen der Hochschulen. unbestritten war 
aber auch, dass die eidgenössischen Maturitätsprogramme die früher 
grossen unterschiede zwischen den schweizerischen Maturitätsschu-
len einebneten und eine grössere einheitlichkeit in den unterrichts-
zielen mit sich brachten.

eidgenössische Maturitätsreglemente entstanden 1880, 1888, 1906 
und 1925. das reglement von 1925, das bis 1968 in Kraft blieb, un-
terschied drei eidgenössische Maturitätstypen mit verschiedenen 
Kernfächern, nämlich die typen a (mit Latein und Griechisch), B 
(mit Latein und den modernen Sprachen) sowie C (mit Mathema-
tik und naturwissenschaften). Freien Zugang zu den eidgenössischen 
Medizinalprüfungen hatten nur die absolventen der typen a und B, 
während die inhaber eines Maturitätsausweises C dafür eine ergän-
zungsprüfung im Lateinischen zu bestehen hatten, wofür sich ins-
besondere die Ärzteorganisationen stark gemacht hatten; die Pläne, 
ein neusprachliches Gymnasium einzuführen mit dem Lateinobliga-
torium nur auf der unterstufe wurden als ungenügende Vorbereitung 
für die medizinischen Berufe eingeschätzt. Schliesslich ermöglichte 
die Maturitätsverordnung von 1925 abweichungen vom ungebro-
chenen sechsjährigen gymnasialen Bildungsgang und damit die Mög-
lichkeit, den im Kanton Zürich auf die Sekundarschule folgenden 
Mittelschulen die eidgenössische anerkennung zu gewähren.

der Bund nahm nicht nur starken einfluss auf die Maturitätsschulen 
durch die Zulassungsbestimmungen zum medizinischen Staatsexa-
men, sondern auch durch die Voraussetzungen zu einem prüfungs-
freien Übertritt an die eidgenössische technische Hochschule. nach 
deren reorganisation in den 1880er-Jahren, die ebenfalls einen 6 1/2 
jährigen Lehrgang zur Voraussetzung machte, kündigte der Schwei-
zerische Schulrat den Vertrag mit dem Kanton Zürich und gewährte 
den industrieschülern den prüfungsfreien Übertritt nur noch «auf 
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Zusehen» hin. in der Folge wandelten sich die industrieschulen in 
Zürich und Winterthur, die zuvor v.  a. auch Fachschulen waren im 
Sinne der höheren beruflichen ausbildung, unter dem druck von 
Schulrat und etH zu allgemeinbildenden technischen bzw. mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Mittelschulen. dieser Prozess war 
abgeschlossen 1928 durch die definitive anerkennung der abschluss-
zeugnisse als eidgenössische Maturität des typus C, gleichzeitig wur-
den die industrieschulen in Oberrealschulen umbenannt.

Erziehungsdirektion und Erziehungsrat als Verwaltungsbehörden  
der Mittelschulen

die Oberaufsicht über das gesamte unterrichtswesen stand der er-
ziehungsdirektion in Verbindung mit dem erziehungsrat zu. Gemäss 
dem Organisationsgesetz des regierungsrates von 1899 behielt sich 
letzterer bei den höheren unterrichtsanstalten die mit den Stellen-
plänen verbundenen Personalgeschäfte vor, so die Wahl bzw. Bestäti-
gung der rektoren, direktoren und Lehrer, die Festsetzung der Be-
soldungen, die errichtung neuer Lehrstellen und neuer Schulklassen, 
die Bestellung der aufsichtskommissionen. Vor den regierungsrat 
gehörten auch Finanzgeschäfte, die eine gewisse Summe überstie-
gen. die Vorbereitung dieser Geschäfte war Sache des erziehungsra-
tes und der erziehungsdirektion, selbstständig entschieden diese ins-
besondere über die Lehrpläne der Schulen.99

Wesentliche Führungs- und Kontrollorgane der kantonalen Schu-
len waren die jeweiligen aufsichtskommissionen, die die Stelle der 
Schulpflegen auf der Volksschulstufe einnahmen. Präsident der auf-
sichtskommissionen über die kantonalen Mittelschulen, die durch 
den regierungsrat gewählt wurden, war bis 1959/60 der erziehungs-
direktor in eigener Person.100

 99 Gesetz betreffend die Organisation und Geschäftsordnung des regierungsrates und 
seiner direktionen, vom 26.2.1899 (off. Sa. Bd. 25, S. 336–356).

100 Paul Schmid-ammann, unterwegs von der politischen zur sozialen demokratie. 
Lebenserinnerungen, Zürich 1978, S. 216. im Jahr 1959 waren es 7 aufsichtskom-
missionen.
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die erziehungsdirektion blieb als Stabsorganisation für den er-
ziehungsrat und die zahlreichen weiteren Kommissionen eine ver-
gleichsweise kleine und konstante Behörde. das engere Verwaltungs-
personal bestand 1914 aus zwei Sekretären, einem adjunkten und 
drei Kanzlisten, um 1930 aus zehn Beamtinnen und Beamten (Vor-
zimmer des direktors, zwei direktionssekretäre, drei weitere Sekre-
täre bzw. adjunkte, das rechnungsbüro sowie die Kanzlei mit Bib-
liothek und archiv).101 

dass die direktion seit 1911 wegen des grossen arbeitsanfalles 
zwei direktionssekretäre beschäftigte, war in der Zürcher Verwal-
tung nicht üblich und wurde später nicht mehr toleriert. allerdings 
waren die beiden Sekretäre nur der Besoldungsordnung nach gleich-
gestellt. tatsächlich erster direktionssekretär war von 1900 bis 1930 
Friedrich Zollinger (1858–1931), früher Primarlehrer und von 1892 
bis 1900 Schulsekretär der Stadt Zürich, Mitbegründer der Pesta-
lozzi-Gesellschaft und 1905 dr. h. c. der universität Zürich. Fried-
rich Zollinger suchte, wie es in einem regierungsratsbeschluss hiess, 
«eine art Geschäftsleitung über das ganze erziehungswesen aufrecht- 
zuerhalten».102 er besorgte das Sekretariat des erziehungsrates und 
der Kommissionen des mittleren und höhern Schulwesens und das 
inspektorat der Hochschulstipendiaten, arbeitete anträge und Wei-
sungen aus, erteilte audienzen usw. «Mit recht ist gesagt worden, 
dass alle wichtigen, das kantonale erziehungswesen betreffenden Be-
schlüsse drei Jahrzehnte hindurch unter seiner Mitwirkung entstan-
den sind.»103 der zweite Sekretär, von 1916 bis 1941 der Historiker 
Dr. phil. Alfred Mantel (1881–1941), war sein Mitarbeiter, den aufgaben 
und Kompetenzen nach ein «Gehülfe» des ersten Sekretärs.104

101 regierungsetat des Kantons Zürich 1914/15, Zürich 1914, S. 47; Kantonale Verwal-
tung Zürich, internes telefon-Verzeichnis, etwa 1939 (StaZH: iii af 1).

102 rrB nr. 2460 vom 2.10.1941 (StaZH: MM 3.63); vgl. M. illi, Kantonsverwaltung 
(wie anm. 39), S. 291; vgl. Bea Franck-nagy, dr. h.c. Friedrich Zollinger 1858–1931. 
Leben und Werk einer Schlüsselfigur der Zürcher Jugendhilfe. Zürich 1986, S. 31 f.

103 William Silberschmidt, dr. Johann Friedrich Zollinger 1858–1931, in: Schweiz. 
Zeitschrift für Hygiene und archiv für Wohlfahrtspflege, Xi. Jg. 1931, S. 930.

104 rrB nr. 2460 vom 2.10.1941 (StaZH: MM 3.63).
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Die Kantonsschulverwaltung

das rechnungswesen der universität und der Kantonsschule Zü-
rich besorgte der Kantonsschulverwalter, der von 1851 bis 1867/1878 
gleichzeitig Verwalter des Lehrmittelverlags war. Von 1840 bis 1893 
versah der 1807 geborene Daniel Wissmann dieses amt, zuletzt aller-
dings nur noch formell, da ihm altersgebresten dessen wirkliche aus-
übung kaum mehr gestatteten. ab 1876 besoldete er auf eigene Kos-
ten einen Stellvertreter, erst 1889 übertrug der regierungsrat diese 
Funktion mit dem bisherigen Kanzlisten der erziehungsdirektion 
Julius Pfister, geboren 1867, einem Beamten. Zum Kantonsschulver-
walter wurde Julius Pfister 1893 ernannt. auch er übte das amt lange 
Jahre aus, bis 1935. und auch er musste trotz steigender arbeitslast 
mit nur einer Kanzlistin auskommen, die ihm 1908 in der Person von 
Berta Peter bewilligt worden war. Stets, während etwa 30 Jahren, half 
ihm deshalb notgedrungen seine Frau jedes Jahr zehn Wochen lang 
bei den Kollegiengeldabrechnungen mit, ohne dass diese eine ent-
schädigung erhalten hätte.105

Von der Bedeutung der Kantonsschulverwaltung im rahmen der 
erziehungsverwaltung zeugte die raumbelegung um 1900 im Ob-
mannamt: der erziehungsdirektion standen sechs Zimmer zur Verfü-
gung; eines nahm die Kantonsschulverwaltung ein, eines die Kanzlei, 
eines der Sekretär, eines der erziehungsdirektor, zwei weitere dienten 
als Sitzungszimmer für den erziehungsrat und als Lesezimmer. der 
Lehrmittelverlag war im rechberg untergebracht.106

ausser dem Bezug der Kollegiengelder und Studiengebühren, den 
Zahlungen für die auslagen der universität und der Kantonsschule 
Zürich hatte Julius Pfister die zahlreichen Fonds, Stiftungen und 
Kassen zu verwalten, ferner besorgte er die rechnungsführung der 
Witwen- und Waisenstiftungen der Volksschullehrer sowie der re-
formierten Pfarrer und Lehrer an den höheren unterrichtsanstalten. 
die Verantwortung war gross: 1888 verwaltete der Kantonsschulver-
walter Vermögen in der Höhe von 29 800 Franken, 1934 dann von 
105 M. illi, Kantonsverwaltung (wie anm. 39), S. 199–201; rrB nr. 1723 vom 

13.6.1935 (StaZH: MM 3.50).
106 rrB vom 4.5.1899 (StaZH: MM 3.13).
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18 850 000 Franken. er hatte deshalb auch 1935 noch eine amtskau-
tion in der Höhe von 10 000 Franken zu stellen.107

eine ähnliche Lösung wie in Zürich wurde 1919 für die Kantons-
schule Winterthur getroffen. Hier war der Sekretäradjunkt des tech-
nikums unter dem titel Kantonsschulverwalter in Winterthur mit 
der rechnungsführung für das technikum und die Kantonsschule be-
traut. das amt versah von 1919 bis 1960 Eduard Appenzeller, geboren 
1895 und zuvor Kanzlist auf der erziehungsdirektion.108

3.  Berufs- und Maturitätsausbildung in der Zeit der 
Wirtschaftskrise und der beginnenden 
Hochkonjunktur (1930–1960)

 3.1  Weltwirtschaftskrise und zögerlicher Neubeginn

Berufs- und Mittelschulbildung in schwieriger Zeit

die Jahre von 1930 bis 1960 standen im Zeichen der grossen Welt-
wirtschaftskrise der 1930er-Jahre, die das Bewusstsein und die erin-
nerung der damaligen Generationen nachhaltig prägte. erst die ab-
wertung des Frankens 1936 und dann die ausnahmesituation des 
Zweiten Weltkrieges brachten wieder die Vollbeschäftigung, aber für 
die nachkriegszeit rechnete man erneut mit schweren wirtschaftli-
chen Verwerfungen. die nach 1945 einsetzende Hochkonjunktur 
wurde zunächst misstrauisch und ungläubig verfolgt, erst gegen 1960 
überzeugte man sich, dass die not der grossen depression und der 
Kriegsjahre tatsächlich ausgestanden war.

die stete Sorge um die Konkurrenzfähigkeit der Schweizer Wirt-
schaft und die sich endgültig etablierende Überzeugung, dass die Zu-
kunft der Jugend mit ihrer ausbildung zusammenhänge, führten 
107 rrB nr. 1723 vom 13.6.1935 (StaZH: MM 3.50).
108 rrB nr. 1798 vom 28.6.1919 (StaZH: MM 3.33); rrB nr. 4918 vom 1.12.1960 

(StaZH: MM 3.102).
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nach langjährigen Bemühungen zum Bundesgesetz über die beruf-
liche ausbildung von 1930, das 1933 in Kraft trat. der Schweize-
rische Verband für Berufsberatung und Lehrlingsfürsorge begrüsste 
das Gesetz, «das in hohem Masse geeignet sein wird, der allgemei-
nen ertüchtigung des Schweizervolkes zu dienen und ihm den inter-
nationalen Konkurrenzkampf zu erleichtern.»109 im Kanton Zürich 
begannen um 1910 erst 27 % der Jugendlichen eine Berufslehre, um 
1941 waren es 49 %.110 

noch kaum ein thema war, verständlich unter diesen Verhältnissen, 
die spätere Forderung nach einer ausweitung der «akademischen» 
ausbildung. Wohl aber warnte Fritz Hunziker (1886–1960), erzie-
hungsrat, Kantonsschulrektor und Historiker der Zürcher Mittelschu-
len, in seinem referat an der Schulsynode 1930 vor einer nachah-
mung der «akademischen inflation», die in deutschland als Folge der 
nachkriegsumwälzungen eingetreten war, und vor der «Überschät-
zung der akademischen Berufe» und der «geistigen auslaugung» der 
praktischen Berufszweige.111 in der Frage des Verhältnisses von all-
gemeinbildendem und berufsbezogenem unterricht setzte sich inso-
fern eine gewisse differenzierung fort, indem von den Fortbildungs-
schulen wie auch vom technikum gefordert wurde, den unterricht 
noch vermehrt «beruflich» statt «allgemein» zu gestalten, während 
die industrieschulen und auch das Lehrerseminar Küsnacht ihren be-
rufsbildenden Charakter bereits verloren hatten oder noch verlieren 
sollten.

um 1940 wurden im Kanton Zürich rund 11 000 berufliche Lehr-
verhältnisse gezählt, während die Zahl der Mittelschüler an den Kan- 
tons- und Mädchenschulen Zürich und Winterthur, dem technikum 
und dem unterseminar Küsnacht 4250 betrug; damals gab es rund 
46 000 Mädchen und Burschen im alter zwischen 15 und 19 Jah-
ren.112 

109 Zitiert nach e. Wettstein, Berufsbildung (wie anm. 50), S. 46.
110 u. Mägli, Berufsbildung (wie anm. 45), S. 105.
111 Fritz Hunziker, Lebens- und Zeitfragen der Mittelschule. referat an der zürcheri-

schen Synodalrede 1930, o. O. u. J., S. 6–8.
112 Statistisches Handbuch des Kantons Zürich 1949, Zürich 1949, S. 22–23, 174 (Mit-

telschüler).
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Die allgemeinen Fortbildungsschulen

Mit der Gesetzgebung über die berufliche ausbildung der 1930er- 
Jahre und mit der damit einhergehenden Stabilisierung der gewerb-
lichen und kaufmännischen Berufsschulen, deren gesetzliche re-
gelung zuvor im Kanton Zürich vermisst worden war, verstummte 
die seit den 1870er-Jahren erhobene Forderung, eine obligatori-
sche Fortbildungsschule für alle Schulabgänger im alter von 16 bis 
18 Jahren zu schaffen. als ein wesentlicher teilbereich dieses einst 
als «Vorschule des Lebens»113 bezeichneten Planes hatte ferner 1930 
ein Gesetz erlassen werden können, das wenigstens die heranwach-
sende weibliche Jugend zum Besuch von Hauswirtschaftsschulen 
verpflichtete. Bis 1943 galt auch die Organisation der Fortbildungs-
schulen für die Landwirtschaft als weitgehend abgeschlossen. es ver-
blieb die Sorge um die Fortbildung von männlichen Jugendlichen, die 
weder in einem Lehrverhältnis standen, noch in der Landwirtschaft 
tätig waren und auch keine Mittelschule besuchten. Für diese wurden 
verschiedentlich «Jungarbeiterkurse» angeboten, die allerdings wenig 
besucht wurden. der nur allgemeine Fortbildungsschulunterricht für 
die männliche Jugend hatte seine frühere Bedeutung endgültig verlo-
ren; 1950 richtete die erziehungsdirektion gerade noch 13 075 Fran-
ken Staatsbeiträge an allgemeine Fortbildungskurse aus, die für ju-
gendliche arbeiter und Landwirte angeboten wurden.114

Die kantonalen Verwaltungsbehörden 

Bemerkenswert blieb im Kanton Zürich die Organisation der admi-
nistrativen Zuständigkeiten, die historisch aus der unterscheidung 
von allgemeiner und beruflicher Bildung heraus gewachsen war und 
an der sich bis 1960 nichts änderte. das kantonale technikum und die 
kantonale Handelsschule, die der Berufsbildung zuzurechnen waren, 
galten weiterhin als Mittelschulen und blieben der erziehungsdirek-

113 antrag des regierungsrates vom 26.8.1909 betr. Fortbildungsschulen (wie anm. 43).
114 Staatsrechnung des Kantons Zürich 1950, S. 100 (nr. 930).
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tion zugeordnet. die Fortbildungsschulen wurden mit ausnahme 
der kaufmännischen Berufsschulen durch das Fortbildungsschulins-
pektorat betreut, das ein teil der erziehungsdirektion war, jedoch im 
Hinblick auf die gewerblich-industriellen Berufsschulen der Volks-
wirtschaftsdirektion unterstand. Weil die sogenannten «Jungarbeiter-
kurse» für ungelernte vorwiegend auf die allgemeine und charak-
terliche Bildung zielten, war das Fortbildungsinspektorat und damit 
die erziehungsdirektion für diese verantwortlich, ebenso für das Ge-
biet der Hauswirtschaftsschulen.115 die Subventionierung der allge-
meinen Fortbildungsschulen geschah durch die erziehungsdirektion, 
jene der berufsbildenden durch die Volkswirtschaftsdirektion. Gele-
gentlich erfolgten neuzuteilungen, so wurde z. B. die Zuständigkeit 
für die weibliche abteilung der Gewerbeschule Winterthur 1931 von 
der erziehungs- zur Volkswirtschaftsdirektion übertragen.116 Schwie-
rigkeiten scheinen sich aus dieser Gemengelage im allgemeinen nicht 
ergeben zu haben; die Forderung der Zeit zielte weiterhin darauf, den 
Fortbildungsunterricht vermehrt «beruflich» statt «allgemein» zu ge-
stalten.117

die durchführung der Gesetzgebung über das Berufsbildungswe-
sen und der nachholbedarf durch den Stau, der sich in den Krisen- 
und Kriegsjahren nach 1930 eingestellt hatte, führte um 1945 zu orga-
nisatorischen reformen namentlich auch auf der erziehungs- und der 
Volkswirtschaftsdirektion sowie zu einer freilich bescheidenen Ver-
mehrung des Personals.118 die damalige einrichtung hatte Bestand bis 
um 1960, als das kräftige Wachstum von Wirtschaft und Bevölkerung 
in den Jahren zuvor neue Lösungen erforderlich machte.

115 rrB nr. 1422 vom 27.4.1961 (StaZH: MM 3.103).
116 rrB nr. 1078 vom 21.5.1931 (StaZH: MM 3.45).
117 Weisung des regierungsrates vom 2.2.1917 betr. Förderung der Berufslehre (wie 

anm. 62).
118 rrB nr. 2061 vom 23.7.1943 (StaZH: MM 3.67); rrB nr. 3535 vom 29.11.1945 

(StaZH: MM 3.71).
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3.2  Die Berufs- und Berufsschulbildung unter neuen 
Voraussetzungen 

Das Bundesgesetz über die berufliche Ausbildung von 1930

im Jahr 1908 hatte das Schweizervolk durch eine ergänzung der 
Bundesverfassung dem Bund die Befugnis erteilt, auf dem Gebiet des 
Gewerbewesens einheitliche Bestimmungen aufzustellen. doch es 
brauchte über 20 Jahre, vielleicht die grossen Krisen des Weltkriegs 
und der damit zusammenhängenden wirtschaftlichen und sozialen 
erschütterungen, bis durch erlass des Bundesgesetzes über die beruf-
liche ausbildung vom 26. Juni 1930 ein bedeutender teil des Gewer-
bewesens bundesstaatlich geregelt war. Über die notwendigkeit dazu 
herrschte in Politik und Verbänden weitgehende einigkeit; im nati-
onalrat wurde das Gesetz einstimmig verabschiedet, im Gewerbever-
band Winterthur z. B. wurde 1929 ein antrag, die Vorlage zurückzu-
stellen, mit dem argument abgelehnt, «dies sei jetzt unmöglich».119 
Über die wirtschaftspolitische tragweite der Bundesregelung war 
man sich bewusst. «es ist interessant, zu konstatieren, dass wir, gerade 
100 Jahre nachdem die freie Wirtschaft sich aufgetan hat, zur frühe-
ren gebundenen Wirtschaftsweise, also zu einer art Zunftwesen zu-
rückkehren. die Herrschaft des ‹laisser faire› hat nicht nur Gutes ge-
bracht», liess sich dazu ein nationalrat vernehmen.120 

das Gesetz trat 1933 in Kraft. es hatte Geltung für die später als 
«BiGa-Berufe» bezeichneten Berufe in Handel und Verkehr, in 
Handwerk und industrie, nicht aber für die Land- und Forstwirt-
schaft, die Wissenschaft oder das Sozialwesen. Letztere wurden nicht 
bundesrechtlich geregelt, sondern blieben in der Zuständigkeit der 
Kantone. das Gesetz stellte in der tradition der kantonalen Lehr-
lingsgesetze in der Hauptsache rahmenbedingungen über die Lehr-
verhältnisse, das Obligatorium des beruflichen unterrichts und der 
Lehrabschlussprüfungen, die höheren Fach- oder Meisterprüfungen 

119 a. Häberle, Gewerbeverband (wie anm. 5), S. 237.
120 Zit. nach Peter Sigerist, Berufsbildung zwischen Wirtschafts- und Lernförderung, 

in: tibor Bauer, Fritz Osterwalder (Hg.), 75 Jahre eidgenössisches Berufsbildungs-
gesetz, Bern 2008, S. 290.
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und die Bundesbeiträge auf. der Vollzug blieb weitgehend den Kan-
tonen und Berufsverbänden überlassen. Wer die Lehrabschlussprü-
fung bestand, erhielt ein von den kantonalen Behörden ausgestell-
tes Fähigkeitszeugnis, das seinen inhaber berechtigte, sich mit einem 
geschützten titel als gelernten Berufsangehörigen, z. B. als gelernter 
Schreiner oder gelernte Schneiderin zu bezeichnen. Sahen Berufs-
verbände Meisterprüfungen vor, so konnten diese zur Voraussetzung 
zur ausbildung von Lehrlingen gemacht werden; die von den eid-
genössischen experten unterzeichneten diplome erlaubten die Füh-
rung eines titels wie z. B. diplomierter Buchhalter, diplomierter in-
stallateur, Schreinermeister oder Schneidermeister. Für sämtliche dem 
Gesetz unterstellten Berufe waren ausbildungs- und Prüfungsregle-
mente zu erlassen, die vom Bund zu genehmigen waren.121

der Kanton Zürich regelte die notwendigen ausführungsbestim-
mungen im einführungsgesetz über die berufliche ausbildung, das 
am 3. Juli 1938 mit 82 000 Ja gegen 23 000 nein vom Volk deutlich 
angenommen wurde. es stellte eine Fortentwicklung des Lehrlings-
gesetzes von 1906 dar. die neuerungen waren u. a.: die arbeitszeit 
der Lehrlinge wurde auf neun Stunden herabgesetzt und das anrecht 
auf zwölf tage Ferien gewährt; das Obligatorium zum Besuch der 
Berufsschulen galt nun uneingeschränkt; die Berufsschulen konnten 
Weiterbildungskurse anbieten; der Kanton gewährte neu Beiträge an 
die Kosten von instruktionskursen für Prüfungsexperten, an Meis-
terschulen und höhere Fachkurse. die einzugsgebiete der Schulen 
nach Berufen wurden nun durch die Volkswirtschaftsdirektion fest-
gesetzt; die Lehrortsgemeinden (also nicht die Wohnortsgemeinden 
der Lehrlinge) leisteten Beiträge an die ungedeckten Kosten der Be-
rufsschulen.122

121 Bundesgesetz über die berufliche ausbildung vom 26.6.1930.
122 einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die berufliche ausbildung, vom 3.7.1938, 

beleuchtender Bericht des regierungsrates zur Volksabstimmung vom 3.7.1938 
(amtsblatt 1938, textteil, S. 239–254; off. Sa. Bd. 36, S. 39–49); vgl. u. Mägli, 
Berufsbildung (wie anm. 45), S. 135–139.
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Berufslehre und Berufsschulen

das berufliche Bildungswesen war zwischen 1930 und 1960 zunächst 
geprägt durch die umsetzung der Bundesgesetzgebung, andauernd 
aber auch durch die unerwartete wirtschaftliche und demografische 
entwicklung.

nach der Überwindung der grossen Krise der 1930er-Jahre folgten 
die Kriegs- und eine unerwartete nachkriegskonjunktur mit hohen 
Geburtenraten. die Zahl der Betriebe, die Lehrlinge ausbildeten, 
nahm in den 1950er-Jahren stark zu, ebenso entstanden zahlreiche 
neue Berufe. 1930 wurden im Kanton Zürich rund 10 100 Lehrver-
hältnisse gezählt, 1939 waren es 11 100, 1955 15 500 und 1960 bereits 
21 100.123 um 1945 absolvierten im Kanton Zürich, verglichen mit 
anderen Kantonen, mit rund 50 % der Schulabgänger relativ viele Ju-
gendliche eine Berufslehre.124

naturgemäss mit Schwierigkeiten verbunden war in den anfängen 
die korrekte umsetzung der neuen Gesetzesbestimmungen. Wäh-
rend zuvor jeweils etwa ein drittel der zu genehmigenden Lehrver-
träge mangelhaft waren, genügten 1937 75 % den geänderten anfor-
derungen nicht. 1936 bestanden 50 % der automechaniker-, 19 % der 
Sattler- und tapeziererlehrlinge die neuen Bestimmungen der Lehr-
abschlussprüfung nicht. doppelt so hoch wie bei den gewerblichen 
war die durchfallsquote bei den kaufmännischen Berufen.125

Über die Organisation des beruflichen unterrichts bestimmte das 
Berufsbildungsgesetz von 1930, dass die Berufsschulklassen soweit 
möglich nach Berufsgruppen zu bilden waren; die allen gemeinsa-
men Fächer (Staats- und Wirtschaftskunde) konnten an den gewerbli-
chen Berufsschulen gemeinsam erteilt werden. diese Forderung und 
die als Folge der Wirtschaftskrise in der ersten Hälfte der 1930er- 
Jahre zurückgehende Zahl der Lehrverhältnisse führten zur auflö-
sung oder Zusammenlegung von zu kleinen gewerblichen Berufs-

123 u. Mägli, Berufsbildung (wie anm. 45), S. 214–215; rrB nr. 2467 vom 11.6.1959 
(StaZH: MM 3.99).

124 u. Mägli, Berufsbildung (wie anm. 45), S. 105, 146.
125 rrB nr. 1609 vom 10.6.1937 (StaZH: MM 3.54) und nr. 2897 vom 17.11.1937 

(StaZH: MM 3.55).
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Abb. 6: Lehrvertrag über eine vierjährige Schriftsetzerlehre, 1949–1953.  
Der Vertrag besteht aus 26 Artikeln, die über die Lehrverhältnisse Auskunft 
geben. Er ist unterzeichnet vom Lehrmeister, dem Lehrling und dem Vater  

des Lehrlings sowie der Registratorin der Lehrverträge des kantonalen Industrie- 
und Gewerbeamtes, die die Gesetzeskonformität des Vertrages bestätigt. 

(Privatbesitz M. Suter, Hettlingen.) 
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schulen auf der Zürcher Landschaft. im Jahr 1930 gab es 36, im Jahr 
1939 noch 24. 1960 zählte der Kanton Zürich noch 20 gewerbliche 
Berufsschulen. Weniger betroffen von der umstrukturierung waren 
die gefestigteren kaufmännischen Berufsschulen, 1930 zählte man 
neun, 1960 deren acht.126

Die Aufsicht über die Berufsschulen: das Fortbildungsschulinspektorat  
und das Inspektorat für die kaufmännischen Berufsschulen

Zuständig für die gewerblichen und industriellen Berufsschulen blieb 
das Fortbildungsschulinspektorat der erziehungsdirektion, das in die-
ser Beziehung allerdings der Volkswirtschaftsdirektion bzw. dem in-
dustrie- und Gewerbeamt verantwortlich war. Zu den aufgaben des 
Fortbildungsschulinspektors gehörte im berufsbildenden Bereich u.a. 
die Beaufsichtigung und Beratung der über 35 gewerblichen (und 
landwirtschaftlichen) Schulanstalten, das Mitwirken bei der aufstel-
lung und Änderung der Lehr- und Stoffpläne für die Berufsklassen 
sowie bei der auswahl und ausbildung der Berufsschullehrer.127 

nicht zuständig war das Fortbildungsschulinspektorat für die kauf-
männischen Berufsschulen, für die seit 1907 ein eigenes, im neben-
amt geführtes inspektorat bestand. nach dem rücktritt von Willy 
Marquart, im amt seit 1919, war von 1939 bis 1952 Dr. Paul Hauser, 
Präsident der Zürcher Kantonalbank, kaufmännischer Berufsschulin-
spektor. Weil inzwischen auch ein eidgenössischer experte die kauf-
männischen Berufsschulen im Kanton Zürich besuchte und somit 
kein bedeutender administrativer Mehraufwand zu erwarten war, 
wurde das inspektorat 1952 dem für die kaufmännischen Lehrver-
hältnisse zuständigen Berufsinspektor des industrie- und Gewerbe-
amtes übertragen.128 
126 u. Mägli, Berufsbildung (wie anm. 45), tabelle S. 226–227.
127 rrB nr. 1928 vom 1.6.1961 (StaZH: MM 3.103); reglement über die aufgaben 

der inspektoren für die Beaufsichtigung der Lehrverhältnisse und der Berufs- und 
Fachschulen, vom 11.2.1943 (unveröffentlicht), abgelöst durch das reglement vom 
28.5.1959 (off. Sa. Bd. 40, S. 514–517).

128 rrB nr. 1282 vom 17.5.1939 (StaZH: MM 3.58); rrB nr. 1680 vom 26.6.1952 
(MM 3.84).
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Fortbildungsschulinspektor Arnold Schwander trat 1931 von seinem 
seit 1922 innegehabten amt zurück, weil er eine Stelle beim Bund 
antreten konnte. es fiel nicht leicht, einen nachfolger zu finden, der 
mit dem allgemeinen und dem beruflichen Fortbildungsschulwe-
sen gleichermassen vertraut war. die Wahl fiel schliesslich auf den 
34-jährigen Emil Oberholzer aus Wald, Gewerbeschullehrer in Win-
terthur und Vorstandsmitglied des kantonalen Gewerbelehrerverban-
des.129 als es 1947 das gewerbliche Bildungswesen an der kantona-
len Landwirtschafts- und Gewerbeausstellung in Zürich zu vertreten 
galt, wurde diese aufgabe dem Fortbildungsschulinspektor übertra-
gen, weil dieser auf diesem Gebiet «im Kanton Zürich sicher der best-
orientierte Mann» war.130 

Mit der einführung des obligatorischen Hauswirtschaftsunterrichts 
für die weibliche Jugend nach 1930 übernahm es das Fortbildungs-
schulinspektorat, die etats des Lehrpersonals zu führen, die Berichte 
und Beitragsgesuche zu prüfen sowie die Budgets und rechnungen 
zu kontrollieren.131 dies geschah auch für die landwirtschaftlichen 
Fortbildungsschulen, während die Budgets und rechnungen der Be-
rufsschulen der Kontrolle des registrators und rechnungsführers des 
industrie- und Gewerbeamtes oblagen.132

der Stellenplan umfasste 1943 nebst dem inspektor einen Kanzlis-
ten und drei Gehilfinnen im nebenamt, die als inspektorinnen für die 
Fachkurse in weiblichen Handarbeiten und den hauswirtschaftlichen 
unterricht zuständig waren; später ergänzt durch einen Verwaltungs-
angestellten. Weil die arbeitsbelastung sich, v. a. im hauswirtschaft-
lichen Bereich, ständig mehrte, wurde 1951 der Geschäftsgang ein-
gehend auf rationalisierungsmöglichkeiten hin überprüft, dem amt 
wurden bis 1960 aber keine weiteren Wahlstellen bewilligt.133

129 rrB nr. 1513 vom 9.7.1931 (StaZH: MM 3.45).
130 rrB nr. 1048 vom 28.3.1946 (StaZH: MM 3.72).
131 rrB nr. 877 vom 14.4.1932 (StaZH: MM 3.46).
132 rrB nr. 1454 vom 5.6.1941 (StaZH: MM 3.62); rrB nr. 2133 vom 23.7.1943 

(StaZH: MM 3.66).
133 rrB nr. 3105 vom 7.10.1948 (StaZH: MM 3.77); vgl. rrB nr. 4915 vom 1.12.1960 

(MM 3.102).
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Die Aufsicht über das Lehrlingswesen bzw. die Berufslehre: das Industrie- 
und Gewerbeamt 1936 und erste Berufsinspektoren 1937

Bis 1936 übte der Gewerbesekretär der Volkswirtschaftsdirektion die 
aufsicht über das Lehrlingswesen aus. der Hinschied von emil Baur 
ende 1935, Sekretär der abteilung Gewerbewesen seit 1920, die in 
den Jahren der grossen Wirtschaftskrise sich stark vermehrenden 
aufgaben der Volkswirtschaftsdirektion sowie auch die neue Bundes-
gesetzgebung über die Berufsbildung waren anlass, die Geschäfts-
abläufe auf eine rationellere Organisation hin zu überprüfen. das 
resultat war 1936 die Zusammenfassung der bisherigen direktions-
abteilungen Fabrikinspektorat, arbeiterinnenschutz, Gewerbewesen 
mit der Zentralkanzlei und dem Lehrlingswesen zu einem indust-
rie- und Gewerbeamt. erster amtschef wurde der damals 38-jährige 
Dr. Ernst Zaugg, zuvor adjunkt auf der Volkswirtschaftsdirektion, sein 
nachfolger war von 1940 bis 1969 Dr. Gustav Leu.134

dem neuen amt wartete eine Fülle von aufgaben, insbeson-
dere auch im Bereich des Vollzugs der Gesetzgebung über die Be-
rufsbildung. Bis 1940 wollte der Bund für an die 200 Berufe aus-
bildungs- und Prüfungsreglemente erlassen. die einführung brachte 
den kantonalen Behörden erhebliche arbeit, die trotz Leistung von 
umfangreicher Überzeit kaum zu bewältigen war: «Vorgängig ist 
nach Verhandlungen mit den beteiligten Berufsverbänden zu Hän-
den des Bundes ein entsprechender entwurf auszuarbeiten; nachher 
haben experteninstruktionskurse, Orientierung der Lehrmeister und 
Lehrlinge, Besprechung der Prüfungsarbeiten usw. einzusetzen.» 135 

Sodann wurde 1937 auch die Organisation und aufsicht über alle 
beruflichen umschulungs- und Weiterbildungskurse, denen in der 
Krisenzeit eine besondere Bedeutung zukam, dem amt für industrie 
und Gewerbe übertragen.136 

Mangels Personal unterblieb im Kanton Zürich bis 1937 die vom 
Bundesgesetz geforderte aufsicht über die Lehrlingsausbildung durch 

134 rrB nr. 1321 vom 14.5.1936 (StaZH: MM 3.52); M. illi, Kantonsverwaltung (wie 
anm. 39), S. 275.

135 rrB nr. 1609 vom 10.6.1937 (StaZH: MM 3.54).
136 ibid.
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kantonale experten; einzig die weiblichen Lehrverhältnisse wurden 
durch die inspektorin für den arbeiterinnenschutz speziell kontrol-
liert. der regierungsrat beschloss deshalb 1937, die bisherigen Sach-
verständigen der abteilung Berufsbildung, Arnold Werner und Georg 
Gilg, (die sich bisher mit den Lehrlingsprüfungen beschäftigt hatten) 
unter der Bezeichnung «inspektoren für das berufliche Bildungswe-
sen» mit der Kontrolle der problematischen männlichen Lehrverhält-
nisse (im gewerblichen Bereich) zu beauftragen. Zu ihrer entlastung 
von den bisherigen aufgaben wurde die Volkswirtschaftdirektion er-
mächtigt, provisorisch zwei Hilfskräfte anzustellen. einer von diesen 
war der weltgewandte Kaufmann Dr. Kaspar Bruppacher aus Winter-
thur, der gleichzeitig zum adjunkten und Stellvertreter des amts-
chefs und zum kaufmännischen Berufsinspektor wurde, der auch die 
Verkäuferinnenlehrverhältnisse beaufsichtigte. die drei Berufsinspek-
toren bildeten 1937 die neue abteilung bzw. Sektion Berufsbildung 
und waren direkt dem amtschef verantwortlich.137

der auf- und ausbau des amtes und der abteilung Lehrlings- bzw. 
Berufsbildungswesen kam bis Kriegsende 1945 zu einem gewissen 
abschluss. die allgemeinen Pflichten der abteilung bestanden in der 
Beaufsichtigung der gewerblichen und kaufmännischen Lehrverhält-
nisse, in der Förderung der beruflichen Weiterbildung, in der Betreu-
ung des Stipendienwesens, in der Führung des Meisterregisters sowie 
der registratur der Lehrverträge. im Besonderen stand die entwick-
lung im Zeichen der fortlaufend zunehmenden ausbildungs- und 
Prüfungsreglemente sowie der notwendigkeit, den Schutzbestim-
mungen für die Lehrlinge und Lehrtöchter (arbeits- und Ferienzeit 
usw.) vermehrt nachdruck zu verschaffen.138 1943 wurden die we-
sentlichen Verordnungen erlassen, so u. a. das (nicht publizierte) reg-
lement über die aufgaben und Befugnisse der inspektoren für die Be-
aufsichtigung der Lehrverhältnisse und der Berufs- und Fachschulen 
sowie die Verordnung über die Pflichten und Befugnisse der kantona-

137 rrB nr. 1609 vom 10.6.1937 (StaZH: MM 3.54); rrB nr. 2573 vom 24.9.1942 
(StaZH: MM 3.65).

138 Geschäftsbericht des regierungsrates 1944, S. 146.
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Abb 7: Personal und Organisation des Industrie- und Gewerbeamtes 
der Volkswirtschaftsdirektion, etwa 1940, gemäss internem Telefonverzeichnis. 
Die Abteilung «Berufliches Bildungswesen» (Berufsinspektorat) war seit 1937 

als Folge des eidgenössischen Berufsbildungsgesetzes aufgebaut worden. 
(Staatsarchiv Zürich, III Af 1.)
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len Kommission für die berufliche ausbildung.139 diese Kommission 
unter dem Vorsitz des Chefs des industrie- und Gewerbeamtes fun-
gierte als beratendes und begutachtendes Organ auf dem Gebiet der 
gewerblichen und kaufmännischen Berufsbildung. 1945 bestand die 
abteilung bzw. Sektion Lehrlings- bzw. Berufsbildungswesen aus drei 
inspektoren für die gewerblichen, einem inspektor für die kaufmän-
nischen und einer inspektorin für die weiblichen Berufsverhältnisse; 
letztere Stelle war geschaffen worden zur entlastung der inspektorin 
für den arbeiterinnenschutz, die bis dahin die 22 weiblichen Berufe 
betreut hatte. insgesamt hatten die inspektorin und die inspektoren 
1945, unterstützt durch sieben Kanzleistellen, über 5220 neue Lehr-
verträge, über 210 Berufe und insgesamt etwa 13 000 Lehrverhält-
nisse zu betreuen.140

eine sechste Berufsinspektorenstelle, zu der auch eine Kanzlei-
stelle gehörte, wurde 1959 als Folge der seit 1955 stark anwachsen-
den Lehrlingszahlen geschaffen.141

3.3  Die kantonalen Mittelschulen vor dem grossen 
Wachstum

Der Gesamtbericht Mittelschulen von 1951

der Gesamtbericht des regierungsrates von 1951 über die zürcheri-
schen Mittelschulen wurde verfasst im Hinblick auf die grossen auf-
gaben, die sich dem Kanton auf diesem Gebiet stellten.142 er beschäf-
tigte sich v. a. mit den organisatorischen und baulichen Fragen, die 
sich aus der seit 1938 feststellbaren erhöhung der Geburtenzahlen 
um über 50 % ergaben, ging aber nicht von einer stärkeren Frequenz 

139 Verordnung über die Kommission für die berufliche ausbildung, vom 4.3.1943 (off. 
Sa. Bd. 27, S. 20).

140 rrB nr. 2061 vom 23.6.1943 (StaZH: MM 3.66); rrB nr. 2575 vom 19.10.1943 
(StaZH: MM 3.67); Geschäftsbericht des regierungsrates 1945, S. 148–152.

141 rrB nr. 2467 vom 11.6.1959 (StaZH: MM 3.99).
142 die zürcherischen Mittelschulen unter besonderer Berücksichtigung der organisa-

torischen und baulichen aufgaben. Bericht des regierungsrates des Kantons Zürich 
vom 29. dezember 1951.
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von Mittelschülern pro Geburtenjahrgang aus und stellte auch noch 
keine Überlegungen an, ob eine dezentralisierung im Kanton oder 
eine vermehrte Begabtenförderung notwendig war; als obere opti-
male Grösse einer Mittelschule wurde die Zahl von 500 Schülern be-
trachtet. eine gewisse rolle spielten hingegen die Verkehrsanschlüsse 
an Zürich und die Gefahren des Schulwegs, weshalb nach 1950 die 
errichtung von «anschlussschulen» für die jüngeren Gymnasiasten 
im Zürcher Oberland und besonders auch ab dem linken Seeufer auf 
dem areal Freudenberg beim Bahnhof enge ins auge gefasst wurde. 
als ein Zeichen der Zeit war der aufkommende Strassenverkehr auch 
der Grund für eine eingabe des regierungsrates beim Zürcher Stadt-
rat, die rämistrasse mit einer massiven teerasphaltschicht zu über-
ziehen, weil ein unterricht im alten Kantonsschulgebäude selbst bei 
geschlossenen Fenstern wegen des Lärms kaum mehr möglich war.143

Die zürcherischen Mittelschulen in der Mitte des 20. Jahrhunderts144 

der historischen entwicklung gemäss wurden im Kanton Zürich wei-
terhin nicht nur die Maturitätsschulen, sondern auch die zu einem 
Berufsabschluss führenden Lehrerbildungsanstalten sowie das kan-
tonale technikum in Winterthur als Mittelschulen bezeichnet. die 
reglemente über die Verleihung des Professorentitels, über das Sti-
pendienwesen oder über die Besoldungsverhältnisse betrafen stets 
die angehörigen aller dieser höheren kantonalen Schulanstalten und 
verzichteten auf eine differenzierung in die mehr wissenschaftli-
chen und die mehr berufsorientierten höheren ausbildungsstätten.145 
Grundlage der «höheren unterrichtsanstalten» war immer noch das 
Gesetz über das gesamte unterrichtswesen von 1859, das auch den 
Bestand und die administrative Zugehörigkeit der Mittelschulen zur 
erziehungsdirektion festlegte. 

143 rrB nr. 904 vom 14.3.1957 (StaZH: MM 3.95).
144 Siehe zum Folgenden u. a. Walter Kronbichler, Kantonsschulen (wie anm. 34); die 

zürcherischen Mittelschulen, 1951 (wie anm. 142).
145 Siehe z. B. die Verordnung über die Verleihung des Professorentitels an Mittelschul-

lehrer (off. Sa. Bd. 30, S. 276 f.).
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Abb. 8: Entlassungs- und Maturitätszeugnis der Kantonsschule Zürich, 
Abteilung Literargymnasium (Maturitäts-Typus A), ausgestellt am 

19. September 1952 für Werner Gysel, später (1977–1998) Pfarrer am 
Grossmünster. Rektor Fritz Hunziker, Erziehungsdirektor Ernst Vaterlaus 

und der Direktionssekretär der Erziehungsdirektion, Dr. Eduard Scheurmann, 
bezeugen die Hochschulreife des Maturanden. (Privatbesitz W. Gysel, 

Kilchberg.)
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auf dem Gebiet der Maturitätsschulen wurde nach dem erlass und 
der umsetzung der eidgenössischen Maturitätsverordnung von 1925 
über die Weiterentwicklung der Gymnasialbildung immer wieder 
diskutiert, zu einer inneren reform jedoch kam es im Zeitraum von 
1930 bis 1960 nicht. allerdings galt es durch organisatorische und 
bauliche Massnahmen auf die als Folge des Bevölkerungswachstums 
nach dem Zweiten Weltkrieg steigenden Schülerzahlen zu reagieren. 
dies geschah durch die Verselbstständigung der bisherigen abteilun-
gen des Gymnasiums in Zürich und der Kantonsschule in Winterthur.

die bereits 1905/06 eingeleitete trennung des Literargymnasiums 
(typus a) und des realgymnasiums (typus B) der Kantonsschule Zü-
rich in zwei selbstständige Schulen wurde 1947 vollständig durch-
geführt, wobei als «reverenz vor der tradition»146 die gemeinsame 
aufsichtkommission bestehen blieb. 1956 sprachen die Stimmbürger 
ferner einen Kredit für den Bau der Kantonsschule Freudenberg in 
Zürich für die bestehende Handelsschule und die realgymnasiasten, 
die links der Limmat und des Zürichsees wohnten; der Schulbetrieb 
konnte 1959 aufgenommen werden. Von einem raschen Wachstum 
nach dem Zweiten Weltkrieg war auch die Kantonsschule Winter-
thur betroffen. auch hier beschritt man den Weg einer trennung in 
selbstständige Schulanstalten. 1949 wurde die Oberrealschule defini-
tiv in eine technische abteilung (typus C) und eine Lehramtsabtei-
lung aufgeteilt; 1959 die Kantonsschule überhaupt in ein Gymnasium 
mit angegliederter städtischer Mädchenschule sowie die Oberreal- 
und Lehramtsschule geschieden. 

Ferner wurde 1955 in Wetzikon eine Mittelschule für das Zürcher 
Oberland eröffnet, die 1957 zur voll ausgebauten Kantonsschule mit 
Gymnasium, Oberreal-, Lehramts- und Handelsschule wurde und die 
1960 bereits 472 Schüler zählte. Während bei der Zweiteilung des 
Gymnasiums in Zürich und der Kantonsschule Winterthur v. a. die 
steigenden Schülerzahlen als Folge des Bevölkerungswachstums der 
Grund waren – als obere optimale Grösse einer Mittelschule wurde 
die Zahl von 500 Schülern erachtet –, spielten im Falle der Gründung 
der ersten Kantonsschule auf der Landschaft in Wetzikon auch regi-

146 W. Kronbichler, Kantonsschulen (wie anm. 34), S. 19.
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onalpolitische Überlegungen zur eindämmung der Landflucht eine 
rolle, aber noch kaum dezentralisierungsüberlegungen. es bestehe 
keine notwendigkeit zur errichtung weiterer Mittelschulen auf der 
Landschaft, stellte der regierungsrat 1951 fest.147 

unterschiedlich war die entwicklung der beiden berufsbildenden 
Mittelschulen des Kantons, des Lehrerseminars in Küsnacht und des 
technikums in Winterthur. Über das damals von 800 Schülern be-
suchte technikum stellte der regierungsrat 1951 fest: «die Schule hat 
sich zu einer solchen Leistungsfähigkeit entwickelt und ist derart mit 
Winterthur verbunden, dass keine ursache besteht, an ihren wesent-
lichen Grundlagen, einschliesslich Standort, etwas zu ändern.»148 in 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts war die Schule von einer auf 
der Sekundarschule aufbauenden Mittelschule in ihren technischen 
Fachabteilungen zu einer Fachhochschule geworden. das diplomre-
gulativ von 1944 bestätigte diese entwicklung, indem es als aufnah-
mebedingung eine wenigstens dreijährige Berufspraxis voraussetzte; 
die Studienanfänger am technikum hatten nun zumeist eine Berufs-
lehre absolviert und standen beim eintritt im rekrutenalter.149

ein vergleichbarer Weg wurde im Bereich der Lehrerbildung be-
schritten, allerdings mit unterschiedlichen Vorzeichen, was den Stel-
lenwert des traditionsreichen Lehrerseminars Küsnacht anbelangte. 
im alten Streit, ob die Lehrerbildung auf dem seminaristischen Weg 
der Berufsbildung oder auf dem maturitätsgebundenen Weg zu erfol-
gen hatte, verschoben sich die Kräfte auf die letztere Seite. das Leh-
rerbildungsgesetz von 1938 schuf ein kantonales Oberseminar, das 
in einjährigem Kurs die berufliche ausbildung der Lehrer und Leh-
rerinnen vermittelte. das Lehrerseminar Küsnacht wurde damit zu 
einem vierjährigen allgemeinbildenden unterseminar, das den Be-
such des Oberseminars und die immatrikulation an den rechtswis-
senschaftlichen und philosophischen Fakultäten der universität er-
möglichte, aber keine Lehrerpatente mehr ausstellen konnte. Offen 
stand das Oberseminar den absolventen der Maturitätsschulen nach 

147 die zürcherischen Mittelschulen, 1951 (wie anm. 142), S. 54 f., S. 64.
148 a. a. O., S. 63.
149 W. Kronbichler, Kantonsschulen (wie anm. 34), S. 40–41; die zürcherischen Mit-

telschulen, 1951 (wie anm. 142), S. 25.
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Besuch eines halbjährlichen Vorkurses, so insbesondere den absol-
venten der Lehramtsschulen.

neben den kantonalen Mittelschulen kam weiterhin der städti-
schen töchterschule in Zürich eine grosse Bedeutung für die höhe re 
Schulbildung zu. Seit 1946 war sie gegliedert in die abteilung i 
(Gymnasium a, Gymnasium B, unterseminar), die abteilung ii 
(Handelsdiplom- und Handelsmaturitätsschule) sowie die abteilung 
iii (Frauenbildungsschule, Kindergärtnerinnen- und Hortnerinnen-
seminar). die steigende Zahl der Schülerinnen machte auch hier die 
Bereitstellung weiterer (neben der Hohen Promenade und im Gross-
münster) Schulräume und Schulhäuser notwendig. Ferner konnten 
das evangelische Lehrerseminar und das Freie Gymnasium in Zü-
rich als private Bildungsstätten eigene abschlüsse anbieten; in einigen 
weiteren privaten Hochschulvorbereitungsschulen wurden die Matu-
ritätsprüfungen von kantonalen Mittelschullehrern oder Hochschul-
dozenten abgenommen.

Die Abteilung Höheres Unterrichtswesen der Erziehungsdirektion 1945

der erste direktionssekretär der erziehungsdirektion, Dr. h. c. Fried-
rich Zollinger, der sich um das Zürcher Schulwesen verdient gemacht 
hatte und der 1927 auch von der universität Berlin mit dem ehren-
doktorat gewürdigt worden war, wurde 1930 pensioniert. Zu seinem 
nachfolger wählte der regierungsrat den Ökonomen und bisheri-
gen Vormundschaftssekretär der Stadt Zürich, Dr. Eduard Scheurmann. 
Während unter Friedrich Zollinger noch keine ausscheidung der 
Geschäftsbereiche vorgenommen worden war, wurden nun die bei-
den direktionssekretäre einander gleichgestellt und ihnen klar abge-
grenzte Sachgebiete zur Bearbeitung übertragen. dr. eduard Scheur-
mann übernahm die Geschäfte der universität, der Mittelschulen mit 
dem technikum, Dr. Alfred Mantel jene der Volksschule und der Leh-
rerbildung.150 

150 rrB nr. 2460 vom 2.10.1941 (StaZH: MM 3.63); vgl. M. illi, Kantonsverwaltung 
(wie anm. 39), S. 291.
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alfred Mantel verstarb 1941 im amt. Sein nachfolger wurde der 
Jurist Ernst Moor, allerdings nicht mehr im rang eines direktions-
sekretärs, sondern als ein nachgeordneter Sekretär erster Klasse. die 
regierungsrätliche Personalkommission wollte, dass nur ein Sekretär 
allein die Geschäfte der direktion vor den kantonsrätlichen Kom-
missionen vertrat. direktionssekretär war danach bis 1962 dr. edu-
ard Scheurmann.151

Zwischen 1943 und 1948 wurde in der Folge die bisherige fak-
tische aufgabenverteilung auf der Kanzlei der erziehungsdirektion 
organisatorisch umgesetzt. der sich mehrenden arbeitslast, die nicht 
nur kriegsbedingt war, wurde durch die «einschiebung von Zwi-
schenstufen» begegnet. es wurden die abteilung «Hoch- und Mittel-
schulen und allgemeine direktionsgeschäfte» unter der Leitung des 
direktionssekretärs und die abteilung «Volksschule und Lehrerbil-
dung» unter der Leitung eines Sekretärs mit besonderen aufgaben 
gebildet, ferner die Kanzlei neu organisiert sowie die drei bisheri-
gen rechnungsstellen konzentriert und zu einem rechnungssekre-
tariat vereinigt. die Überprüfung der reorganisationsmöglichkeiten 
hatte ergeben, dass die Bildung von eigentlichen Ämtern, wie sie in 
anderen direktionen bestanden, nicht angezeigt war. es wäre, so der 
regierungsrat, der rechtlichen und tatsächlichen Struktur des erzie-
hungswesens Gewalt angetan worden und hätte keine einsparungen 
mit sich gebracht. notwendig war jedoch eine arbeitsaufteilung und 
Kompetenzenausscheidung innerhalb der beiden Hauptaufgabenge-
biete durch ständige nachgeordnete Sekretäre, um den leitenden Se-
kretären eine Konzentration auf die wichtigen Geschäfte zu erlau-
ben.152

Bis 1960 blieb somit der direktionssekretär der erziehungsdirek-
tion, dr. eduard Scheurmann, zuständig für die materiellen Geschäfte 
der Hoch- und Mittelschulen, nun als Leiter der abteilung «Höhe-
res unterrichtswesen und allgemeine abteilung» auf der direktions-
kanzlei. ihm zur Seite standen zwei Sekretäre, von denen der rang-
höhere zugleich Stellvertreter von eduard Scheurmann wie auch des 

151 Siehe u. a. M. illi, Kantonsverwaltung (wie anm. 39), S. 291.
152 rrB nr. 3535 vom 29.11.1945 (StaZH: MM 3.71).
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Abb. 9: Personal und Organisation der Erziehungsdirektion, etwa 1940, 
gemäss dem internen Telefonverzeichnis. Die Direktion ist noch bescheiden 

dotiert, der Ausbau setzte nach 1960 ein. Zuständig für die Mittelschulen sind 
die Direktionssekretäre, für die Berufsschulen das Fortbildungsschulinspektorat. 

(Staatsarchiv Zürich, III Af 1.)
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Leiters der abteilung «Volksschule und Lehrerbildung» war, sowie 
ein Kanzleisekretär. unterstützende Funktionen im administrativen 
Bereich nahmen die Stabsabteilungen der direktion, die erziehungs-
kanzlei (die engere Kanzlei) und das rechnungssekretariat wahr.

Zu den Geschäften der Sekretäre der abteilung Höheres unter-
richtswesen gehörte der Verkehr mit den rund 70 instanzen, die es 
im Kanton Zürich im Bereich der universität und der Mittelschulen 
gab, die Führung des aktuariats von über 20 aufsichtskommissionen, 
die Bearbeitung der Personalgeschäfte, die Begleitung von Bauvorha-
ben, die Bearbeitung parlamentarischer Geschäfte usw.153 die stürmi-
sche entwicklung in den 1950er-Jahren machte sich v. a. im Personal-
bereich, in steigenden Schüler- und Lehrerzahlen bei gleichzeitiger 
Schwierigkeit, die Lehrerstellen zu besetzen, bemerkbar, ferner in der 
notwendigkeit, die universitäts- und Mittelschulplanung auf neue 
Grundlagen zu stellen.

Die Kantonsschulverwaltung und Kasse der Universität 

Kantonsschulverwalter und universitätskassier Julius Pfister ging 
1935 im alter von 68 Jahren in Pension. er hatte das amt des rech-
nungsführers von universität und Kantonsschule Zürich 47 Jahre 
lang mit grosser Gewissenhaftigkeit und zumeist mit nur einer Mit-
arbeiterin, dafür aber in Zeiten des grössten arbeitsanfalles unter un-
entgeltlicher Mitarbeit seiner Gattin versehen. Bei seinem ausschei-
den aus dem Staatsdienst sprach ihm deshalb der regierungsrat eine 
ehrengabe von 2000 Franken zu.154

nachfolger wurde 1935 Jakob Heller, seit 1926 rektoratsgehilfe 
der kantonalen Handelsschule in Zürich. er erhielt 1938 eine zweite 
Kanzlistenstelle zugeteilt, weil auch die neuerungen im Bürobetrieb 
wie z. B. die einrichtung einer durchschreibebuchhaltung nicht ge-
nügten, um die wachsende arbeitslast zu bewältigen. die Zahl der 
Studierenden und auditoren an der universität war seit 1908 von 

153 ibid.
154 rrB nr. 1723 vom 13.6.1935 (StaZH: MM 3.51).
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1750 auf 2900 angestiegen, die Zahl der Kantonsschüler in Zürich von 
1100 auf 1600. an Schul- und Kollegiengeldern waren 1908 388 000 
Franken angefallen, im Jahr 1937 855 000 Franken.155

neben den weiter steigenden Studenten- und Schülerzahlen kamen 
neue aufgaben dazu, so die Lohn- und Studienausfallentschädigun-
gen, die aHV-abrechnungen usw. 1946 wurde deshalb eine reor-
ganisation und Zentralisation des Kassenverkehrs sowie der einsatz 
einer modernen registrierkasse nötig. 1957 bestand die rechnungs-
stelle aus dem Kantonsschulverwalter/universitätskassier, einem 
Kanzleisekretär und fünf weiteren Mitarbeitern.156

Jakob Heller erreichte 1958 das Pensionsalter. Seine Stelle wurde 
nicht wieder vergeben, sondern interimistisch durch den ersten Kanz-
leisekretär versehen. denn 1959 fiel die bisherige Kantonsschulver-
waltung dahin. das rechnungswesen der Kantonsschulen, das zudem 
mit dem Wegfall der Kantonsschul-Schulgelder 1960 nach einer ent-
sprechenden Volksabstimmung vereinfacht wurde, wurde vom rech-
nungssekretariat der erziehungsdirektion übernommen. es verblieb 
die Kasse der universität, die wie bisher das rechnungswesen der 
universität und ihrer Sammlungen, institute, Seminarien besorgte, 
soweit diese nicht eigene rechnungen führten.157

die Kantonsschulverwaltung war 1832 ins Leben gerufen worden. 
in den 127 Jahren ihres Bestehens standen ihr vier Verwalter vor. ihre 
amtszeiten betrugen 8, 53, 42 und 23 Jahre.

155 rrB nr. 1947 vom 27.6.1935 (StaZH: MM 3.51); rrB nr. 1893 vom 21.7.1938 
(StaZH: MM 3.56).

156 rrB nr. 4002 vom 12.12.1946 (StaZH: MM 3.73); rrB nr. 2262 vom 20.6.1957 
(StaZH: MM 3.96).

157 rrB nr. 1962 vom 5.6.1958 (StaZH: MM 3.97); rrB nr. 2882 vom 25.6.1959 
(StaZH: MM 3.99); M. illi, Kantonsverwaltung (wie anm. 39), S. 404.
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4.  Berufsbildung und Mittelschulen in der Zeit des 
raschen Wandels und Wachstums (1960–1998)

 4.1   Das Umfeld: erneuter Untergang einer wiederum 
alt gewordenen Welt

Neue Gesellschaft, neue Herausforderungen – bekannte Problemfelder

die 1960er-Jahre bedeuteten in vielerlei Beziehung den Beginn einer 
neuen epoche, jene der heutigen Wohlstands-, Konsum-, anspruchs- 
und informationsgesellschaft mit all ihren errungenschaften und pro-
blematischen Seiten.

die Sozialwissenschaft betrachtet den Wandel von einer relativ 
statischen Stände- und später Klassengesellschaft hin zu einer mo-
bilen und sich nivellierenden Gesellschaftsform als eine der markan-
testen Veränderungen der letzten 200 Jahre, wobei in der Schweiz 
die durchlässigkeit der sozialen Schichten von jeher grösser gewe-
sen sein dürfte als in anderen teilen europas. Für den individuellen 
aufstieg spielten seit dem 19. Jahrhundert die Schulbildung und der 
Beruf eine entscheidende rolle. der Schweizer Historiker und Po-
litologe erich Gruner (1915–2001) forderte deshalb 1958: «dass in 
Zukunft der Strom zu den höheren Bildungsanstalten immer breiter 
werden muss, ist ein Faktum, dem die Schule mehr rechnung tragen 
muss – konsequent müssen heute neben den bestehenden Bildungs-
wegen des höheren Schulwesens neue Bahnen grosszügig geöffnet 
werden.»158 es war eine Forderung, die in den folgenden 50 Jahren 
ihre erfüllung finden sollte.

der Wandel seit den 1950er-Jahren war wohl fundamentaler als 
in früheren Jahrzehnten – manche Historiker lassen das «Mittelalter» 
erst jetzt wirklich zu ende gehen159 –, nicht neu aber war das Bewusst-
sein, einem raschen Wandel und stets neuen Herausforderungen un-
158 Zitiert nach P. Schmid-ammann, aktuelle Mittelschulfragen (wie anm. 98), S. 76 f.
159 Zum Beispiel eric Hobsbawm, das Zeitalter der extreme. Weltgeschichte des 

20. Jahrhunderts, München 1995, S. 364.
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terworfen zu sein. auch die Problemfelder, in denen die Herausfor-
derungen geortet wurden, wichen naturgemäss nicht grundsätzlich 
von den einsichten früherer Generationen ab. Von einer ungeahnt 
«grossartigen entwicklung von Wissenschaft und technik», der man 
zu folgen habe, schrieb der regierungsrat bereits 1905.160 der Zür-
cher erziehungsrat Paul Schmid-ammann mahnte 1961 in der seit 
dem 18. Jahrhundert geführten diskussion um das Verhältnis von 
Fach- und allgemeinbildung: «in unserer Zeit, da für allzu viele das 
blosse Geldverdienen zum einzigen Zweck ihres Lebens und rasch 
erworbener reichtum zum alleinigen Massstab für erfolg und tüch-
tigkeit geworden ist, liegt die Gefahr nahe, die blosse Fachausbildung 
und das Spezialistentum zu überschätzen und die allgemeine Bildung 
gering zu veranschlagen.»161 und ebenso beschwor Paul Schmid-am-
mann, wie schon sein Vorgänger Johann Jakob troll in den 1830er- 
Jahren, die notwendigkeit, die Jugend tauglich zu machen gegenüber 
der «allgewalt der Konkurrenz». in seinem Bericht über «aktuelle 
Mittelschulfragen» zitierte er Jean Monnet, einen der Väter der eu-
ropäischen Gemeinschaft: «im friedlichen Wirtschaftskampf, der sich 
unter den nationen anbahnt, wird die Zukunft jenen gehören, wel-
che das vollständigste Schulsystem schaffen, jenen, welche die intelli-
genz ihrer ganzen Jugend am besten auswerten.»162 

Bildungsoffensiven und das Verhältnis von Berufs- und Mittelschulbildung

die grossen reformen im Bildungswesen, die in den 1990er-Jahren 
einsetzten, wurden in der Schweiz wesentlich angestossen durch die 
Forderung, im internationalen und globalisierten Wettbewerb kon-
kurrenzfähig bleiben und Bildungsabschlüsse «europakompatibel» 
aus gestalten zu müssen. der wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Strukturwandel verlange nebst Fachwissen vermehrte allgemein-
bildung, persönliche Kompetenz und Flexibilität. in der Verordnung 

160 Weisung zur Volksabstimmung vom 25. Juni 1905 (wie anm. 44).
161 Paul Schmid-ammann, Mahnrufe in die Zeit. Vier bewegte Jahrzehnte schweize-

rischer Politik 1930–1970, Zürich 1971, S. 235.
162 P. Schmid-ammann, aktuelle Mittelschulfragen (wie anm. 98), S. 119.
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über die Berufsmaturität von 1998 hiess es: «Wer die Berufsmaturität 
erworben hat, erfüllt die Bedingungen für den eintritt in eine kom-
plexere und anspruchsvollere berufliche tätigkeit und ist in der Lage, 
in einer solchen tätigkeit Verantwortung gegenüber sich selbst, Mit-
menschen, Gesellschaft und umwelt zu übernehmen und zur För-
derung der Wettbewerbsfähigkeit der schweizerischen Wirtschaft 
beizutragen.»163

der Mahnung von Jean Monnet, die intelligenz der gesamten Ju-
gend auszuwerten, folgten viele Staaten mit einer Bildungsoffensive 
im gymnasialen Bereich: den Mittel- und unterschichten sollte der 
Weg zu Gymnasialabschlüssen und zur Hochschulreife geebnet wer-
den. natürlich galt diese Forderung auch in der Schweiz, wo sich um 
1960 ein Mangel insbesondere an Lehrern, ingenieuren, technikern 
und naturwissenschaftlern abzeichnete; dem Postulat der Chancen-
gleichheit und der Begabtenausschöpfung folgend wurden im Kan-
ton Zürich seit den 1960er-Jahren die Mittelschulen dezentralisiert 
und das Stipendienwesen grosszügig ausgebaut.164 Wohl aber stärker 
als anderswo wusste man hier um die Bedeutung der Berufslehre 
und bemühte sich, deren gefährdetes Prestige zu fördern und sie als 
einen gleichwertigen ausbildungsweg beizubehalten. «Wichtig ist, 
dass die Berufslehre an sich attraktiver gestaltet wird, damit sie eine 
echte alternative zur Mittelschulbildung darstellt», lautete die bil-
dungspolitische Strategie des Zürcher regierungsrates um 1970. in 
seiner Vernehmlassung zur (gescheiterten) neufassung der Bildungs-
artikel in der Bundesverfassung betonte er 1971, eine wichtige er-
kenntnis der Bildungsforschung sei die «einheit des Bildungswesens», 
weshalb auch die Berufsbildung miteinzubeziehen sei. dafür spre-
che die zunehmende Bedeutung der allgemeinbildenden Fächer im 
Berufsschulunterricht, aber auch die notwendige durchlässigkeit des 
Schulsystems.165 

163 Verordnung über die Berufsmaturität, vom 30.11.1998, art. 2, abs. 3 (amtliche 
Sammlung des Bundesrechts 1999, S. 1367).

164 P. Schmid-ammann, aktuelle Mittelschulfragen (wie anm. 98), S. 5; W. Kronbich-
ler, Kantonsschulen (wie anm. 34), S. 278–289.

165 rrB nr. 3933 vom 15.7.1971 (StaZH: MM 3.132).
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die Frage des Verhältnisses von akademischer und beruflicher aus-
bildung war spannungsgeladen. unzweifelhaft bestand seit jeher ein 
Prestigegefälle, das allen Verlautbarungen und Mahnungen trotzte 
und subjektive wie objektive Gründe hatte. aber nach den grossen 
Bemühungen zur Förderung des akademischen nachwuchses in den 
1960er-Jahren verstärkten sich die Stimmen, die eine Gleichbehand-
lung beider ausbildungswege forderten, aus wirtschaftlichen und aus 
gesellschaftspolitischen erwägungen. untersuchungen im Kanton 
Zürich kamen 1973 und 1977 zum ergebnis, dass sich die Zürcher 
Bevölkerung sehr stark für den ausbau des beruflichen Bildungswe-
sens interessiere, während sie gegenüber der Förderung der Mittel-
schulen und der universität wesentlich zurückhaltender geworden 
sei.166

in die 1970er-Jahre fielen die revision des eidgenössischen Geset-
zes über das Berufsbildungswesen 1978/80 und die schwierigen Be-
mühungen um eine ablösung des kantonalen unterrichtsgesetzes 
von 1859 durch ein Organisationsgesetz über das unterrichtswesen 
und durch Spezialgesetze, etwa für die Mittelschulen.167 die Vorlage 
des regierungsrates von 1977 bezog sich jedoch nur auf die Stufen 
der Volksschule und der akademischen ausbildung. 1979 forderte 
deshalb eine Motion von Kantonsrat Christoph Blocher ein Gesetz 
über das gesamte Bildungswesen, das auch die Berufsbildung einzu-
schliessen habe. nur so könne gewährleistet werden, dass die berufli-
che und die akademische Bildung als gleichwertig anerkannt würden; 
die trennung der beruflichen von der übrigen Bildung sei in der Ver-
gangenheit stets gleichbedeutend gewesen mit der Privilegierung der 
akademischen Bildung.168

angesichts der vielen laufenden und dringlichen Gesetzesvorhaben, 
der unterschiedlichen Kompetenzen von Bund und Kanton im Be-
reich der Berufsbildung und des übrigen unterrichtswesens sowie 
der stark voneinander abweichenden Organisationsformen sprach 
sich der regierungsrat 1979 gegen die Motion aus, schuf aber eine 
beratende Kommission aus Vertretern des Berufsbildungs- und des 
166 W. Kronbichler, Kantonsschulen (wie anm. 34), S. 51–52.
167 a. a. O., S. 103–106.
168 Kantonsratsprotokoll 1979–1983, Bd. 1, S. 435–445 (StaZH: MM 24.100).



87

erziehungswesens, die sich mit dem Übergang von der Volksschule 
zur Berufsausbildung beschäftigen sollte. dennoch wurde die Motion 
Blocher vom Kantonsrat mit 72 zu 60 Stimmen zunächst überwiesen, 
1982 dann allerdings auf antrag der Geschäftsprüfungskommission 
«als wenig sinnvoll» abgeschrieben, u. a. weil der einbezug der Be-
rufsbildung das Gesetzgebungsverfahren noch mehr verzögern und 
komplizieren würde.169 damit blieb es vorerst auch bei der bisherigen 
trennung der nachobligatorischen ausbildung in die allgemeinbil-
denden Mittelschulen und in die Berufsbildung mit der dualen Lehre, 
bis in den 1990er-Jahren unter dem Begriff Sekundarstufe ii neue 
Wege einer ganzheitlichen Bildungspolitik beschritten wurden. Bis 
zum erlass eines umfassenden Bildungsgesetzes, das das unterrichts-
gesetz von 1859 vollständig ablöste und nun auch die Berufsbildung 
umfasste, dauerte es bis 2002.

4.2  Entwicklung der Berufsbildung 1960–1998: 
wachsendes Reformtempo

Das eidgenössische Berufsbildungsgesetz von 1963

die Zeit des ruhigen Wachstums im beruflichen Bildungswesen dau-
erte bis um 1960. das Bundesgesetz über die berufliche ausbildung 
von 1930 wurde 1965 durch das Berufsbildungsgesetz von 1963 ab-
gelöst. Grosse neuerungen waren damit noch nicht verbunden; es 
vermehrte die Bundesbeiträge, förderte die berufliche Weiterbildung 
besser, regelte die Berufsberatung und sprach nicht mehr von Ge-
werbe- oder Fortbildungsschulen, sondern von Berufsschulen. Gene-
rell wollte die reform den allgemeinen Bildungs- gegenüber dem rei-
nen ausbildungsgedanken stärken, was sich im namen des Gesetzes 
und in der umbenennung der «geschäftskundlichen» in «allgemein-
bildende» Fächer ausdrückte.170 Gegen das Gesetz hatte der ehema-
ligenverein des technikums Winterthur das referendum ergriffen, 

169 a. a. O., Bd. 9, S. 10880 (StaZH: MM 24.108).
170 e. Wettstein, entwicklung der Berufsbildung (wie anm. 50), S. 58–59.
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weil dieses (anders als das kantonale technikumgesetz von 1963) die 
technika nicht, wie international gebräuchlich,  als ingenieurschulen, 
sondern als Höhere technische Lehranstalten bezeichnete; als titel 
wurden der ingenieur-techniker HtL bzw. der architekt-techniker 
HtL eingefordert.171 

das kantonale Vollzugsgesetz zur Berufsbildung wurde am 3. de-
zember 1967 in der Volksabstimmung mit 88 972 Ja gegen 27 609 
nein angenommen. es wollte v. a. im rahmen des Bundesgesetzes 
die bisherigen Vorgaben vereinfachen und «eine bewegliche anpas-
sung an die ständig fortschreitende entwicklung des beruflichen Bil-
dungswesens» ermöglichen.172

Reformschub nach 1970

in der zweiten Hälfte der 1960er-Jahre traten – so der regierungsrat – 
Probleme, die sich zuvor andeuteten, schärfer hervor und riefen nach 
neuen Lösungen. es galt, die attraktivität der nichtakademischen Be-
rufsrichtungen zu stärken und der Wirtschaft vermehrt fähige Kader 
mit vertiefter allgemeinbildung anzubieten. die Stichworte dazu 
hiessen «Begabtenförderung», «Begabtenausschöpfung».173 anderer-
seits kämpften Berufsschulen und Lehrbetriebe oft mit ungenügen-
den Leistungen der Lehrlinge; die Konkurrenz der Mittelschulen, die 
gesteigerten anforderungen und der ausgetrocknete arbeitsmarkt 
führten dazu, dass Jugendliche in Berufslehren einstiegen, für die sie 
wenig geeignet waren.174 Ferner war der Wandel in der Berufswelt 
beachtlich: Von 1950 bis 1970 erloschen im Kanton Zürich 65 Berufe 
und es entstanden 55 neue Berufe.175

diese Probleme waren um 1970 Gegenstand zahlreicher exper-
tenberichte und von reformen. der Kanton Zürich beteiligte sich 
171 W. Kronbichler, Mittelschulen (wie anm. 34), S. 41–42.
172 Gesetz betreffend den Vollzug des Bundesgesetzes über die Berufsbildung, vom 

3.12.1967, beleuchtender Bericht des regierungsrates zur Volksabstimmung, S. 15 
(StaZH: iii aab 9.13); off. Sa. Bd. 42, S. 809–816.

173 rrB nr. 2317 vom 22.5.1969 (StaZH: MM 3.126).
174 u. Mägli, Berufsbildung (wie anm. 45), S. 157 158, 162–169.
175 rrB nr. 1676 vom 29.3.1972 (StaZH: MM 3.134).
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ab 1970 am Versuch, im rahmen der Berufsschulen sogenannte Be-
rufsmittelschulen zu führen. diese vermittelten im Hinblick auf eine 
höhere berufliche Weiterbildung Fähigkeiten und Kenntnisse, die 
über die spezifische Berufsausbildung hinausgingen; das Berufsmit-
telschuldiplom berechtigte nach erfolgreichem abschluss zum Über-
tritt in höhere Lehranstalten wie das technikum oder das arbeitsleh-
rerinnenseminar. Gemäss einschätzung der Volkswirtschaftsdirektion 
stellte die einrichtung von Berufsmittelschulen «die dringendste erste 
Stufe einer kommenden Berufsschulreform» dar.176 umzugestalten 
war sodann das einzugsgebiet der Berufsschulen. der regierungsrat 
schrieb 1971: «das aus dem 19. Jh. stammende Strukturbild der Be-
rufsschulen ist zu reorganisieren und die moderne Berufsschule zu 
planen, die als Schwerpunktschule eine bestimmte Grösse und ein 
geschlossenes Berufsfeld aufweist.»177 Ziel war die Zusammenfassung 
möglichst vieler Lehrlinge des gleichen Berufs an einem Schulort, um 
die vom Gesetz geforderte Bildung von Berufsklassen nach Lehrjah-
ren sowie die Förderung von Parallelklassen mit unterschiedlichen 
niveaus zu ermöglichen, ferner um die Gewerbeschule der Stadt Zü-
rich zu entlasten. 1972 stimmte der regierungsrat der neuen Schul-
kreiseinteilung zu und bestätigte diese 1973 durch die erledigung von 
zahlreichen rekursen.178 1973/74 wurden deshalb die Berufsschulen 
Küsnacht/erlenbach, Meilen, Männedorf, Stäfa und dübendorf auf-
gehoben, andere hatten sich auf ein oder einige wenige Berufsfelder 
zu beschränken. 1975 folgte die Schliessung der kaufmännischen Be-
rufsschule rüti; vorgesehen war auch die aufhebung der kaufmänni-
schen Schule in Wetzikon zugunsten einer kaufmännischen Schwer-
punktschule in uster, was sich jedoch nicht verwirklichen liess; auch 
gegen die reorganisation der Berufsschulen hatte sich Widerstand 

176 M. Gut, 1970–1990: 20 Jahre Berufsmittelschule im Kanton Zürich, in: Forum der 
Berufsschulen, hrsg. vom amt für Berufsbildung, nr. 9, november 1990, S. 10 f.; 
rrB nr. 1581 vom 26.3.1970 (StaZH: MM 3.128).

177 Geschäftsbericht des regierungsrates 1971, S. 198; u. Mägli, Berufsbildung (wie 
anm. 45), S. 161 f.

178 Geschäftsbericht des regierungsrates 1972, S. 197; Geschäftsbericht des regierungs-
rates 1974, S. 211; rrB nr. 1676 vom 29.3.1972 (StaZH: MM 3.134); rrB 
nr. 4996 vom 3.10.1973 (StaZH: MM 3.139).
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erhoben: 1975 wurde eine Volksinitiative zur erhaltung der regiona-
len Berufsschulen eingereicht, 1977 allerdings wieder zurückgezogen.

der regierungsrat beurteilte 1975 die mit der reorganisation der 
gewerblich-industriellen Berufsschulen gemachten erfahrungen als 
positiv. andere Stimmen allerdings glaubten, die regionalisierung 
habe sich auf die Weiterbildung im fachlichen Bereich negativ aus-
gewirkt.179 

Die kantonsrätlichen Motionen Stocker (1968) und Walker (1971)

unter den zahlreichen kantonsrätlichen Vorstössen, die sich um 1970 
mit der Berufsbildung beschäftigten, hatten zwei 1968 bzw. 1972 an 
den regierungsrat überwiesene Motionen besonderes Gewicht. 1968 
verlangte Josef Stocker einen Bericht über den ausbau des berufli-
chen Bildungswesens und zur Frage, «ob das Gleichgewicht zwischen 
den ausbildungsmöglichkeiten der akademischen und der nichtaka-
demischen Berufsrichtungen sichergestellt» sei. 1972 ersuchte Willy 
Walker den regierungsrat um die ausarbeitung einer Vorlage, die 
die Übernahme der Berufsschulen durch den Kanton ermöglichen 
sollte. die antwort des regierungsrates lag ende 1975 vor, sie um-
fasste im amtsblatt nicht weniger als 35 druckseiten und bildete eine 
auslegeordnung über das berufliche Bildungswesen.180 Zwar lehnte 
die regierung eine Kantonalisierung der Berufsschulen v.  a. aus fi-
nanziellen Gründen ab, versprach aber eine reihe von Massnahmen, 
die die anliegen der Motionäre umsetzen sollten: Verstärkung des 
einflusses des Kantons auf die Berufsschulen, u. a. durch die erwei-
terung des Berufsschulinspektorates, Schaffung kantonaler Schulen 
für die berufliche Weiterbildung, Vereinheitlichung der ausbildungs- 
und anstellungsbedingungen der Berufsschullehrer, neuregelung 
179 Kantonsratsprotokoll 1975–1979, Bd. 4, S. 4767 (StaZH: MM 24.93); rrB nr. 627 

vom 5.2.1975 (StaZH: MM 3.143).
180 Bericht und antrag des regierungsrates an den Kantonsrat zu den Motionen 

nr. 1427 vom 12. Juli 1971 über die Übernahme der trägerschaft der Berufsschulen 
durch den Kanton und nr. 1282 vom 10. Juni 1968 über den ausbau des nichtaka-
demischen Bildungswesens, vom 30.12.1975 (amtsblatt des Kantons Zürich 1976, 
textteil, S. 196–231).



91

der Finanzierung und stärkere Beteiligung des Kantons. die einzel-
nen Massnahmen wurden detailliert erläutert.

der Kantonsrat diskutierte den Bericht 1977, fand aber nicht nur 
Lob für ihn. Kantonsrat Weber, Leiter einer interkantonalen Berufs-
schule, hielt fest: «die Berufsbildung ist zwar nicht mehr ganz der 
windschiefe Schopf, aber sicher noch eine ungeheizte dépendence 
mit Massenlagern neben dem gepflegten und warmen Haus des aka-
demischen Bildungswesens.»181 die Motion Walker wurde schliess-
lich nach zweimaliger Zählung mit 70 gegen 68 Stimmen abge-
schrieben, die Motion Stocker jedoch mit 76 gegen 62 Stimmen für 
erheblich erklärt.182

1978 bekräftigte der regierungsrat vor dem Kantonsrat seine ab-
sicht, die 1975 in aussicht gestellten Massnahmen umzusetzen. So 
waren die Beiträge an die finanzschwächeren Gemeinden für Bauten 
und Betrieb ihrer Berufsschulen substanziell erhöht und eine Kom-
mission zur Bearbeitung der notwendigen rechtsänderungen einge-
setzt worden.183 

Bis um 1990 war der «sogenannte nachholbedarf» der Berufsschu-
len gegenüber den Mittelschulen im Bereich der Bauten und der in-
frastruktur weitgehend wettgemacht; aufzuholen hatte das Berufs-
schulwesen gemäss Volkswirtschaftsdirektor Hans Künzi noch im 
pädagogischen Bereich und in der Lehrerbildung.184

Die Erneuerung der gesetzlichen Grundlagen 1978–1987

Positiv beurteilte der regierungsrat 1976 die geplante erneuerung 
des eidgenössischen Berufsbildungsgesetzes. der entwurf legalisiere 
die neuerungen der letzten Jahre und sei geeignet, die Berufsbildung 

181 Kantonsratsprotokoll 1975–1979, Bd. 4, S. 4773 (StaZH: MM 24.93).
182 a. a. O., S. 4797.
183 Kantonsratsprotokoll 1975–1979, Bd. 8, S. 10570 f., Motion Strasser (StaZH: MM 

24.97); rrB nr. 3828 vom 20.9.1978 (StaZH: MM 3.154).
184 Berufsbildungszentrum und Schulversuche als Zukunftsprojekte. interview mit 

regierungspräsident Hans Künzi, in: Forum der Berufsschulen, nr. 10, Februar 
1991, S. 4–5.
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weiter zu verbessern; richtigerweise werde am Grundsatz der Be-
triebslehre festgehalten.185 

das eidgenössische Berufsbildungsgesetz von 1978, das 1980 in 
Kraft trat, brachte insbesondere das Obligatorium der überbetrieb-
lichen einführungskurse für Lehrlinge und von Kursen für neue 
Lehrmeister, ermöglichte den Besuch von Berufsmittelschulen, Frei-
fächern und Stützkursen während der arbeitszeit und regelte die an-
lehre gesetzlich. das neue Gesetz verankerte auch die technikerschu-
len, die höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschule, weitere höhere 
Fachschulen sowie das Schweizerische institut für Berufspädagogik 
bundesrechtlich. es brachte endlich auch die Bezeichnung der Hö-
heren technischen Lehranstalten als ingenieurschulen und damit die 
gesetzliche Verankerung des titels «ingenieur HtL».186

Weil im rahmen der neuverteilung der aufgaben von Kanton und 
Gemeinden die Kantonalisierung der Berufsschulen Vorrang hatte, 
kam das kantonale einführungsgesetz zum Berufsbildungsgesetz erst 
1987 zur abstimmung. nebst den Vollzugsvorschriften zu den bereits 
seit längerem erprobten neuerungen war insbesondere die Schaf-
fung eines Berufsbildungsrates der zentrale Punkt der Vorlage. Be-
reits 1972 hatte sich ein Kantonsrat erkundigt, ob nicht zur Korrektur 
der als einseitig und falsch erkannten Bevorzugung der akademischen 
ausbildung und zur Förderung der beruflichen ausbildung ein mo-
dernes Organ als ein Gegenstück zum erziehungsrat zu schaffen sei. 
der regierungsrat verwies damals auf die geringen Gestaltungsmög-
lichkeiten im eidgenössisch geregelten Berufsbildungsbereich und 
auf die seit 1939 bestehende Kommission für berufliche ausbildung, 
die die Volkswirtschaftsdirektion in allen wichtigen Fragen des beruf-
lichen Bildungswesens berate.187 auch 1975 sprach sich der regie-
rungsrat noch gegen die Bestellung eines politisch zusammengesetz-
ten Berufsbildungsrates aus, liess sich in der Folge aber umstimmen.188 

185 rrB nr. 224 vom 14.1.1976 (StaZH: MM 3.146).
186 e. Wettstein, Berufsbildung (wie anm. 50) S. 70; W. Kronbichler, Kantonsschulen 

(wie anm. 34), S. 42.
187 Kantonsratsprotokoll 1971–1975, Bd. 3, S. 3426 f., Kleine anfrage von Kantonsrat 

Johann Schlapbach (StaZH: MM 24.92).
188 Kantonsratsprotokoll 1975–1979, Bd. 4, S. 4769 (StaZH: MM 24.93).
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das einführungsgesetz von 1987, das vom Volk mit 138 367 Ja 
gegen 31 205 nein angenommen wurde, ersetzte die bestehende Be-
rufsbildungskommission durch einen Berufsbildungsrat, bestehend 
aus acht Mitgliedern unter dem Vorsitz des Volkswirtschaftsdirektors. 
der neue rat hatte die Volkswirtschaftsdirektion in allen wichtigen 
Fragen der Berufsbildung zu beraten sowie in den vom Gesetz vor-
gesehenen Fällen antrag zu stellen oder selbst zu entscheiden. Zur 
Staatsaufgabe wurde ferner 1987 ausdrücklich die Förderung der be-
ruflichen Weiterbildung, worunter auch die umschulung und die 
Vorbereitung zum Besuch von Weiterbildungsschulen zu verstehen 
war.189 

Die Kantonalisierung der gewerblichen Berufsschulen 1986

die Forderung nach einer Kantonalisierung der zürcherischen Be-
rufsschulen war nach 1972 (Motion Walker) erneut 1978 Gegenstand 
einer Motion (Motion Strasser) im Kantonsrat. auch Letztere wurde 
mit rücksicht auf die finanziellen Konsequenzen abgelehnt, ebenso 
wollte der regierungsrat nichts wissen von der Schaffung einer blos-
sen Kompetenzennorm, die dem Kanton die Möglichkeit eingeräumt 
hätte, staatliche Berufsschulen zu führen. es sollte, um die Planung des 
Berufsschulwesens nicht mit unsicherheiten zu belasten, nicht der ein-
druck entstehen, der Kanton wolle in absehbarer Zukunft eigene Be-
rufsschulen führen. Wohl aber erklärte sich der regierungsrat bereit, 
die Frage der errichtung von kantonalen Schulen für die berufliche 
Weiterbildung und weitere neuerungen in der Berufsbildung zu prü-
fen, wozu 1977 eine Kommission eingesetzt worden war. ausserdem 
wies der regierungsrat auf die erheblichen Mehrsubventionen hin, die 
seit 1978 ausgerichtet wurden und die die durch das Lehrortssystem 
zum teil finanziell stark geforderten Gemeinden entlasten sollten.190

Vor allem das unbeliebte Lehrortsbeitragssystem, durch das die Ge-
meinden der Zahl von Lehrbetrieben auf ihrem Gebiet gemäss Bei-
189 einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Berufsbildung, vom 21.6.1987 (off. 

Sa. Bd. 50, S. 181–189).
190 Motion von Kantonsrat Peter Strasser (wie anm. 183).
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träge an die Berufsschulen zu entrichten hatten, war der anlass für 
den folgenden Meinungsumschwung. am 2. dezember 1984 hatte 
das Zürcher Volk über eine Änderung der aufgabenverteilung zwi-
schen dem Kanton und den Gemeinden zu entscheiden, die u. a. die 
Kantonalisierung der gemeindeeigenen Berufsschulen vorsah. in sei-
ner Weisung zur abstimmungsvorlage sprach der regierungsrat von 
der notwendigkeit, die «Subventionswirtschaft» und die unübersicht-
lich gewordene Wirkung der Finanzströme durch eine entflechtung 
der aufgaben von Kanton und Gemeinden anzugehen. die Kompe-
tenzen und die Finanzierungsverantwortung der verschiedenen staat-
lichen ebenen sollten besser aufeinander abgestimmt und damit auch 
den Zentralisierungstendenzen entgegengewirkt werden.191

die Vorlage über die neue aufgabenverteilung zwischen Kanton 
und Gemeinden und das Gesetz über die trägerschaft der Berufs-
schulen wurde am 2. dezember 1984 nur knapp mit 140 553 Ja gegen 
135 277 nein angenommen; in der Stadt Zürich waren die Berufs-
schulen mehrheitlich gegen, auf der Landschaft eher für die Kantona-
lisierung eingetreten. in Kraft trat das Gesetz 1986.192 die bisher von 
den Gemeinden getragenen gewerblich-industriellen Berufsschulen 
von Bülach, Horgen, rüti, amt und Limmattal, uster, Wetzikon, die-
tikon sowie der Städte Zürich und Winterthur gingen von 1987 bis 
1989 an den Kanton über; ebenfalls auf Wunsch des bisherigen Schul-
trägers die Berufsschule der Gebrüder Sulzer aG. Privat blieben die 
kaufmännischen Berufsschulen und auch die Betriebsschulen der Fir-
men Sulzer und Swissair; das Gesetz erlaubte dies, wenn die Schul-
träger wenigstens 10 % der aufwendungen selbst aufzubringen ver-
mochten.193

Mit der Kantonalisierung wurden die Berufsschullehrer zu kanto-
nalen angestellten, die Schulhäuser zu kantonalen Gebäuden. Bewah-
ren sollten die Schulen, so hielt Volkswirtschaftsdirektor Hans Künzi 
191 Beleuchtender Bericht des regierungsrates zur Volksabstimmung vom 2.12.1984, 

Änderung der aufgabenverteilung zwischen Kanton und Gemeinden, Lastenaus-
gleich für die Städte Zürich und Winterthur (StaZH: iii aab 9 a.1).

192 Gesetz über die trägerschaft der Berufsschulen, vom 2.12.1984 (off. Sa. Bd. 49, 
S. 232–235).

193 Siehe zur Kantonalisierung der Berufsschulen auch u. Mägli, Berufsschulen (wie 
anm. 45), S. 175–180.
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1984 vor der Berufsschullehrerkonferenz fest, den pädagogischen Ge-
staltungsspielraum. «die impulse für die weitere entwicklung der Be-
rufsschulen und die initiative für neuerungen sowie für die Gestaltung 
des Freifach- und Weiterbildungsangebots der Berufsschulen können 
und sollen weiterhin von den Schulen, d. h. von den aufsichtskommis-
sionen, den Schulleitungen und der Lehrerschaft ausgehen.» ihre Kan-
tonalisierung verhelfe den Berufsschulen zum gleichen Status wie den 
Mittelschulen. damit werde – so regierungsrat Hans Künzi – eine 
Forderung erfüllt, «die aus Kreisen der Berufsschullehrerschaft mit der 
legendären Motion Walker anfang der 70er-Jahre erhoben worden ist 
und die seinerzeit von regierungsrat und Kantonsrat vor allem aus fi-
nanziellen Gründen abgelehnt werden musste».194 

Die Reformen der 1990er-Jahre: «Allgemeinbildung 2000»  
und Berufsmaturität

Seit den 1960er-Jahren wurde in unterschiedlicher intensität, aber 
immer wieder die Forderung erhoben, es sei unter den Gegeben-
heiten des modernen Lebens der allgemeine, der die Persönlichkeit 
formende unterricht zu verstärken. diese Stossrichtung wurde um 
1970, als Berufsmittelschulen geschaffen wurden, zur Heranbildung 
von «fähigen Kadern» mit einer «vertieften allgemeinbildung»,195 
und wiederum um 1990 zu einem Leitgedanken der Bildungspoli-
tik. etwas vom Wichtigsten, was zu erwerben sei, was aber eine grös-
sere autonomie der Persönlichkeit voraussetze, sei die Fähigkeit, sich 
in ungewohnten Situationen zurechtzufinden, sich für die Lösung 
neuer Probleme die notwendigen informationen beschaffen und 
diese richtig interpretieren zu können. Solchermassen lautete der Be-
schrieb eines u. a. im Kanton Zürich durch das amt für Berufsbildung 
in Zusammenarbeit mit dem BiGa 1991 gestarteten Schulversuchs 
«allgemeinbildung 2000», der ab 1993 unter der Bezeichnung «Be-

194 regierungsrat Hans Künzi vor der Berufsschullehrerkonferenz 1984 (http://www.
edudoc.ch/static/infopartner/mediothek_fs/bis_1997/013949.pdf, eingesehen am 
16.4.2013).

195 rrB nr. 2317 vom 22.5.1969 (StaZH: MM 3.126).
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rufsschule 2000» bis 1996 auf den berufskundlichen unterricht aus-
geweitet wurde.196 der Versuch trug schliesslich zum neuen rahmen-
lehrplan für den allgemeinbildenden unterricht von 1996 bei.

die gleiche Stossrichtung verfolgte der Bund 1993 durch die Än-
derung der Berufsmittelschulverordnung, die im Zusammenhang mit 
der Fachhochschulreform stand und die die einführung der sogenann-
ten Berufsmatura brachte. im Kanton Zürich führten die Berufsschu-
len in Zürich, Winterthur und Wetzikon bereits ab 1993 technische, 
ab 1994 kaufmännische Berufsmaturaklassen. 1996 schlossen im Kan-
ton Zürich die ersten drei Pilotklassen ihre Berufsmittelschulausbil-
dung mit der technischen Berufsmaturität ab, 1997 die ersten regulä-
ren Jahrgänge der technischen und kaufmännischen Berufsschulen.197 
in der Gegenwart gilt die einführung der Berufsmaturität zusammen 
mit der Schaffung der Fachhochschulen als die grosse errungenschaft 
der Berufsbildungsreform in den 1990er-Jahren.

4.3  Die kantonalen Behörden für die Berufsbildung: 
Amt für Berufsbildung 1970, Berufsbildungsrat 1987

Vom Fortbildungsschul- zum Berufsschulinspektorat des Industrie-  
und Gewerbeamtes

durch das ruhige Wachstum, das die entwicklung der Berufsbildung 
bis um 1960 prägte, kam der regierungsrat zunächst ohne grössere 
organisatorische neuerungen aus. eine Änderung ergab sich in der 
aufsicht über die gewerblichen Berufs- und Fachschulen, die seit 
1899 durch das Fortbildungsschulinspektorat der erziehungsdirek-
tion ausgeübt wurde. Gelegenheit dazu boten, wie das in der Zürcher 
Verwaltung oft der Fall war, die rücktritte von bisherigen Stellenin-

196 Schweizerische Koordinationsstelle für Bildungsforschung SKBF, information Bil-
dungsforschung: Schulversuch Berufsschule 2000 im Kanton Zürich (www. 
csre-skbf.ch/fpdf/project/projekt.php?id=204695, eingesehen am 16.4.2013); 
Geschäfts     bericht des regierungsrates 1993, S. 227.

197 Siehe die Geschäftsberichte des regierungsrates, Berichte des amtes für Berufsbil-
dung, 1993–1997.
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habern, hier von emil Oberholzer, seit 1931 Fortbildungsschulins-
pektor, und der arbeitsschulinspektorin Martha Hürlimann 1961/62. 
das inspektorat wurde 1961 durch die Zusammenlegung mit dem 
arbeitsschulinspektorat zu einer abteilung der erziehungsdirektion, 
die künftig nur noch, dafür aber das gesamte Gebiet der weiblichen 
Hauswirtschaftsausbildung zu betreuen hatte. die aufsicht über die 
35 gewerblichen Berufs- und Fachschulen, für die das Fortbildungs-
schulinspektorat zuvor die Hälfte der arbeitszeit aufwendete, wurde 
der Volkswirtschaftsdirektion unterstellt, weil sie «eindeutig berufs-
bildenden Charakter» hatte. auf dem industrie- und Gewerbeamt 
wurde deshalb 1962 die Stelle eines inspektors der gewerblichen 
Berufs- und Fachschulen geschaffen und diese mit Alfred Specht aus 
Schaffhausen, seit 1947 Gewerbelehrer in thun, besetzt, und damit 
das Berufsschulinspektorat gegründet.198 durch das Fortbildungs-
schulinspektorat betreut worden waren auch die landwirtschaftlichen 
Berufsschulen, die künftig eine Stärkung der berufskundlichen aus-
richtung erfahren sollten. Sie wurden 1963 dem Landwirtschaftsamt, 
namentlich Kurt Pfenninger, übertragen.199

das inspektorat über die kaufmännischen Berufsschulen, seit 1952 
ausgeübt durch einen der Berufsinspektoren, übernahm 1961 mit dem 
Berufsschullehrer Dr. Karl Blumer, der gleichzeitig eidgenössischer ex-
perte für die deutschschweiz war, wieder ein inspektor im neben-
amt. er war zuständig für Fragen der unterrichtsgestaltung und der 
Stoffpläne, der Lehrerwahl und Lehrerbildung, ferner beaufsichtigte 
er auch die Berufsschulen für das Verkaufspersonal. die Subventio-
nierung der kaufmännischen Schulen, die Prüfung der Budgets und 
rechnungen hingegen verblieb beim industrie- und Gewerbeamt.200 

198 Geschäftsbericht des regierungsrates 1962, S. 127; rrB nr. 1422 vom 27.4.1961 
(StaZH: MM 3.103; rrB nr. 1928 vom 1.6.1961 (StaZH: MM 3.103); rrB 
nr. 1471 vom 19.4.1962 (StaZH: MM 3.105).

199 Geschäftsbericht des regierungsrates 1963, S. 131; rrB nr. 2114 vom 13.6.1963 
(StaZH: MM 3.108).

200 Geschäftsbericht des regierungsrates 1961, S. 165; rrB nr. 1234 vom 13.4.1961 
(StaZH: MM 3.103); rrB nr. 151 vom 14.1.1965 (StaZH: MM 3.113).
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Das Amt für Berufsbildung 1970–1998201

das «ruhige Wachstum» in der Welt der Berufsbildung gehörte ende 
der 1960er-Jahre definitiv der Vergangenheit an. dass man sich da-
mals an einem erneuten Knotenpunkt der entwicklung befand, davon 
zeugten die zahlreichen reformvorhaben, die 15 Projekte für Berufs-
schulbauten, die Schaffung eines amtes für Berufsbildung 1970 und 
dessen zügiger ausbau in den Jahren danach.

1967 schlug Kantonsrat Paul Senn in einer Motion vor, für die Be-
rufsbildung ein eigenes amt zu schaffen.202 der regierungsrat erfüllte 
diese Forderung in zwei Schritten.

Zunächst bewilligte er im Mai 1969 dem amt für industrie und 
Gewerbe sechs neue Stellen und ermöglichte damit die Bildung einer 
abteilung Berufsbildung. abteilungsleiter wurde Dr. Hans Chresta, ge-
boren 1917, seit 1966 gewerblicher Berufsschulinspektor und zuvor 
seit 1948 Hauptlehrer an der Gewerbeschule Zürich. ihm unterstellt 
wurden das Berufs- und das Berufsschulinspektorat sowie das Lehr-
lingsprüfungswesen, ferner die neuen Stellen eines Stipendienbera-
ters sowie eines Statistikers und dokumentalisten.203 

ende 1969 dann schied der bisherige Chef des industrie- und Ge-
werbeamtes, dr. Gustav Leu, aus dem Staatsdienst aus. diese Gele-
genheit nutzte der regierungsrat, um die abteilung Berufsbildung zu 
einem selbstständigen amt zu erheben. diesem wurde auch die abtei-
lung rechnungswesen des industrie- und Gewerbeamtes zugeordnet, 
die vor allem mit arbeiten für das Berufsbildungswesen beschäftigt 
war. die verbleibenden abteilungen des industrie- und Gewerbeam-
tes wurden mit dem bisherigen arbeitsamt zum neuen KiGa, dem 
kantonalen amt für industrie, Gewerbe und arbeit vereinigt.204

am 1. Januar 1970 trat das amt für Berufsbildung mit 30 Wahl- 
und 5 aushilfsstellen in Funktion.205 Zum amtschef ernannt wurde 
201 Siehe zum Folgenden, wo nicht anders angemerkt, die Berichte des amtes für 

Berufsbildung in den Geschäftsberichten des regierungsrates 1970–1998; vgl. 
Staatskalender 1979/80, S. 123–126..

202 amtsblatt des Kantons Zürich 1967, textteil, S. 1418 f. (Motion Paul Senn).
203 rrB nr. 2317 vom 22.5.1969 (StaZH: MM 3.126).
204 rrB nr. 5281 vom 27.11.1969 (StaZH: MM 3.127).
205 rrB nr. 5658, vom 18.12.1969 (StaZH: MM 3.127).
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Abb. 10: Die Organisation des Amtes für Berufsbildung im Jahr 1988. 
Organigramm in einem Beitrag über das Amt in der damals gegründeten 

Zeitschrift «Forum der Berufsschulen», Nr. 1, August 1988, S. 4.
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Dr. Hans Chresta, zu seinem adjunkten und Stellvertreter Jakob Jaggi, 
seit 1964 adjunkt des Gewerbeamtes und zuvor Konditor, danach 
Gemeindepolizist und Berufsberater.206 der organisatorische und per-
sonelle aufbau des amtes folgte bis 1975 in einer Zeit der «rasanten 
entwicklung des Berufsbildungswesens, insbesondere auf dem Ge-
biet der entwicklungs-, Forschungs- und Koordinationsarbeiten»207; 
nicht erleichtert wurde die arbeit durch die raumnot der Verwal-
tung: zu Beginn belegte das amt räume in nicht weniger als fünf ver-
schiedenen Gebäuden. 1975 zählte das amt 45 Stellen; diese waren in 
abteilungen gegliedert, die sich aus der Berufsbildungsgesetzgebung 
ergaben: das Berufsinspektorat (Lehraufsicht), das Berufsschulinspek-
torat (Berufsschulen), die Berufspädagogik (Bildungsplanung), die 
Stipendienabteilung und das rechnungswesen. durch das Berufsbil-
dungsgesetz geregelt, aber der erziehungsdirektion übertragen waren 
die Berufsberatung, die Handelsmittelschulen und das technikum.

die Weiterentwicklung des amtes folgte in der Bahn der 1973/75 
gewählten Organisation. Sie genügte im Wesentlichen auch den ver-
mehrten anforderungen, die sich durch die Kantonalisierung der 
Berufsschulen 1986 und das damit verbundene Wachstum der ab-
teilungen ergaben. notwendig war allerdings eine zweckmässigere 
Führungsstruktur; 1987/88 erhielt deshalb auch das Berufsschulins-
pektorat einen abteilungsleiter, der amtschef einen juristischen Se-
kretär; der Stellenplan umfasste danach 65 Beamtinnen und Beamte.208

Amtsleitung: aufgabe des Chefs war, neben der Führung des amtes, die 
Weiterentwicklung und ausgestaltung des Berufsbildungswesens. Be-
deutende anforderungen stellten der aufbau des amtes bis 1975, der 
mit Schwierigkeiten bei der rekrutierung von Personal verbunden 
war, der Vollzug der neuen Gesetzgebung nach 1978 sowie die Kan-
tonalisierung der gewerblichen Berufsschulen nach 1986. nach der 
Pensionierung von dr. Hans Chresta wurde 1982 Thomas Mannhart 

206 Küsnachter Jahresblätter 1985, S. 79, nachruf auf Jakob Jaggi.
207 rrB nr. 869 vom 21.2.1973 (StaZH: MM 3.137).
208 das amt für Berufsbildung stellt sich vor. Übersicht über aufgaben und Organisa-

tion, in: Forum der Berufsschulen, hrsg. vom amt für Berufsbildung, nr. 1, august 
1988, S. 4–5.
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dessen nachfolger. dieser hatte nach einer kaufmännischen Lehre 
auf dem zweiten Bildungsweg die Matura nachgeholt und danach ein 
Jusstudium absolviert. Seit 1973 befasste er sich als juristischer Sekre-
tär der Volkswirtschaftsdirektion mit rechtsfragen des amtes für Be-
rufsbildung, 1977 wurde er Berufsschulinspektor. nach seinem (ge-
sundheitsbedingten) rücktritt folgte ihm 1997 sein Stellvertreter und 
Leiter der abteilung Lehraufsicht, Dr. Matthias Escher, auf dem Chef-
posten nach.

Abteilung Berufsschulen: das Berufsschulinspektorat, das 1962 in die 
aufgaben des bisherigen Fortbildungsschulinspektorates der erzie-
hungsdirektion getreten war, bestand seit 1971/73 aus zwei bzw. drei 
Berufsschulinspektoren, von denen einer gleichzeitig als Bildungs-
planer tätig war. 1972 wurde dem Berufsschulinspektorat auch die 
Betreuung der kaufmännischen Berufsschulen übertragen, nachdem 
der bisherige nebenamtliche experte, dr. Karl Blumer, zurückgetre-
ten war.209 Zur abteilung wurde das inspektorat 1986 im Zusammen-
hang mit der Kantonalisierung der Berufsschulen; Chef der abteilung 
war zunächst Theodor Weltin, danach 1996/97 bis zu seiner Wahl zum 
rektor der Wirtschaftsschule Wetzikon Dr. Jürg Haefelin und schliess-
lich 1997/98 Erich Leumann, Maschineningenieur HtL und zuvor Be-
reichsleiter in der abteilung Berufspädagogik, nun auch Stellvertreter 
des amtschefs.

der allgemeine auftrag des inspektorats bestand in der aufsicht 
über die zürcherischen Berufsschulen.210 dazu gehörten die Beratung 
der Schulleiter, die Kontrolle der Stunden- und die Koordination der 
Stoffpläne, die Schulkreiseinteilung, die Begleitung von Bauten und 
die Vermittlung der Staats- und Bundesbeiträge. Bis 1977, als diese 
aufgabe an die Berufspädagogik überging, engagierten sich die Be-
rufsschulinspektoren stark auch in der aus- und Weiterbildung der 
Berufsschullehrer.

Grosse Vorhaben waren in den 1970er-Jahren die Strukturreform 
der Berufsschulen (Bildung von Berufsbildungszentren), die zahlrei-
209 rrB nr. 4063 vom 19.7.1972 (StaZH: MM 3.135).
210 Ch. Cunier, die abteilung Berufsschulen stellt sich vor, in: Forum der Berufsschu-

len (wie anm. 208), nr. 3. Juni 1989, S. 9–10.
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chen Bauprojekte, die einführung der Berufsmittelschule, die reform 
der kaufmännischen Lehre und die einführung des turnunterrichts. 
in den 1980er-Jahren standen arbeiten im Zusammenhang mit den 
neuen eidgenössischen und kantonalen Gesetzen über die Berufsbil-
dung im Zentrum, insbesondere die Kantonalisierung der industriell-
gewerblichen Berufsschulen; dieses grosse, direktionsübergreifende 
Projekt wurde von theodor Weltin geleitet. danach folgten die re-
formvorhaben der 1990er-Jahre, insbesondere die einführung der 
Berufsmaturität und erneut die reorganisation der aus den 1970er- 
Jahren stammenden Schulkreiseinteilung mit dem Ziel der Schaffung 
von optimal grossen Berufsbildungszentren, nun mit den Standbei-
nen Lehrlingsunterricht und berufliche Weiterbildung.

Abteilung Lehraufsicht (Berufsinspektorat) und Prüfungswesen: die acht, seit 
1978 zehn und später elf Berufsinspektoren und die Lehrvertragsab-
lage unterstanden zunächst dem amtschef, was sich aber für diesen 
als zu grosse Belastung erwies. die beiden Bereiche wurden deshalb 
1973 zu einer abteilung unter der Leitung von Armin Seger zusam-
mengefasst. Sein nachfolger und gleichzeitig amtschef-Stellvertreter 
war von 1983 bis 1987 Dr. iur. Franz Dommann, zuvor Sekretär der 
deutschschweizer Berufsbildungsämterkonferenz und danach Perso-
nalchef der Luzerner Kantonsverwaltung. 1977 wurde die abteilung 
von der Organisation der kantonalen Berufsschullehrerkurse entlastet, 
dafür wurden ihr die Lehrmeisterkurse und das Lehrlingsprüfungs-
wesen, die der Sekretär und Stellvertreter des amtschefs Jakob Jaggi 
besorgt hatte, nach dessen ausscheiden 1983/84 angegliedert. 1987 
übernahm Dr. Matthias Escher die Leitung der abteilung und die Stell-
vertretung des amtschefs.

die Kernaufgaben der traditionsreichen Lehraufsicht waren die 
herkömmlichen: Bewilligung zur ausbildung von Lehrlingen, Be-
treuung der Lehrverhältnisse, Prüfung und Genehmigung der Lehr-
verträge, Beratung der Lehrvertragsparteien, Schlichtung von Kon-
flikten, Überwachung der ausbildung in den Betrieben und den 
einführungskursen usw. Zur erfüllung dieser aufgaben waren ge-
naue Kenntnisse der ausbildungsreglemente in den insgesamt über 
200 Berufen nötig, die zudem einem ständigen Wandel unterwor-
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fen waren. neu hinzu kamen nach dem aufbau des amtes seit 1973 
Kurse für Prüfungsexperten und seit 1975 für kaufmännische und 
gewerbliche Lehrmeister, zunächst organisiert durch Jakob Jaggi, von 
1975 bis 1997 v. a. durch die abteilung Berufspädagogik. 

Abteilung Berufspädagogik (bis 1981: Bildungsplanung): Zu einer dynami-
schen abteilung des amtes für Berufsbildung wurde die 1974 ge-
schaffene abteilung Bildungsplanung, ab 1982 unter der Bezeich-
nung abteilung Berufspädagogik. Sie ging hervor aus den 1969 und 
1973 eingerichteten Stellen eines dokumentalisten und Statistikers 
sowie eines weiteren Berufsschulinspektors, der die Funktion eines 
Bildungsplaners übernahm. Bereits 1970 wurde innerhalb des amtes 
auch ein «institut für Bildungsforschung und Berufspädagogik» ge-
gründet, das 1971 einen ersten Band mit bildungsplanerischen aufsät-
zen herausgab. Weil diese dokumentierenden und planerischen ar-
beiten auch für die anderen abteilungen grundlegend waren, wurde 
die Bildungsplanung in der Folge zur eigentlichen Stabsstelle des 
amtes. ihr oblag zum Beispiel ab 1972 die einführung der edV für 
die Lehrvertragskontrolle, die Prüfungsorganisation und die Stipendi-
enbewirtschaftung.

die Stelle des Berufsbildungsplaners wurde 1974 mit Dr. Emil Wett-
stein besetzt. dieser leitete die abteilung mit zuletzt 35 Mitarbeiten-
den bis 1997; seine nachfolgerin wurde damals Dr. Silvia Kübler.

eine erste aufgabe der abteilung war der systematische aufbau 
einer Forschungs- und Planungsdokumentation, die die Weiterent-
wicklung der Berufsbildung ermöglichen und die juristische und his-
torische Kontinuität des amtes belegen sollte. als ab 1973 in Folge 
der Ölkrise die Konjunktur einbrach, wurde die arbeitslosigkeit zu 
einem ständigen thema der abteilung. Von 1975 bis 1981 organisierte 
sie in Zusammenarbeit mit der Berufsberatung und Wirtschaftsver-
bänden den Lehrstellennachweis und bis 1990, als diese aufgabe an 
das KiGa überging, Bildungsmassnahmen für arbeitslose Jugendliche 
und erwachsene.211 ab 1977 war die abteilung zuständig für die Or-
ganisation und durchführung von kantonalen einführungs- und Fort-

211 rrB nr. 657 vom 28.2.1990 (StaZH: MM 3.191).
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bildungskursen für Berufsschullehrer, was bis dahin durch die abtei-
lung Berufsschulen geschehen war. die Lehrerausbildung, die durch 
das Bundesgesetz von 1978/80 erstmals verbindlich vorgeschrieben 
war und vom Kanton zusätzlich gefördert wurde, wurde in der Folge 
zur Kernaufgabe der abteilung, die sich ab 1982 abteilung Berufspä-
dagogik nannte. ihre Bemühungen führten ab 1983 zu den berufsbe-
gleitenden Lehrgängen an der universität Zürich für Lehrer der allge-
meinbildenden Berufsschulfächer, die nach vier Semestern mit einem 
Staatsexamen abschlossen. Gleichzeitig galt es, die informatikausbil-
dung so weit voranzutreiben, dass bis 1987 weitgehend alle Berufs-
schulen ihren Schülern freiwillige informatikkurse anbieten konnten. 
1988/89 standen den Berufsschulen auch vernetzte Personalcomputer 
für die Bearbeitung administrativer aufgaben zur Verfügung.

Mit der Kantonalisierung der gewerblich-industriellen Berufsschu-
len, aber auch «durch wirtschaftliche Veränderungen als Folge der 
wachsenden internationalen Konkurrenz und der Mikroelektronik», 
wuchs das interesse an berufspädagogischen Fragen.212 die antwort 
darauf war der Beginn verschiedener Schulversuche und 1991/92 
der aufbau eines Bereiches Berufsschuldidaktik mit sechs spezifi-
schen Fachstellen. Gleichzeitig wurde eine Mediothek aufgebaut, be-
stehend aus Büchern, Videos, Computerprogrammen und dia-rei-
hen, die bereits zu Beginn die grösste Studienbibliothek der Schweiz 
im Bereich der Berufspädagogik war und intensiv von Studenten, 
Lehrern und Wissenschaftlern benutzt wurde. die abteilung konnte 
damit ähnliche aufgaben wahrnehmen, wie sie das Pestalozzianum 
für die Volksschule ausübte. die ausstellungsstrasse 80, an der sie seit 
1991 beheimatet war, sei damals zu einem «treffpunkt für innovation 
in der Berufsbildung» geworden, erinnerte man sich später an diese 
«innovative Zeit».213 

Mit dem Übergang des amts für Berufsbildung zur Bildungsdirektion 
1998 und mit deren gleichzeitigen reorganisation entstand aus den Be-
reichen Berufsschullehreraus- und -weiterbildung das iLeB, institut für 
Lehrerbildung und Berufspädagogik, als teil des Hochschulamts.
212 Geschäftsbericht des regierungsrates 1990, S. 201.
213 schluss.schrift für die Mittel- und Berufsschulen im Kanton Zürich [zeit.schrift] 

17/2006, hrsg. vom Mittelschul- und Berufsbildungsamt des Kantons Zürich, S. 20 f.
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Abteilung Stipendien: Wesentliche Änderungen erfuhr um 1970 das Sti-
pendienwesen für die berufliche aus- und Weiterbildung. in einem 
ersten Schritt weitete das kantonale Vollzugsgesetz zum Bundesge-
setz über die Berufsbildung von 1967 den Kreis der Bezugsberechtig-
ten auf niedergelassene ausländer sowie auf Berufe aus, die nicht zu 
den BiGa-Berufen gehörten. in einem zweiten Schritt wurden 1971 
die Stipendien und darlehen derart angehoben, dass nun die Lehr-
linge den Mittelschülern und die sich Weiterbildenden den Hoch-
schulstudenten gleichgestellt waren. die Beiträge stiegen von etwa 
2 Millionen Franken 1971 auf ca. 8 Millionen Franken 1972. dabei 
ging in den folgenden 20 Jahren wegen der abnahme der Lehrlings-
zahlen, den steigenden Lehrlingslöhnen und der allgemeinen Hebung 
des Lebensstandards die Zahl der Lehrlingsstipendien massiv zurück, 
während die Beiträge an die aus- und Weiterbildung anstiegen. Von 
1975 bis 1984, als diese aufgabe von der nun obligatorischen arbeits-
losenversicherung übernommen wurde, richtete die Stipendienabtei-
lung auch Beiträge an die Weiterbildung von arbeitslosen aus.

Zur Prüfung der Stipendien- und darlehensgesuche gehörte zuneh-
mend die Laufbahnberatung. 1969 wurde deshalb auf dem indust rie- 
und Gewerbeamt die Stelle einer Stipendienberatung geschaffen. im 
amt für Berufsbildung wurde diese Stelle bis 1975 zur abteilung Sti-
pendienwesen ausgebaut. Geleitet wurde die abteilung von 1974 bis 
1996 von Elisabeth Schmassmann-Spindler, die seit 1972 als Berufsins-
pektorin tätig war. Über die Gewährung von Stipendien und darle-
hen entschied seit 1972 eine Kommission, für die die anträge vorzu-
bereiten waren.

neben der Stipendienabteilung des amtes für Berufsbildung gab 
es in der erziehungsdirektion zwei weitere dienststellen, die sich 
mit den Stipendien für die Mittel- und für die Hochschüler befass-
ten. 1985 (nach «intensiven Verhandlungen») und 1994 wurden die 
reglemente der beiden direktionen harmonisiert, 1996 schliesslich 
wurden als das resultat des Projektes eFFOrt die drei Stellen (er-
ziehungsdirektion, universität, amt für Berufsbildung) zu einer Sti-
pendienabteilung der erziehungsdirektion zusammengefasst.
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Abteilung Rechnungswesen: rechnungsführer zunächst des industrie- 
und Gewerbeamtes seit 1962 und danach des amtes für Berufsbil-
dung bis 1980 war der 1915 geborene Jakob Dellenbach. ihm standen 
bis 1969 eine, danach zwei Mitarbeiterinnen zur Seite. 1977 wurde 
die Stelle eines rechnungsbeamten geschaffen, der auch Stellvertre-
ter des abteilungsleiters war. 1980 übernahm René Bolliger die Leitung 
der abteilung; diese bestand 1991 aus sechs Personen.

das rechnungswesen für die Berufsbildung werde immer «umfang-
reicher, komplizierter und anspruchsvoller», schrieb der regierungs-
rat 1973.214 Zu bewältigen waren der interne rechnungsverkehr, der 
rechnungsverkehr mit den Berufsschulen und den Kursveranstaltern, 
die revision aller rechnungen, die Finanzierung der Lehrabschluss-
prüfungen, die Festsetzung der Lehrortsbeiträge, die Berechnung von 
Staats- und Bundesbeiträgen, die Mitarbeit bei den Beitragsverordnun-
gen usw. in den 1970er-Jahren ergaben die 15 Projekte für Berufsschul-
bauten zusätzlich schwierige Kontrollarbeiten, in den 1980er- Jahren 
brachte die Kantonalisierung der Berufsschulen zahlreiche neue auf-
gaben wie die Koordination mit der Staatsbuchhaltung, die Budgetie-
rung, Betriebsabrechnung und Kreditüberwachung.

4.4  Ausbau und Dezentralisierung der Mittelschulen 
nach 1960

Die Gründung neuer Mittelschulen 

in der Zeit des ungebremsten Wachstums und der grossen techni-
schen und wirtschaftlichen entwicklung während der 1960er-Jahre 
wuchs nicht nur der Bedarf an qualifizierten Berufsleuten, sondern 
auch an akademisch gebildeten Hochschulabgängern mit gleichblei-
bend hohen Fähigkeiten. Gleichzeitig sollten die Schranken beseitigt 
werden, die begabten jungen Leuten eine höhere Schulbildung ver-
wehrten. der regierungsrat vereinigte diese Postulate in der Forde-
rung: »es sind Massnahmen zu ergreifen, die ohne Herabsetzung der 

214 rrB nr. 869 vom 21.2.1973 (StaZH: MM 3.137).



108

qualitativen anforderungen geeignet sind, einem grösseren Prozent-
satz von Jugendlichen als bisher die ausbildung an einer Mittelschule 
zu ermöglichen.»215 als notwendig erachtete er einerseits den gross-
zügigen ausbau des Stipendienwesens, andererseits die dezentralisa-
tion der Mittelschulen.

der ausbau des Stipendienwesens für Mittel- und Hochschüler 
geschah auf Grundlage der Verordnungen von 1959 und 1970. die 
zuständige Kommission für die ausrichtung der Studienbeiträge sei 
«vom besten Willen beseelt» gewesen, «unbemittelten oder wenig 
bemittelten begabten Bewerbern das Studium finanziell zu erleich-
tern», schrieb erziehungsrat und Kommissionsmitglied Paul Schmid-
ammann im rückblick, und: «es ist heute das Ziel erreicht, dass kei-
nem wirklich Begabten verwehrt ist, eine ihm gemässe ausbildung 
zu erwerben.»216

Sodann nahm das Zürcher Volk 1965 mit grosser Mehrheit (101 745 
Ja gegen 35 863 nein) das Gesetz über die errichtung weiterer Mit-
telschulen im Kanton Zürich an. damit war die Grundlage geschaf-
fen für die geforderte dezentralisierung durch die Schaffung wei-
terer Schulen auf der Landschaft.217 die «Mittelschulplanung 1968» 
ging für das Planungsziel 2020–2040 von 25 000 Mittelschülern aus; 
man rechnete mit voraussichtlichen Schulstandorten in Zürich, Win-
terthur, Wetzikon, Oerlikon, Bülach, urdorf, Meilen, Horgen, Kno-
nauer amt sowie weiteren Schulen im raum uster/regensdorf. an 
allen Standorten, so vermutete man, würden dereinst alle Schultypen 
inklusive Frauenbildungsschulen (den späteren diplommittelschu-
len) geführt werden.218

Zwischen 1968 und 1973 entstanden vier neue Kantonsschulen mit 
unterschiedlichen Maturitätsabteilungen.219 allerdings mussten diese 

215 amtsblatt des Kantons Zürich 1965, textteil, S. 787.
216 Paul Schmid-ammann, Lebenserinnerungen (wie anm. 100), S. 232.
217 Gesetz über die errichtung weiterer Mittelschulen im Kanton Zürich, Beleuchten-

der Bericht des regierungsrates zur Volksabstimmung vom 3.10.1965 (amtsblatt 
des Kantons Zürich 1965, textteil, S. 785–792); off. Sa. Bd. 42, S. 95.

218 Mittelschulplanung im Kanton Zürich. Bericht der direktion der öffentlichen Bau-
ten und des erziehungswesens. Bearbeitung: amt für regionalplanung. Zürich 1968.

219 Siehe W. Kronbichler, Kantonsschulen (wie anm. 34), S. 45–76.
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Abb. 11: Darstellung der öffentlichen kantonalen Mittelschulen im Jahr 1968 
im damaligen Bericht «Mittelschulplanung im Kanton Zürich»: (Seite links) 

die «alte» und die «neue» Kantonsschule Zürichberg, die Kantonsschulen 
Rämibühl und Freudenberg, die Töcherschulen der Stadt Zürich, (Seite rechts) 
das Unterseminar Küsnacht, die Handelsschule Winterthur, die Kantons- und 

Mädchenschule Winterthur sowie die Kantonsschule Zürich Oberland.
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oft noch während Jahren mit fremden Schulhäusern oder mit Provi-
sorien auskommen; mehrfach lehnten die Zürcher Stimmbürger Kre-
ditvorlagen für Schulhausbauten im ersten anlauf als zu kostspielig ab. 
1968 wurde die Handelsmaturitätsabteilung des technikums Win-
terthur verselbstständigt und zur Kantonsschule Büelrain mit Han-
delsschule und Wirtschaftsgymnasium. die Kantonsschule Oerlikon 
wurde 1971 in verschiedenen Provisorien als erste koedukative Mit-
telschule in der Stadt Zürich eröffnet und erhielt 1975 ihre Baute. 
die Kantonsschule unterland in Bülach nahm ihren Betrieb 1972 auf 
und konnte 1979 ihre definitiven Gebäude beziehen. 1973 begann 
die Kantonsschule Limmattal in urdorf den unterricht, zunächst als 
Filiale von Freudenberg, 1977 als eigenständige Schule; 1986 konnte 
die eigene neue Schulanlage bezogen werden. Bereits 1958 hatte das 
Seminar Küsnacht eine Filialabteilung in Zürich-Oerlikon errichtet; 
diese zog 1974 nach dübendorf um und wurde als Lehramtsschule 
unter der Bezeichnung Filiale Glatttal der Kantonsschule Zürcher 
Oberland angegliedert. Seit 1977/79 führte sie auch zu eidgenössi-
schen Maturitätstypen.

die Kantonsschule Limmattal war die letzte neugründung der in 
den 1960er-Jahren eingeleiteten akademikerförderung und dezen-
tralisierung der Mittelschulen. der Konjunktureinbruch nach 1973 
und die tatsächliche Bevölkerungsentwicklung, vermutlich aber auch 
die aufwertung der Berufsbildung führten in den 1980er-Jahren zu 
einem rückgang der Schülerzahlen um 14 %; die Mittelschülerquote 
überstieg erst 1990 die Marke von 20 %. 

Die Kantonalisierung der Stadtzürcher und Winterthurer Töchterschulen220

das Jahrhundertereignis in der Geschichte der Zürcher Mittelschu-
len bedeutete die am 2. März 1975 vom Volk mit je rund 150 000 

220 Gesetze betreffend die Übernahme der töchterschule der Stadt Zürich und der 
Mädchenschule der Stadt Winterthur durch den Staat, beleuchtender Bericht des 
regierungsrates zur Volksabstimmung vom 2.3.1975 (amtsblatt des Kantons Zürich 
1975, textteil, S. 56–101); off. Sa. Bd. 45, S. 411–414.



112

gegen 67 000 Stimmen gutgeheissene Übernahme der töchterschule 
der Stadt Zürich und der Mädchenschule der Stadt Winterthur durch 
den Kanton. danach erst war das Prinzip der Koedukation an allen öf-
fentlichen Mittelschulen im Kanton Zürich durchgeführt.

die 1874/75 als allgemeine Fortbildungsschule gegründete Stadt-
zürcher töchterschule zählte 1973 3681 Schülerinnen und 475 Leh-
rerinnen und Lehrer. an fünf Standorten bzw. abteilungen (Hohe 
Promenade, Hottingen, riesbach, Stadelhofen und Wiedikon) führte 
die Stadt Zürich alle Maturitätslehrgänge, ferner eine Handelsschule, 
zwei unterseminarien, eine diplommittelschule sowie ein Kinder-
gärtnerinnen- und Hortnerinnenseminar. Von den Schülerinnen 
stammten über die Hälfte nicht aus der Stadt Zürich, sondern aus an-
deren Gemeinden des Kantons; der Staatsbeitrag deckte 1973 über 
55 % des ausgabenüberschusses von 21,5 Millionen Franken. 

Für die Kantonalisierung sprachen finanzielle, organisatorische 
und planerische Gründe, v. a. aber auch pädagogische. es entspreche 
der historischen entwicklung, schrieb der regierungsrat in seiner 
Weisung zur Volksabstimmung, wenn der Kanton auch auf dem Ge-
biet der Stadt Zürich die Verantwortung für die höhere ausbildung 
der «töchter» übernehme und gleichzeitig der Koedukation zum 
durchbruch verhelfe. denn das an der kantonalen und städtischen 
Mittelschule in der Stadt Zürich gehandhabte System der Geschlech-
tertrennung entspreche der gesellschaftlichen entwicklung nicht 
mehr.

Mit dem Schuljahr 1976 traten die bisherigen abteilungen der Stadt-
zürcher töchterschule als eigenständige Schulen mit eigenen auf-
sichtskommissionen neben die bisherigen Kantonsschulen in der Stadt 
Zürich. Mit dem Ziel der bestmöglichen dezentralisierung der Schu-
len sowie der Verwirklichung der Koedukation wurden die verschie-
denen Schultypen unter den Standorten bzw. abteilungen neu verteilt.

der Kantonalisierung waren einige Scharmützel vorausgegangen, 
da eine Gruppe von Lehrern diesem Wechsel nicht viel abgewinnen 
wollte. der Wechsel zum Kanton sei dann aber reibungslos vor sich 
gegangen, und die kritischen Stimmen seien bald verstummt, erin-
nerte sich der rektor der Kantonsschule Wiedikon 1990. ein Grund 
für die Vorbehalte waren grössere rechte des Lehrerkörpers in den 
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aufsichtsbehörden und in der Konventsleitung, als dies an den staat-
lichen Kantonsschulen der Fall war.221

Mit der Übernahme der Frauenbildungsschule Zürich und der Mäd-
chenschule Winterthur wurden diese zu sogenannten «diplommittel-
schulen», die Mädchen und Knaben offenstanden und für eine bessere 
allgemeinbildung und reife zwischen dem 15. und 18. altersjahr sor-
gen sollten, die in Berufen wie der Krankenpflege usw. geboten waren. 
Von erziehungsbehörden und Lehrern willkommen geheissen, fürch-
teten Wirtschaftsverbände eine Konkurrenz zur Berufslehre und zur 
Berufsmittelschule, die eben eingeführt worden war.222

Die Revision der eidgenössischen Maturitätsverordnung 1968/1972223

Wesentliches zur Weiterentwicklung der Maturitätsschulen trugen 
die Berufsverbände der Mittelschullehrer bei, v. a. die Konferenz der 
Schweizerischen Gymnasialrektoren und der Verein Schweizerischer 
Gymnasiallehrer. Beide Konferenzen setzten Kommissionen ein. Be-
reits 1948 erschien ein Bericht der rektoren mit dem titel «Gegen-
wartsfragen des Gymnasiums», 1957 ein erster Bericht der auf an-
regung der Gymnasiallehrer 1956 gebildeten ständigen Kommission 
«Gymnasium/universität», in der auch die universitäten, die etH 
und die Handelshochschule St. Gallen vertreten waren. die Schluss-
folgerungen zielten im Wesentlichen auf eine revision der eidge-
nössischen Maturitätsverordnung und die Gleichstellung der drei 
Maturitätstypen, betrafen somit insbesondere den Zugang zum Me-
dizinstudium. Von neuem entbrannte der Kampf um den Stellen-
wert der lateinischen Sprache für die allgemeinbildung, wie er seit 
der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts immer wieder ausgetragen 
worden war.

Weil die Mehrheit der Schweizer Ärzte und mit ihnen die eidge-
nössische Maturitätskommission sowie der Bund auch um 1960 eine 

221 eine Schule stellt sich vor: 25 Jahre Kantonsschule Wiedikon 1965–1990, Zürich 
1990, S. 16; W. Kronbichler, Kantonsschulen (wie anm. 34), S. 28.

222 W. Kronbichler, Kantonsschulen (wie anm. 34), S. 186–189.
223 Siehe u. a. P.  Schmid-ammann, Lebenserinnerungen (wie anm. 100), S. 235–250.
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revision der Maturitätsverordnung ablehnten und der mathematisch-
naturwissenschaftlich ausgerichteten Maturität C den Zugang zum 
medizinischen Staatsexamen ohne ergänzungsprüfung in Latein ver-
wehrten, wurden im Zürcher Kantonsrat Stimmen laut, im Kanton 
Zürich die ausübung der Medizinalberufe auch ohne Lateinexamen 
zu ermöglichen und zu diesem Zweck Konkordate mit anderen Kan-
tonen abzuschliessen. im auftrag der erziehungsdirektion lieferte 
erziehungsrat Paul Schmid-ammann 1961 einen umfassenden und 
1964 veröffentlichten Bericht über «aktuelle Mittelschulfragen» ab, 
der mit den Bundesbehörden und der Schweizer Ärzteschaft hart ins 
Gericht ging: «die eidg. Maturitätskommission fühlt sich – was ihr 
nach Verfassung und Gesetz gar nicht zukommt – als die oberste Hü-
terin des schweizerischen Mittelschulwesens, dessen ganzes Gebäude  
sie zusammenbrechen sieht, wenn an den geheiligten Vorschriften 
der eidgenössischen Maturitätsverordnung gerüttelt wird.»224

die neue Maturitätsverordnung des Bundes von 1968 brachte im 
Wesentlichen die volle anerkennung des Maturitätstypus C, also der 
mathemathisch-naturwissenschaftlichen richtung, wonach für Medi-
zinalstudien kein Latein mehr vorausgesetzt wurde, sowie neben dem 
Langzeitgymnasium die Möglichkeit des «gebrochenen Bildungswe-
ges». Bereits 1972 folgte die anerkennung auch der typen d (neu-
sprachliche Gymnasien) und e (Handelsschulen bzw. Wirtschafts-
gymnasien). damit waren wichtige Forderungen, die der Zürcher 
erziehungsrat in seinen «aktuellen Mittelschulfragen» von 1964 er-
hoben hatte, erfüllt. Gleichzeitig kamen an einigen Zürcher Mittel-
schulen reformpläne in Gang, die den unterricht durch die einfüh-
rung des Wahlfächersystems individualisierten; an der Kantonsschule 
Wetzikon wurde die unterstufe probeweise als eine Orientierungs-
stufe geführt und damit dem Wunsche nach besserer durchlässigkeit 
der verschiedenen Schultypen rechnung getragen. Ferner vereinheit-
lichte der erziehungsrat zwischen 1967 und 1970 durch erlass von 
reglementen die aufnahme-, Promotions- und Maturitätsprüfungs-
bedingungen an den zürcherischen Mittelschulen.

224 P. Schmid-ammann, Mittelschulfragen, S. 115 (wie anm. 98, Bericht Version 1961).
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Die eidgenössische Maturitätsverordnung auf neuer Grundlage 1995225

als ein weiteres wichtiges Postulat hatte der Zürcher erziehungsrat 
1964 die Forderung aufgestellt, der Bund habe sich mit einer rahmen-
verordnung zu begnügen, ansonsten aber den Kantonen die verfas-
sungsmässige Freiheit zu belassen, ihre Mittelschulen nach eigenem 
Willen zu gestalten und auszubauen; zu enge Bundesvorschriften wür-
den jede Modernisierung des unterrichts an den oberen Klassen der 
Maturitätsschulen verunmöglichen.226 in den 1980er-Jahren machte 
sich auch die eidgenössische erziehungsdirektorenkonferenz edK, 
die seit erlass des eidgenössischen Schulkonkordates 1970 an durch-
setzungskraft gewonnen hatte, diesen Standpunkt zu eigen. die Kan-
tone wollten ihre Handlungsfähigkeit als die wichtigsten träger der 
Mittelschulen zurückgewinnen. als nach 1990 die erneute totalrevi-
sion der Maturitätsanerkennungsverordnung in angriff genommen 
wurde, gehörte die Frage der trägerschaft dieser Verordnung zu den 
wichtigen zu lösenden Fragen. ein von der edK und dem Bund in 
auftrag gegebenes rechtsgutachten kam 1993 zum Schluss, dass für 
die regelung der Maturität grundsätzlich die Kantone zuständig seien, 
während der Bund die Kompetenz habe, Bedingungen für die Zulas-
sung zu den eigenen Hochschulen und für die höheren Medizinalprü-
fungen zu erlassen. Vorgeschlagen wurde, das Problem durch eine Ver-
einbarung zwischen Bund und Kantonen zu regeln.

die entscheide über die inhaltliche und rechtliche neuordnung des 
Maturitätswesens fielen in den Jahren 1994 und 1995. nach einer in-
tensiven Vernehmlassungsphase erliess die erziehungsdirektorenkon-
ferenz 1994, gestützt auf das Schulkonkordat von 1970, einen ersten 
gesamtschweizerischen rahmenlehrplan für die Maturiätsschulen, der 
die allgemeinen Bildungsziele der Gymnasialausbildung festlegte; die 
Operationalisierung dieser Ziele sollte den schuleigenen Lehrplänen 
überlassen bleiben. 1995 trat das Maturitätsanerkennungsreglement 

225 Siehe zum Folgenden Jean-Pierre Meylan, die erneuerung des Gymnasiums und 
die anerkennung der Maturitäten – Stationen der debatte 1968–1995, in: Von der 
Mittelschule von morgen zur Maturitätsreform 1995, hrsg. von der Schweizerischen 
Konferenz der kantonalen erziehungsdirektoren edK, Bern 1996, S. 7–45.

226 P. Schmid-ammann, aktuelle Mittelschulfragen (wie anm. 98), S. 81.
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Mar in Kraft, das nun im rahmen einer Verwaltungsvereinbarung 
zwischen Bund und Kantonen/edK die gemeinsame Verantwortung 
für die anerkennung der Maturitätszeugnisse regelte. damit fiel der 
in den 1960er-Jahren laut gewordene Vorwurf dahin, der Bund masse 
sich Kompetenzen an, die ihm verfassungsmässig gar nicht zustünden.

die neue anerkennungsregelung ersetzte die bisherigen Maturi-
tätstypen durch sieben obligatorische Grundlagenfächer und -fächer-
gruppen sowie Schwerpunktfächer und ergänzungsfächer, aus denen 
die Schüler im rahmen der angebote an den Schulen je eines zu 
wählen hatten, ausserdem wurde eine Maturaarbeit eingeführt. 

das neue Maturitätsreglement von 1995 fand allgemein breite Zu-
stimmung. auf ablehnung hingegen stiess es zunächst im Kanton Zü-
rich. die auswertung der hier rund 70 eingegangenen Stellungnah-
men zeigte 1992/93, dass die Befürchtungen überwogen, das niveau 
der Maturitätsausbildung und damit die allgemeine Hochschulreife 
seien gefährdet. dieser Meinung schloss sich 1993 der regierungsrat 
in seiner Vernehmlassungsantwort an, und auch in der edK stimmte 
der Kanton Zürich als einziger Kanton gegen die Vorlage.227 als letzter 
Kanton trat Zürich 1996 der interkantonalen Vereinbarung über die 
anerkennung von ausbildungsabschlüssen (v. a. Lehrerdiplome und 
Berufe im Gesundheitswesen) bei, weil hier gesetzliche Änderungen 
eine Volksabstimmung notwendig hatten werden lassen.228

die neue Maturitätsanerkennungsregelung musste innert acht Jahren 
nach inkrafttreten umgesetzt werden. der Zürcher erziehungsrat erliess 
1996 die kantonalen Vorgaben zur umsetzung an den Schulen, die als 
Grundlage für die ausarbeitung der Lehrpläne, der aufnahme-, Promo-
tions- und Maturitätsprüfungsbestimmungen zu dienen hatten; an den 
kantonalen Mittelschulen begann eine intensive arbeit an den neuen 
Lehrplänen und Stundentafeln sowie an den Leitbildern der Schulen.229 

227 J.-P. Meylan, erneuerung des Gymnasiums (wie anm. 225), S. 32, 35; rudolf 
Schwarzenbach, aktuelle Mittelschulfragen – drei Jahrzehnte später, Zu einem 
Bericht von erziehungsrat Paul Schmid-ammann, in: Vom Luxus des Geistes; Fest-
schrift für Bruno Schmid zum 60. Geburtstag, Zürich 1994, S. 351–359.

228 Gesetz über den Beitritt des Kantons Zürich zur interkantonalen Vereinbarung über 
die anerkennung von ausbildungsabschlüssen, beleuchtender Bericht zur Volksab-
stimmung vom 22.9.1996 (StaZH: iii aab 9.2).

229 Geschäftsberichte des regierungsrates 1996, S. 403 f.



117

4.5  Die kantonalen Mittelschulbehörden: Erzieh ungs-
direktion und deren Abteilung Mittelschulen

Die Erziehungsdirektion und der Erziehungsrat

anders als die übrigen direktionen, die eine Gliederung in Ämter 
und eine entsprechende delegation der Kompetenzen kannten, be-
hielt die erziehungsdirektion bis zur Verwaltungsreform von 1998 
den Charakter einer einheitlichen und zentralen Behörde. dies hing 
zusammen mit der starken Stellung der politischen instanzen (Kan-
tonsrat, regierungsrat, erziehungsrat) im Zürcher erziehungswesen 
und den zahlreichen Kommissionen, für die die erziehungsdirektion 
gewissermassen als Stab fungierte. die Lehrer an den Mittelschulen 
z. B. wurden durch den regierungsrat gewählt, die Lehrbeauftragten 
und Hilfslehrer durch den erziehungsrat ernannt; die direktion hatte 
diese Geschäfte vorzubereiten und das Personal zu betreuen. an der 
Spitze der direktion und damit des erziehungsrates standen zudem 
starke Persönlichkeiten (Walter König 1959–1971, alfred Gilgen 
1971–1995), die sich um viele Geschäfte persönlich kümmerten und 
ihren einfluss geltend machten. Bis 1959 war der erziehungsdirek-
tor Präsident aller aufsichtskommissionen der Mittelschulen, erst da-
nach übernahmen die erziehungsräte diese Funktionen und gewan-
nen damit einen unmittelbaren eindruck von den aufgaben dieser 
Schulen, was von ihnen positiv und als aufwertung des erziehungsra-
tes eingeschätzt wurde.230

So stieg zwar die Zahl der Beschäftigten des direktionssekretaria-
tes von 37 im Jahr 1960 auf 230 im Jahr 1996, ohne dass aber die Or-
ganisation nach abteilungen, die für Sachbereiche zuständig waren, 
grundsätzlich geändert worden wäre.231 den abteilungen gemeinsam 
war die Kanzlei (das spätere direktionssekretariat) der direktion. die 
Kanzleibeamtinnen und Kanzleibeamten besorgten u. a. den zent-
ralen telefondienst, die registratur, die ausfertigung der Beschlüsse 
und Verfügungen an eine grosse Zahl von empfängern und die Be-
230 P. Schmid-ammann, Lebenserinnerungen (wie anm. 100), S. 213–218, 216.
231 rrB nr. 3092 vom 21.7.1960 (StaZH: MM 3.102); Geschäftsbericht des regie-

rungsrats 1996, S. 650 f. 
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reitstellung der Vorlagen für die vielen Kommissionssitzungen. Für 
das rechnungswesen zuständig war das rechnungssekretariat, seit 
1991 als abteilung Finanzen.

Die Abteilung Mittelschulen und Lehrerbildung 1964/1970–1995/96

Für die unmittelbar schulischen Belange waren die 1945 gebildeten 
abteilungen «Volksschule und Lehrerbildung» sowie «Höheres un-
terrichtswesen» zuständig.

die Zunahme der Studenten-, Mittelschüler- und Lehrerzahlen um 
über 40 % in den 1950er-Jahren brachte eine Vielzahl neuer Betreu-
ungs-, Organisations-, Planungs- und Bauaufgaben. dem Sekretär der 
direktion war es deshalb nicht mehr möglich, den ganzen arbeits-
bereich der direktion zu überblicken und gleichzeitig die abteilung 
«Höheres unterrichtswesen» direkt zu führen.

in einem ersten reorganisationsschritt wurde deshalb 1960 für die 
abteilung «Höheres unterrichtswesen» die Stelle eines abteilungslei-
ters geschaffen. dieser führte seine abteilung und betreute gleichzei-
tig die materiellen Geschäfte der universität. der eine seiner beiden 
Sekretäre war zuständig für die materiellen Belange der Mittelschu-
len, der andere für die personellen Geschäfte der universität und der 
Mittelschulen. Für den Mittelschulbereich stand ihnen ein adjunkt 
zur Verfügung. Jener Sekretär, der mit der Bearbeitung parlamentari-
scher Geschäfte und der grossen Bauvorhaben für die universität, die 
Mittelschulen, die Lehrerseminarien betraut war, blieb dem direkti-
onssekretär unterstellt.232 

Bereits 1964 genügte diese Struktur nicht mehr. der Leiter der 
abteilung «Höheres unterrichtswesen» war durch die Geschäfte der 
universität derart absorbiert, dass er den Bereich der Mittelschulen 
nicht mehr zu «überwachen» vermochte und seine Sekretäre selbst-
ständig handeln lassen musste. deshalb wurde auf den 1. Juli 1964 
das «Höhere unterrichtswesen» in eine «abteilung universität» und 
eine «abteilung Mittelschulen» getrennt. damit war nach der auf-

232 rrB nr. 3092 vom 21.7.1960 (StaZH: MM 3.102).
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hebung der «Kantonsschulverwaltung und universitätskasse» im Jahr 
1959/61 die endgültige trennung der Bereiche universität und Mit-
telschule vollzogen; als die neu geschaffene abteilung galt jene für 
das Mittelschulwesen.233

im Folgenden übernahm die abteilung 1971 von der abteilung 
Volksschule den Bereich der Lehrerbildungsanstalten, um eine gleich-
mässige Verteilung der aufgaben unter den abteilungen zu erreichen. 
die Bezeichnung der abteilung war danach «abteilung Mittelschu-
len und Lehrerbildung», von 1996 bis 1998 «abteilung Mittelschulen 
und Fachhochschulen».234

als «Mittelschulen» galten weiterhin die auf die Volksschule auf-
bauenden und nicht zu einem vollen beruflichen abschluss führen-
den Schulen, als «höhere Berufsschulen» (später Fachhochschulen) 
wurden jene Schulen im Zuständigkeitsbereich der erziehungsdirek-
tion bezeichnet, die auf die Mittelschule oder eine Berufslehre folg-
ten und die zu einem qualifizierten Berufsabschluss führten.235 die im 
Kanton Zürich seit jeher bestehende administrative Zuordnung der 
Höheren technischen Lehranstalten (ingenieurschulen), der Han-
delsmittelschulen, der hauswirtschaftlichen Berufsbildung sowie der 
Berufsberatung, die durch das Berufsbildungsgesetz des Bundes ge-
regelt waren, zur erziehungsdirektion, wurden durch das kantonale 
einführungsgesetz von 1987 ausdrücklich bestätigt.236

die abteilung Mittelschulen und Lehrerbildung war somit zustän-
dig (1995) für die Kantonsschulen (Maturitätsschulen und Handels-
schulen), die Lehrerseminarien (Seminar für Pädagogische Grundaus-
bildung; Primarlehrerseminar; real- und Oberschullehrerseminar; 
Sekundar- und Fachlehrerausbildung an der universität; arbeits-
lehrerinnenseminar; Haushaltungslehrerinnenseminar; Kindergar-
ten- und Hortseminar), die ingenieurschulen (technikum Winter-
thur, technikum rapperswil) sowie (seit 1993) die HWV Zürich und 
233 rrB nr. 3903 vom 17.9.1964 (StaZH: MM 3.112).
234 Siehe die Staatskalender 1969–1998.
235 Geschäftsbericht des regierungsrates 1990, S. 285 (vgl. die Statistiken der erzie-

hungsdirektion in den Geschäftsberichten 1969–1998).
236 einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Berufsbildung, vom 21.6.1987.(wie 

anm. 189), § 1, abs. 3, § 2 abs. 2, beleuchtender Bericht zur Volksabstimmung vom 
21.6.1987 (StaZH: iii aab 9a.1).
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die Schule für Gestaltung, die im Hinblick auf das neue Bundesgesetz 
über die Fachhochschulen von der Volkswirtschaftsdirektion zur er-
ziehungsdirektion umgeteilt worden waren.

Chef der abteilung Mittelschulen war von 1964 bis zu seiner Pen-
sionierung 1995 Dr. iur. William Knecht. dieser war seit 1962 als Se-
kretär auf der allgemeinen abteilung der erziehungsdirektion 
tätig. Mit den Mittelschulen vertraut gemacht hatte er sich durch 
die Bearbeitung von rekursen sowie als Bearbeiter des von erzie-
hungsrat Paul Schmid-ammann verfassten Berichtes über «aktu-
elle Mittelschulfragen».237 Langjährige Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterin 
waren robert Fiechter (Planung und Bauten, 1971–1999), richard 
Brand (Personelles, 1971–1998) und Helga trachsler (unterrichtsfra-
gen, 1981–1999), in den 1990er-Jahren unterstützt durch je zwei ju-
ristische Sekretäre und Verwaltungsassistenten.238

der Sektor «Planung und Bauten» war in den 1960er- und 1970er- 
Jahren stark beschäftigt durch die steigenden Schülerzahlen und die 
damit verbundene raumnot an den Mittelschulen sowie durch die 
mit deren dezentralisation zusammenhängenden neubauten. der 
Sektor Personelles hatte die zunehmende Zahl der Lehrer zu bewäl-
tigen, seit den 1950er-Jahren mit der Konkurrenz durch die Privat-
wirtschaft; Stellen waren schwierig zu besetzen und Stellenwechsel 
häufig. der Sektor unterrichtsfragen bearbeitete zuhanden des er-
ziehungsrates Lehrpläne, aufnahmereglemente usw.

Wichtig für den Bereich Mittelschulwesen wurde die 1970 ins 
Leben gerufene Pädagogische abteilung der erziehungsdirektion. 
diese war herausgewachsen aus der arbeitsgruppe für Bildungspla-
nung und Bildungsstatistik der akademischen Berufsberatung und 
hatte sich mit Fragen der mittel- und langfristigen Planung im Zür-
cher erziehungswesen zu befassen (Mittelschulstatistiken ab 1968).239

237 rrB nr. 3298 vom 20.8.1964 (StaZH: MM 3.111).
238 Siehe die Staatskalender 1971–2000.
239 Geschäftsbericht des regierungsrates 1971, S. 306 f.; rrB nr. 3298 vom 9.7.1970 

(StaZH: MM 3.129).
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Die Abteilung Mittelschulen und Fachhochschulen 1995/96–1998

Zusammen mit der einführung der Berufsmaturität gehörte die um-
wandlung der bisherigen höheren Fachschulen in Fachhochschulen 
zum grossen reformplan, mit dem der Bund in den 1990er-Jahren 
die kriselnde Schweizer Wirtschaft zu revitalisieren und die Berufs-
bildung weiter aufzuwerten gedachte. durch die Fachhochschulen 
sollten im tertiären Bildungsbereich, also auf der Hochschulstufe, Bil-
dungsgänge geschaffen werden, die auf ihre Weise jenen der univer-
sitäten und der etH im akademischen Bereich entsprachen.

die umstrukturierung wurde im Kanton Zürich 1993 der erzie-
hungsdirektion, die ja seit jeher für die höheren Berufsschulen zu-
ständig gewesen war, und hier der abteilung Mittelschulen und Leh-
rerbildung übertragen. deshalb erfolgte damals die umteilung der 
Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschule Zürich und der Schule 
für Gestaltung vom Geschäftsbereich des amtes für Berufsbildung 
zur erziehungsdirektion.240 Gleichzeitig wurde auf der abteilung 
Mittelschulen ein Sektor «Höhere Fachschulen» eingerichtet und 
1994 der Bereich «unterrichtsfragen» in die ressorts «Mittelschu-
len/ingenieurschulen» sowie «Lehrerbildung/Höhere Fachschulen» 
aufgeteilt. nach dem rücktritt des langjährigen abteilungschefs Wil-
liam Knecht 1995 wurde zu dessen nachfolger bis 1998 Dr. Arthur 
Straessle, zuvor rektor des realgymnasiums rämibühl und ab 1990 
direktor der Volkshochschule des Kantons Zürich; gleichzeitig wurde 
die abteilung «Mittelschulen und Lehrerbildung» in abteilung «Mit-
telschulen und Fachhochschulen» umbenannt. Sie bestand gemäss 
Stellenplan von 1994 aus dem Chef der abteilung, vier abteilungs-
leitern (Personelles, Planung und Bauten, unterrichtsfragen Mittel-
schulen/ingenieurschulen, unterrichtsfragen Höhere Fachschulen) 
und 5 1/2 weiteren Stellen. im Hinblick auf die folgenden grossen re-
formvorhaben ergänzten im Folgenden zwei «Controller» und ein 
wif!-Projektleiter die abteilung.241 1993 wurden die Studiengänge am 

240 Geschäftsbericht des regierungsrates 1993, S. 16; rrB nr. 2131 vom 14.7.1993 
(StaZH: MM 3.201).

241 rrB nr. 2130 vom 20.7.1994 (StaZH: MM 3.204); Staatskalender 1997/98, S. 214.
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technikum Winterthur reformiert und bereits 1997 im Hinblick auf 
die umwandlung zur Fachhochschule erneut abgeändert.242

die Gründung der Zürcher Fachhochschule, bestehend aus ver-
schiedenen teilschulen (dem technikum Winterthur, den Höheren 
Wirtschafts- und Verwaltungsschulen in Zürich und Winterthur, den 
ingenieurschulen Zürich und Wädenswil und dem Zentrum für Ka-
derausbildung) folgte 1998, nachdem das entsprechende Gesetz in 
der kantonalen Volksabstimmung angenommen worden war.

5.  das Mittelschul- und Berufsbildungsamt MBa 
1998–2012243

 5.1 Die Entstehung des MBA

Bildungsoffensiven auf der Sekundarstufe II

Von 1992 bis 1999 erlebte die Schweiz eine schwere rezession mit 
hohen arbeitslosenzahlen und mangelnden Lehrstellen. die Konfe-
renz der erziehungsdirektoren warnte 1996: «Von dem, was auf uns 
zukommt, wissen wir nichts oder wenig. Gewiss ist nur, dass weltweit 
tiefgreifende Veränderungen bevorstehen: unkontrolliertes Bevölke-
rungswachstum, ökonomisch oder politisch bedingte Wanderbewe-
gungen, umwälzungen in Wissenschaft und technik, neue Struk-
turen in der Produktion, Veränderungen der Lebensgewohnheiten, 
erschliessung von neuen Märkten, geographische umlagerung von 
industriepotentialen, neue armut in nord und Süd sind dazu einige 
242 Siehe die Geschäftsberichte des regierungsrates 1993–1997, erziehungsdirektion.
243 Wo nicht anders angegeben beruht die folgende darstellung der Geschichte des 

MBa auf den zumeist im internet verfügbaren kantonalen Gesetzeserlassen und 
amtsdrucksachen wie den Geschäftsberichten des regierungsrates und des MBa, 
den Konsolidierten entwicklungs- und Finanzplänen KeF des regierungsrates, den 
Kantonsratsprotokollen, den internetauftritten des MBa (Webarchiv: http://www.
archive.org) usw.



123

Stichworte.»244 in seinen Legislaturzielen schrieb der Zürcher regie-
rungsrat 2000: «der beschleunigte gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Wandel und dessen auswirkungen auf staatliche institutionen 
prägen unsere Zeit. Gesellschaft und Wirtschaft verändern sich auch 
im Kanton Zürich deutlich. der Wettbewerbsdruck steigt für ein-
zelne Firmen und für unseren Wirtschaftsstandort insgesamt.»245 die 
europäische integration führte zur Frage der «europakompatibilität» 
des Schweizer Bildungswesens.

eine antwort war erneut der ruf nach «Bildungsoffensiven» und 
Bildungsreformen. der Fokus richtete sich dabei stark auf die ausbil-
dung der Jugend nach der Volksschule. der Schweizerische Wissen-
schaftsrat forderte 1992 für diese Stufe, also für die gymnasiale und 
die berufliche ausbildung, ein «bildungspolitisches Gesamtkonzept». 
es bürgerte sich in den 1990er-Jahren der Begriff «Sekundarstufe ii» 
ein, der geschaffen worden war durch internationale Organisationen 
wie die OeCd zur Standardisierung und Klassifizierung der Schul-
typen und Schulsysteme.

Die Zürcher Verwaltungsreform wif!

ebenfalls in den 1990er-Jahren begannen die Bemühungen um eine 
reform der staatlichen Verwaltung, im Kanton Zürich massgeblich vo-
rangetrieben durch erziehungsdirektor ernst Buschor. unter dem Kür-
zel wif!, das für wirkungsorientierte Führung stand, sollten Steuerungs-
fähigkeit, effizienz und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung verbessert 
werden. Zu den ersten wif!-Projekten gehörten mehrere Projekte aus 
dem ausbildungsbereich Sekundarstufe ii, so die Projekte «Zuordnung 
der Berufsbildung zur erziehungsdirektion» und die «teilautonomie 
der Berufs- und Mittelschulen» im rahmen von Globalbudgets.

244 Projekt Sekundarstufe ii. Hrsg. von der Schweiz. Konferenz der kant. erziehungs-
direktoren, Spurgruppe Sekundarstufe ii der Pädagogischen Kommission, Bern 
1996, S. 10.

245 Legislaturschwerpunkte des regierungsrates,in: Konsolidierter entwicklungs- und 
Finanzplan 2001–2004 (KeF 2001) des Kantons Zürich, vom regierungsrat fest-
gelegt am 29.8.2000.
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die Frage, ob die Berufsbildung den Behörden des erziehungswe-
sens oder der Volkswirtschaft zuzuordnen sei, war im Kanton Zü-
rich zu Beginn des 20. Jahrhunderts intensiv diskutiert worden. auch 
in debatten des Kantonsrates 1995 warnten Stimmen davor, die Be-
rufsbildung den erziehungsbehörden «auszuliefern» und diese damit 
der Gefahr auszusetzen, zu einem praxisfernen «nachtschattenge-
wächs» zu verkommen. erziehungsdirektor ernst Buschor betonte, 
das Gegenteil sei die absicht. es ging darum, Synergien im gesam-
ten Bildungswesen sicherzustellen, die gymnasiale ausbildung mit 
der Berufsausbildung abzustimmen und die durchlässigkeit in die-
sen Bereichen zu fördern.246

die notwendigkeit, die Sekundarstufe ii gesamtheitlich zu betrach-
ten, wurde – anders noch als z. B. bei der Beantwortung der Motion 
Blocher – in den 1990er-Jahren kaum mehr bestritten. am 15. März 
1998 sagten die Stimmberechtigten Ja zu den neuen Verwaltungs-
strukturen, worauf der regierungsrat auf den 1. Juli 1998 die reform 
der erziehungsdirektion umsetzte: das amt für Berufsbildung wech-
selte von der Volkswirtschafts- zur erziehungsdirektion; gleichzeitig 
wurde das Berufsbildungsamt durch die Zuteilung des Bereichs Mit-
telschulen aus der bisherigen abteilung Mittel- und Fachhochschulen, 
des Bereichs erwachsenenbildung aus der Pädagogischen abteilung 
und des Bereichs berufliche Grund- und Weiterausbildung aus der 
abteilung Handarbeit und Hauswirtschaft neu zum Mittelschul- und 
Berufsbildungsamt MBa. an das Hochschulamt abgegeben wurden 
die Bereiche aus- und Weiterbildung der Berufsschullehrerschaft, die 
zum iLeB wurden, zum institut für Lehrerbildung und Berufspäda-
gogik. Vorübergehend war 1998/1999 ferner das kantonale Schul-
arztamt organisatorisch dem MBa zugeteilt.

am 29. november 1998 billigte der Souverän auch die Zusam-
menlegung des bisherigen erziehungsrates und des Berufsbildungs-
rates zu einem Bildungsrat. damit war das grundlegende Projekt wif!- 
nr. 26, das auch mit einer Verfassungsänderung (Bildungsrat statt er-
ziehungsrat) verbunden war, abgeschlossen.

246 Kantonsratsprotokoll 1995–1999, Bd. 2, S. 2610–2624, Motion ueli Mägli (StaZH: 
MM 24.156).
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5.2 Grundlagen und Organisation des MBA

Die gesetzlichen Grundlagen des Amtes

Geschaffen wurde das MBa durch das am 15. März 1998 vom Volk 
angenommene Gesetz über die Verwaltungsreform, das die um-
teilung des amtes für Berufsbildung zur Bildungsdirektion und die 
Zusammenlegung mit der bisherigen abteilung Mittelschulen er-
möglichte. Führung und Verwaltung der Sekundarstufe ii sowie der 
beruflichen Weiterbildung auf der Stufe höhere Fachschule waren 
damit vereinheitlicht. die gesetzliche umschreibung der Sekundar-
stufe ii als die berufliche Grundausbildung und die ausbildung in 
Mittelschulen nach der erfüllung der obligatorischen Schulpflicht 
brachte das kantonale Bildungsgesetz von 2002. dieses löste das un-
terrichtsgesetz von 1859 definitiv ab und definierte als ein rahmenge-
setz die Gliederung des Zürcher Bildungswesens sowie die Ziele und 
Grundsätze, die für alle Stufen Geltung hatten.

die Zuständigkeit des MBa im rahmen der Kantonsverwaltung 
legte sodann das 2007 in Kraft getretene Organisationsgesetz des re-
gierungsrates fest, das jenes von 1899 ablöste. in der entsprechenden 
Verordnung von 2011 wurde dem MBa im rahmen der Bildungsdi-
rektion der gesamte Bereich der Mittelschulen und der Berufsbildung, 
soweit es nicht anders geregelt war, zur selbstständigen entscheidung 
zugewiesen. der regierungsrat bestätigte damit das reglement der 
Bildungsdirektion über die Organisation und die aufgaben des MBa 
vom 22. november 2010, das gültig war ab dem 1. Januar 2011.

Für die operative tätigkeit des amtes massgebend waren die ge-
setzlichen erlasse des Kantons und des Bundes über die Mittelschu-
len und die Berufsbildung. nach langen Bemühungen konnte dem 
Zürcher Volk 1999 ein Mittelschulgesetz zur abstimmung vorgelegt 
werden, das 2000 in Kraft trat. durch dieses erhielten die Mittelschu-
len eine grössere Selbstständigkeit, ihr finanzieller Spielraum wurde 
durch Globalbudgets erweitert. Schulkommissionen lösten die auf-
sichtskommissionen ab und waren neu, statt des regierungsrats, für 
die unbefristeten anstellungsverhältnisse zuständig. im Gegenzug 
wurden Massnahmen zur Qualitätssicherung verlangt, zudem sollten 
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die freie Schulwahl sowie die Subventionierung von privaten Mittel-
schulen zu einem Wettbewerb unter den Schulen führen.

im Jahr 2004 trat das neue Berufsbildungsgesetz des Bundes in 
Kraft. dieses verstand sich als antwort auf den raschen Wandel der 
arbeitswelt, der traditionelle Berufsbilder infrage stellte. als wesentli-
che neuerung unterstanden dem Bund nun auch die bisher kantonal 
geregelten Berufe der Bereiche Gesundheit, Soziales und Kunst. das 
entsprechende kantonale einführungsgesetz erhielt 2008 in der Vari-
ante mit einem zu schaffenden Berufsbildungsfonds die Zustimmung 
der Stimmbürgerschaft und trat 2011 in Kraft. das Gesetz regelte ge-
mäss Bundesvorgaben die Zuständigkeit und die Finanzierung der 
Berufsausbildung sowie der Berufsberatung. es verlangte die Har-
monisierung der Übergangsangebote zwischen der Volksschule und 
der Lehre unter der neuen Bezeichnung «Berufsvorbereitungsjahr», 
wobei die Gemeinden zuständig bleiben, der Kanton sich aber ver-
mehrt engagieren sollte. im Bereich der Weiterbildung wurden künf-
tig angebote mit vorwiegendem Freizeitcharakter nicht mehr durch 
den Kanton unterstützt, Subventionen nur noch ausgerichtet, wenn 
solche wegen der arbeitsmarktsituation oder durch gesellschaftspo-
litische relevanz (z. B. integrationsförderung) angezeigt waren. die 
Lehrstellenförderung erhielt eine neue Basis; Zweck des Berufsbil-
dungsfonds war die Solidarität zwischen Betrieben, die keine Lehr-
linge ausbildeten, und den ausbildungsstätten.

nicht zuständig wurde das MBa für die Berufsberatung, die seit 
ihrem Bestehen 1919 auf kantonaler ebene dem Jugendamt zuge-
ordnet war, obwohl sie von der eidgenössischen Gesetzgebung als 
teil der Berufsbildung verstanden wurde. Kantonsrätliche Motionen 
1967 und 2007, die deren Zuteilung zum amt für Berufsbildung bzw. 
zum MBa forderten, wurden vom regierungsrat abgelehnt. dieser 
verwies 2012 auf den stufenübergreifenden Charakter der Berufsbe-
ratung und seine Kompetenz, in Organisationsfragen selbstständig zu 
entscheiden; die Berufsberatung blieb aufgabe des amtes für Jugend 
und Berufsberatung.
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Das wirtschaftliche und gesellschaftliche Umfeld; 
Strategien der vorgesetzten Behörden

Zu orientieren hatte sich das MBa am wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen umfeld sowie an den entsprechenden Zielen des re-
gierungsrates, der Bildungsdirektion und des Bildungsrates. Bis 2003 
standen diese im Zeichen der Verwaltungsreform wif! und der nach 
wie vor wechselhaften wirtschaftlichen Lage – die arbeitslosigkeit im 
Kanton Zürich stieg nach der kurzen erholung 2001 im Jahr 2002 
von 1,6 % wieder auf über 4 %. Zu den Wirkungszielen der regie-
rung im Bereich der Bildung gehörte die attraktivitätssteigerung der 
Berufslehre, wozu u. a. eine reform der kaufmännischen ausbildung 
und der informatikerlehre gehörte. Organisatorisch galt es, die teil-
autonomie der Mittel- und Berufsschulen im rahmen von Global-
budgets, Leistungsvereinbarungen und Qualitätskontrollen umzuset-
zen, was in einer ersten Phase bis 2004 abgeschlossen war.

2003 trat Bildungsdirektor ernst Buschor (CVP) zurück, neue Bil-
dungsdirektorin wurde regine aeppli (SP). Sie trat ihr amt unter 
schwierigen Vorzeichen an. nach positiven rechnungsabschlüs-
sen seit 1999 drohten dem Kanton künftig grosse defizite, denen 
der regierungsrat durch das Sanierungsprogramm 04 zu begegnen 
suchte. Betroffen war auch der Sekundarbereich ii. an den Mittel-
schulen mussten das unterrichtsangebot (Freifächer, Projektangebote 
usw.) reduziert und die Hauswirtschaftskurse abgeschafft werden; an 
den Berufsschulen hatten künftig die Weiterbildungskurse den «de-
ckungsbeitrag 1» zu erreichen.

in einem anhaltend schwierigen umfeld war die Bildungspolitik 
aufgerufen, beizutragen zur integration der heterogen gewordenen 
Bevölkerung, zur Wahrung des gesellschaftlichen Zusammenhangs 
und zur Verbesserung der Chancen benachteiligter Schichten. Mass-
nahmen waren u. a. die einführung der zentralen aufnahmeprü-
fungen an den Mittelschulen und Versuche mit tests über die allge-
meinen kognitiven Fähigkeiten, im berufsbildnerischen Bereich die 
Harmonisierung der Berufsvorbereitungsjahre und die ablösung der 
1980 eingeführten anlehre als einem niederschwelligen einstieg in 
die Berufs- und arbeitswelt durch die zweijährige Grundbildung mit 



128

eidgenössischem Berufsattest, zu dem im Kanton Zürich Pilotpro-
jekte seit 2001 in zehn Berufsrichtungen liefen.

der Stärkung von Forschung und Wissenschaft verpflichtet war die 
definitive einführung der zweisprachigen Maturität an den Zürcher 
Gymnasien; nach positiven resultaten des seit 12 Jahren laufenden 
Versuches konnten ab 2011 auch alle geeigneten Berufsschulen den 
zweisprachigen unterricht auf freiwilliger Basis anbieten. die Ver-
besserung der überfachlichen Kompetenzen und der kognitiven Fä-
higkeiten, um der dynamik von Berufs- und Wissenschaft gewach-
sen zu sein, bezweckte u. a. das Projekt «Selbstorganisiertes Lernen 
SOL», das 2010 von allen Gymnasien angeboten wurde. die verstärkt 
einsetzende individuelle Förderung führte im Lehrstellensektor zum 
aufbau eines Case Managements, um dem Scheitern von Lehrlingen 
vorzubeugen.

in der 2008 einsetzenden Finanzkrise zeigte sich der Lehrstellen-
markt im Kanton Zürich erstaunlich robust. in Schwierigkeiten gerie-
ten allerdings erneut die Staatsfinanzen; im rahmen eines weiteren 
grossen Sanierungsprogrammes war auch das MBa gehalten, seinen 
teil dazu beizutragen; die Budgets der Mittelschulen und Berufsbil-
dung verlangten für 2012 einsparungen in der Höhe von 16,6 Milli-
onen Franken. anders als beim früheren Sparprogramm 04 konnten 
dabei abstriche im unterricht vermieden werden.

allgemein galt, dass das reformtempo im Bildungsbereich und die 
Zahl der Projekte im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts bedeu-
tend waren. Sie forderten nicht nur die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des noch jungen MBa stark, sondern alle Beteiligten. eine 
2010 überwiesene und vom regierungsrat akzeptierte erklärung des 
Kantonsrates verlangte deshalb die schrittweise reduzierung der Zahl 
der strategischen Projekte der Bildungsdirektion von 13 auf sieben im 
Jahr 2013. ebenso war zu beachten, dass nach abschluss der Verwal-
tungsreform die betriebswirtschaftliche ausrichtung der Verwaltung 
zwar wichtig blieb, aber der hoheitliche aspekt staatlichen Handelns 
und die Forderung nach konsequenter Führung, klaren Verantwort-
lichkeiten und hoher transparenz vermehrt an Gewicht gewannen. 
der Wettbewerbsgedanke der Verwaltungsreform und die schulische 
teilautonomie stiessen in der Praxis an ihre Grenzen; die im Mittel-
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schulgesetz vorgesehene Möglichkeit der Subventionierung von pri-
vaten Mittelschulen wurde bis 2012 nicht umgesetzt.

Die Organisation des MBA

Organisatorisch durchlief das MBa in den ersten zehn Jahren seines 
Bestehens, wie dies auch in anderen teilen der Verwaltung der Fall 
war, eine bewegte Zeit. diese war geprägt durch die Verwaltungsre-
form, die erneuerung der gesetzlichen Grundlagen von Berufs- und 
Mittelschulbildung und die zahlreichen reformen im Bildungswe-
sen überhaupt. die Folge waren verschiedene, auch von der Betriebs-
wirtschaftslehre nahegelegte Versuche, Synergien zu gewinnen durch 
die Zusammenlegung von verwandten Frontbereichen des amtes 
und die Bündelung der unterstützenden Prozesse in einem starken 
Stabsbereich. die erfahrungen damit waren allerdings ambivalent, 
und schliesslich kehrte man bis ins Jahr 2009 zu einer klassischen und 
funktionalen aufbauorganisation zurück, die den früheren Organi-
sations- und Prozessabläufen, angepasst an die neuen erfordernisse, 
entsprach.

als eine Konsequenz aus der bildungspolitischen Zusammenfas-
sung von Mittel- und Berufsschulen in einem Sekundarbereich ii 
wurden 2000 die abteilung Mittelschulen und die abteilung Berufs-
schule zu einer Abteilung Mittel- und Berufsschulen zusammengeführt; 
Ziel war die einheitliche Betreuung aller Schultypen der Sekundar-
stufe ii und der Weiterbildung im nichtuniversitären tertiären Bil-
dungsbereich. Bereits 2005 allerdings wurde der Bereich Mittelschulen 
wieder herausgelöst und erhielt 2006 erneut den rang einer abtei-
lung. damit sollte den unterschiedlichen traditionen und Kulturen 
der Berufsschulen und der Mittelschulen auch amtsintern und orga-
nisatorisch wieder rechnung getragen werden.

ebenfalls 2006 wurden die Abteilung Lehraufsicht und die Abteilung 
Berufsschulen zu einer Abteilung Berufsbildung zusammengelegt. die Be-
rufs- und die Berufsschulinspektoren wurden zu Berufsbildungscon-
trollern, die nun gemäss den verschiedenen Wirtschaftssektoren so-
wohl die lehrbetrieblichen wie auch die berufsschulischen Belange 
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betreuten. aber auch diese neuerung überzeugte nicht. 2008 kehrte 
das amt deshalb zurück zu den beiden abteilungen «Betriebliche Bil-
dung», dem ehemaligen Berufsinspektorat, und «Berufsfachschulen 
und Weiterbildung», dem ehemaligen Berufsschulinspektorat.

Gleichzeitig mit den verschiedenen Versuchen, die Frontabteilun-
gen des amtes optimal auszurichten, wurden die unterstützenden 
Stabsdienste des amtes in einer grossen abteilung zusammengefasst. 
die 1998 ins Leben gerufene Stabsabteilung bestand aus dem rech-
nungswesen und der edV-Koordination, 1999 auch aus dem rechts-
dienst und dem Bereich Bauten von Mittel- und Berufsschulen. im 
folgenden Jahr kam der Bereich Projekte/Controlling dazu, 2003 fer-
ner die verbliebenen Projektstellen der damals aufgelösten abteilung 
Bildungsentwicklung.

die Abteilung Bildungsentwicklung, die sich in den 1990er-Jahren im 
Bereich der Berufsschulpädagogik und Berufsschullehrerausbildung 
sehr dynamisch entwickelt hatte, änderte als teil der 1998 neu struk-
turierten Bildungsdirektion und des MBa ihre ausrichtung; die Leh-
rerbildung und Berufspädagogik wurde zur aufgabe eines instituts 
des Hochschulamts. die Bildungsentwicklung begleitete danach re-
formprojekte auf der gesamten Sekundarstufe ii. Mit der Gründung 
des Zürcher Hochschulinstituts für Schulpädagogik und Fachdidaktik 
ZHSF 2003 wurde die abteilung im Sinne einer Konzentration des 
MBa auf seine Kernaufgaben aufgehoben und die verbliebenen Pro-
jektstellen zumeist in die Stabsabteilung integriert.

die gross gewordene Stabsabteilung (seit 2008 abteilung dienste) 
ihrerseits wurde von 2009 bis 2011 durch die neuen, die Frontbe-
reiche Mittelschulen, Berufsschulen und Berufsbildung unterstützen-
den abteilungen Finanzen, informatik, Personelles Schulen abgelöst, 
gleichzeitig wurden einige zentrale dienstbereiche mit erhöhten 
kommunikativen aufgaben (Projektkoordination, Sicherheit und 
Prävention, Lehrstellenmarketing usw.) als Stabsfunktionen bei der 
amtsleitung angesiedelt.

die organisatorische entwicklung des MBa in den ersten zehn Jah-
ren seines Bestehens spiegelt eine bewegte Zeit der Zürcher Kan-
tonsverwaltung, die nicht anders als die Privatwirtschaft geprägt war 
durch viele reformprojekte und betriebswissenschaftliche Versuche, 
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Abb. 14: Organisation des MBA 2000–2003. Ziel der Umstrukturierung vom 1. Mai 2000 
(Bildung der Abteilung Mittel- und Berufsfachschulen) war die Betreuung aller 
Schulinstitutionen auf der Sekundarstufe II und der Weiterbildung im quartären und 
nichtuniversitären Bildungsbereich durch eine einzige Abteilung (Quelle: Webseite MBA, 
Staatskalender, Telephonverzeichnis der Verwaltung).  

Amtschef

Stabsabteilung
• Rechnungswesen
• Informatik / EDV-Koordination
• Rechtsdienst
• Bauten Mittelschulen / Berufsschulen
• Projekte / Controlling

Abteilung Mittel- und Berufsschulen
• Mittelschulen
• Berufsfachschulen / Berufsmittelschulen
• Schulen Hauswirtschaft
• Personelles Mittelschulen / Berufsschulen
• Institutionen der beruflichen Weiterbildung

Abteilung Lehraufsicht
• Berufsinspektorat
• Prüfungswesen

Abteilung Bildungsentwicklung
• Fach- und Projektstellen (Qualitätsentwicklung Sekundarstufe II, 

Informatik, Musik, Suchtprävention, Fremdsprachen etc.)
• Berufliche Bildung (Lehrmeisterkurse, 10. Schuljahr, Anlehre, 

Stützkurse, Freifächer etc.)
• Erwachsenenbildung (Weiterbildung)
• Mediothek

Sekretariat / Vorzimmer

Abb. 12: Organisation des MBA 2000–2003. Ziel der Umstrukturierung 
vom 1. Mai 2000 (Bildung der Abteilung Mittel- und Berufsfachschulen) war 

die Betreuung aller Schulinstitutionen auf der Sekundarstufe II und der 
Weiterbildung im quartären und nichtuniversitären Bildungsbereich durch eine 

einzige Abteilung, womit die Idee der Gründung des Amtes konsequent 
umgesetzt war. (Quelle: Webseite MBA, Staatskalender, Telefonver zeichnis 

der Verwaltung.)
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die Prozesse zu optimieren, auf diesem Weg aber gelegentlich auch 
zu früheren Organisationsformen zurückfand.

Lokalitäten und Sitz des MBA

das MBa erbte 1998 die räumliche Zweiteilung des amtes für Be-
rufsbildung, das im Kaspar-escher-Haus (Leitung, Stab, Berufsschulen) 
und an der ausstellungsstrasse 80 (Lehraufsicht, edV-Koordination, 
Bildungsentwicklung) in Zürich beheimatet war. durch die integra-
tion der abteilung Mittelschulen und der Hauswirtschaftlichen Fortbil-
dung vermehrten sich die Standorte des amtes noch zusätzlich durch 
die Walchestrasse 21; einzelnen Mitarbeitern waren ferner Büros in 
anderen Gebäuden zugewiesen. dass diese aufsplittung, trotz der 
Möglichkeit des telefon- und Mailverkehrs, die identität des amtes, 
die Zusammenarbeit und die Führung der 1998 rund 110, 2010 rund 
130 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht eben erleichterte, war klar. 
eine Verbesserung brachte 2001/2002 der Zusammenzug der meisten 
in den zentralen Gebäuden der kantonalen Verwaltung untergebrach-
ten amtsangehörigen im ersten Stock des Kaspar-escher-Hauses, aber 
an der räumlichen Zweiteilung des amtes änderte sich damit nichts. 
nach der Zusammenlegung der Lehraufsicht und der abteilung be-
rufsbildende Schulen 2006 beispielsweise arbeitete die neue abteilung 
zwar gesamthaft an der ausstellungsstrasse 80, ihr Chef jedoch (der 
gleichzeitig Stellvertreter des amtschefs war) und das Sekretariat be-
fanden sich weiterhin im Kaspar-escher-Haus.

es dauerte, bis im dezember 2011 das gesamte amt an der ausstel-
lungsstrasse 80 in Zürich, einem 1906 von der Sanitärfirma troesch 
als Lager- und ausstellungsgebäude erbauten Haus, und damit an der 
dort entstehenden «Zürcher Bildungsmeile» unter einem dach ver-
einigt war. eine grundlegende Voraussetzung zur Optimierung der 
Qualität der Prozesse, an der das amt stetig arbeitete, war damit erfüllt.
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5.3  Die Aufgabenbereiche des MBA und  
von dessen Abteilungen

Die Amtsleitung

erster Chef des MBa wurde 1998 Dr. Matthias Escher aus Zürich. Sein 
Studium der Jurisprudenz schloss er 1976 mit der dissertation «Lehr-
verhältnis und Gesamtarbeitsvertrag» ab. es folgten tätigkeiten beim 
Bund, bei der Ptt und in der Privatwirtschaft. 1987 wurde er Leiter 
der abteilung Lehraufsicht und stellvertretender Chef des amtes für 
Berufsbildung, 1997 dann Chef jenes amtes.

die amtsführung von Matthias escher war geprägt durch die auf-
bauphase des MBa im rahmen der Verwaltungsreform wif! und die 
neuordnung der Bildungslandschaft sowohl im Kanton Zürich wie 
in der Schweiz überhaupt.

auf den 1. Mai 2007 trat Matthias escher mit 63 Jahren in den ru-
hestand. Zu seinem nachfolger wählte der regierungsrat Marc Kum-
mer, dipl. ing. agr. etH.

Marc Kummer, 1962, aufgewachsen in Hettlingen, absolvierte eine 
kaufmännische ausbildung, danach die kantonale Maturitätsschule 
für erwachsene und bis 1992 das Studium der agrarwissenschaft an 
der etH Zürich, von 1994 bis 1996 ein nachdiplomstudium in Be-
triebswissenschaft an der etH. 1993 trat Marc Kummer als adjunkt 
des Landwirtschaftsamtes in den dienst des Kantons und war ab 1995 
stellvertretender amtschef. 1998 wurde er direktor der kantonalen 
landwirtschaftlichen Schule Strickhof und hatte u. a. die verschiede-
nen Landwirtschaftsschulen des Kantons unter dem dach «Strickhof» 
zusammenzuführen.

Stellvertreter der amtschefs waren von 1998 bis 2006 Erich Leu-
mann, Maschineningenieur HtL und seit 1997 Leiter der abteilung 
Berufsschulen, seit 2006 Hans Jörg Höhener, eidg. dipl. Berufsschulleh-
rer, 1997–2002 Leiter der thurgauer Schreinerschule, von 2000 bis 
2007 Leiter der Stabsabteilung des MBa und danach der abteilung 
Berufsfachschulen und Weiterbildung.
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Zusehends wichtiger wurden für die amtsleitung das Mitwirken 
in nationalen Gremien und die Stärkung der Verbundspartnerschaft 
mit den Organisationen der arbeitswelt. Präsident der 1926 gegrün-
deten deutschschweizer Berufsbildungsämterkonferenz waren von 
1994 bis 1996 thomas Mannhart und von 2003 bis 2006 Matthias 
escher. Marc Kummer wirkte seit 2007 im Vorstand der nachfolge-
organisation mit, der Schweizer Berufsbildungsämterkonferenz, und 
ebenso in der 2009 konstituierten Schweizer Mittelschulämterkonfe-
renz. Beides waren Fachkonferenzen der erziehungsdirektorenkon-
ferenz, die diese zu beraten und unter den Kantonen den fachlichen 
informationsaustausch sicherzustellen hatten. 

die Verbundspartnerschaft von arbeitswelt, Politik und Verwal-
tung, der direkte dialog aller Beteiligten wurde in der Berufsbildung 
seit jeher gepflegt, nun aber noch stärker gewichtet. ihr dienten im 
Kanton Zürich die seit 2006 in der regel jährlich durchgeführten 
Lehrstellenkonferenzen mit Vertretern aus allen Bereichen der Be-
rufsbildung sowie die seit 2008 jedes Jahr gemeinsam von der Bil-
dungsdirektion und der Volkswirtschaftsdirektion (im Jahr 2010 mit 
der Gesundheitsdirektion) veranstalteten Berufsbildungskonferenzen 
unter Beteiligung von Wirtschaft, Politik und Verwaltung, die sich für 
eine starke Berufsbildung einzusetzen verpflichteten.

Der Sekundarstufe II gemeinsame oder parallele Reformprojekte;  
die Abteilung Bildungsentwicklung 1998–2003 

die ganzheitliche Betrachtung der Sekundarstufe ii, die Förderung 
der durchlässigkeit und der Gleichwertigkeit der Bildungswege 
unter Beachtung ihrer unterschiedlichen Geschichte und Kulturen 
waren der entstehungszweck des MBa. reformen und administra-
tive Massnahmen galt es in der Folge stets daraufhin zu prüfen, ob 
und wie sinnvoll solche sowohl an den Berufs- als auch an den Mit-
telschulen durchgeführt werden konnten. Je nach den erfahrungen 
und dem Stand der Projekte wurde die Begleitung durch das MBa 
flexibel gestaltet. die einführung des zweisprachigen unterrichts an 
den Berufs- und den Mittelschulen z. B. geschah gemeinsam unter 
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Abb. 13: Die Geschäftsleitung des Mittelschul- und Berufsbildungsamtes an 
einer Klausur im November 2010 in der Messe Zürich. Hinten v. l. n. r.: 
Martina Lentzsch (wissenschaftliche Mitarbeiterin des Amtschefs), Marc 

Kummer (Amtschef), Christina Vögtli (Leiterin Projektkoordination), Thomas 
Meier (Leiter Abteilung Finanzen), Hanspeter Zeier (Leiter Abteilung 

Informatik); vorne: v. l. n. r.: Hans Jörg Höhener (Leiter Abteilung Berufsfach-
schulen und Weiterbildung), Corina Frauenfelder (Adjunktin des Amtschefs), 
Andres Meerstetter (Leiter Abteilung Betriebliche Bildung), Erika Andrea 
(Leiterin Personelles), Johannes Eichrodt (Leiter Abteilung Mittelschulen).
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der Leitung der Fachstelle Fremdsprachen, danach konnten 2009 die 
beiden Schulbereiche getrennt und die weitere Begleitung den jewei-
ligen Fachabteilungen Mittelschulen und Berufsschulen zugeordnet 
werden. der Bereich Suchtprävention hingegen, der zunächst nur für 
die Berufsschulen zuständig war, weitete seine tätigkeit unter dem 
titel «Sicherheit und Prävention» auch auf die Mittelschulen aus.

Für ein gemeinsames Verständnis der Sekundarstufe ii warb die 
«zeit.schrift für die Mittel- und Berufsschulen», die 1988 als «Forum 
der Berufsschulen» ins Leben gerufen worden war und 2002 ihren 
adressatenkreis auf die Lehrpersonen der Mittelschulen ausgeweitet 
hatte; das Organ wurde 2006 abgelöst vom Schulblatt der Bildungs-
direktion für die Volks-, Mittel- und Berufsschulen.

Parallel geführt wurden von 1996 bis 2004 die grossen wif!-Pro-
jekte teilautonome Berufs- und Mittelschulen. der regierungsrat 
schrieb 1996 über diese Projekte: «anerkannte wissenschaftliche 
untersuchungen belegen, dass Schulen mit einer teilweisen autono-
mie in qualitativer und quantitativer Hinsicht leistungsfähiger sind 
als zentral gelenkte Bildungsstätten.»247 die angestrebte autonomie 
erstreckte sich auf pädagogische, finanzielle und organisatorische Be-
reiche. Zentrales instrument war die einführung von Globalbudgets, 
von Leistungsvereinbarungen sowie die erarbeitung von indikato-
ren, anhand derer die erfüllung der Leistungsziele gemessen werden 
konnte. Mit den Mittelschulen wurden die Vereinbarungen 1996/97 
abgeschlossen, der Voranschlag 1998 auf der Basis der Schülerzahlen 
erstellt und eine Kosten-Leistungs-rechnung eingeführt; die Finan-
zierung erfolgte neu über Pauschalen und leistungs-, nicht mehr auf-
wandorientiert. Bis 2004 waren diese instrumente der teilautonomie 
und damit einer «unternehmerischen» Freiheit auch bei den staat-
lichen Berufsschulen eingeführt, wobei die endgültige abrechnung 
mittels Pauschalen erst nach inkrafttreten des neuen Berufsbildungs-
rechts möglich war.

die mit der teilautonomie zusammenhängenden strategischen 
Projekte der Bildungsdirektion «Schulinternes Qualitätsmanagement 
an Mittel- und Berufsschulen» (QueMS, QueBS) wurden 2004 

247 Geschäftsbericht des regierungsrates 1996, S. 26.
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zu einem gemeinsamen Projekt zusammengelegt, weil Ziele, Struk-
tur und Organisation die gleichen waren. im rahmen dieses Projek-
tes unter der Leitung der abteilung Bildungsentwicklung des MBa 
schufen sich alle Mittel- und Berufsschulen zwischen 2000 und 2005 
instrumentarien für ein schulinternes Qualitätsmanagement, mit dem 
die Qualität der Leistungen der Lehrerschaft und der Schule als Orga-
nisation gesichert und weiterentwickelt werden konnte. Minimalan-
forderungen waren Konzepte und dokumentation, ein verantwortli-
ches Gremium, regelmässige Selbst- und Fremdevaluation, so durch 
die Befragung ehemaliger Schülerinnen und Schüler und die Mitar-
beiterbeurteilung.

ein übergreifendes und zentrales wif!-Projekt war das 1999 gestar-
tete Projekt «Bildungszentren auf der Sekundarstufe ii». durch solche 
Zentren sollten die durchlässigkeit zwischen allgemeiner und beruf-
licher Bildung erhöht sowie die Zusammenarbeit der Schulen inten-
siviert werden. 2001 starteten die drei Zentren Zürcher unterland in 
Bülach (Kantonsschule, Berufsschule, Berufswahlschule), Zürichsee 
(Gewerblich-industrielle Berufsschule Horgen, Kaufmännische Be-
rufsschulen Horgen und Stäfa) sowie uster (Gewerblich-industrielle 
Berufsschule, Kaufmännische Berufsschule, technikerschule uster) 
verschiedene Versuche einer engeren Zusammenarbeit. dazu gehör-
ten einheitliche auftritte, gemeinsame nutzung von infrastruktur, 
schulübergreifende anlässe usw. die Organisation der Zentren war 
unterschiedlich; in uster und Bülach blieben die einzelnen Schulen 
weitgehend selbstständig, die Schulen des Zentrums Zürichsee fusio-
nierten und erhielten eine gemeinsame Schulkommission und Schul-
leitung. Fachleute versprachen sich viel von diesem Zürcher Projekt, 
zur Bildung weiterer Zentren kam es in der Folge allerdings nicht, da 
den Schulen und Standesorganisationen die Selbstständigkeit wich-
tig blieb. eine erweiterung erfuhr das Bildungszentrum uster 2012 
durch die Kantonsschule Glatttal, die damals nach uster verlegt wurde.

ein wichtiger Schritt hin zur durchlässigkeit der verschiedenen 
ausbildungswege geschah 2005. inhabern der Berufsmaturität stand 
nun nach einem Vorbereitungsjahr und dem Bestehen einer Prüfung 
(sog. Passerelle) gleich den Gymnasiasten der Zugang zu den univer-
sitären Hochschulen offen.



139

Viele der reformprojekte auf der Sekundarstufe ii wie die einfüh-
rung des Qualitätsmanagements, des zweisprachigen unterrichts und 
der pädagogischen informatik an den Mittel- und Berufsschulen, die 
reform der kaufmännischen Grundbildung und der Berufsbildung 
im Gesundheitswesen, die Modularisierung der informatikgrundbil-
dung oder die durchführung der Lehrstellenbeschlüsse des Bundes 
wurden initiiert, geführt oder begleitet von den Fach- und Projekt-
stellen der Abteilung Bildungsentwicklung des MBa, der auf das Pro-
jektmanagement spezialisierten früheren abteilung Berufspädagogik 
des amtes für Berufsbildung. untergebracht war die abteilung seit 
1990 an der ausstellungsstrasse 80 in Zürich, geleitet wurde sie seit 
1997 durch Dr. Silvia Kübler. Weil die abteilung Querschnittsaufga-
ben wahrnahm und bereits im ehemaligen amt für Berufsbildung als 
Stabsorganisation verstanden wurde, wurde sie, als 2003 das Zürcher 
Hochschulinstitut für Schulpädagogik und Fachdidaktik ZHSF ins 
Leben trat, aufgehoben, und die meisten der verbliebenen Projektstel-
len wurden in die Stabsabteilung integriert. die in den 1990er-Jahren 
aufgebaute Mediothek Berufsbildung verliess die ausstellungsstrasse 
80 und wurde teil der Bibliothek für Gymnasial-, Berufspädagogik 
und Weiterbildung des ZHSF im Beckenhof.

Die betriebliche Berufslehre; Abteilung betriebliche Bildung (Lehraufsicht)

das traditionsreiche Berufsinspektorat war nur vorübergehend, von 
2006 bis 2008, mit dem Berufsschulinspektorat zusammengelegt. Bis 
2006 hiess die einheit abteilung Lehraufsicht, seit 2008 abteilung 
Betriebliche Bildung. Von 2006 bis 2010 nannten sich die Berufsin-
spektoren «Berufsbildungscontroller», um danach wieder zu ihrer 
früheren Berufsbezeichnung zurückzukehren, die den beiden Haupt-
aufgaben Beratung und aufsicht besser entsprach.

die Leiter der abteilung waren von 1998 bis 2006 Hans-Jürg Schil-
ling, der seit 1987 in verschiedenen Funktionen im Bereich der Be-
rufsbildung tätig war, von 2006 bis 2008 (Berufsschul- und Berufsins-
pektorat) Hans Jörg Höhener, von 2008 bis 2009 amtschef Marc Kummer, 
seither Andres Meerstetter, ing. agr. etH und zuvor tätig am Strickhof. 
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den Berufsinspektorinnen und Berufsinspektoren waren seit jeher 
eigene Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter zugeteilt, mit denen 
zusammen sie Sektoren besorgten aus verwandten Berufen (technik 
und Bau, Wirtschaft und detailhandel usw.). Zur abteilung gehörten 
unter dem neuen namen «Qualifikationsverfahren» auch die admi-
nistration der Lehrabschlussprüfungen und (seit 2009) einige berufs-
lehrbezogene Fachstellen wie z. B. das Case Management.

ihre Büros hatten die 2010 rund 45 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der abteilung seit 1991 an der ausstellungsstrasse 80 in Zürich; ihre 
arbeit wurde anlässlich von rückfragen sowohl im Jahr 2000 wie auch 
im Jahr 2010 von den Lehrbetrieben als sehr positiv wahrgenommen.

allgemein stand die Berufslehre im Zeichen des knappen, sich ab 
1996 nur langsam erholenden Lehrstellenangebots. die 1975 über-
schrittene Zahl von 10 000 neuen Lehrverhältnissen pro Jahr wurde 
1990 unterboten und erst 2006 wieder erreicht. im rahmen des 
Lehrstellenbeschlusses 2 des Bundes wurden von 2000 bis 2004 im 
Kanton Zürich über 10 Millionen Franken eingesetzt und 85 Pro-
jekte zur Verbesserung der Lehrstellensituation lanciert; u. a. durch 
Schaffung neuer ausbildungsgänge. der 2008 erneut einsetzenden 
Wirtschaftskrise begegnete das MBa zusammen mit anderen Ämtern 
durch die einsetzung einer task Force, die Lage blieb indessen stabil, 
und 2011 konnten sogar erstmals mehr als 12 000 neue Lehrstellen-
verträge gezählt werden. Bereits nach dem Swissair-Grounding im 
Jahr 2001 hatte das MBa eine arbeitsgruppe gebildet, um die ent-
wicklung der bis anhin von der Swissair und dem Flughafen angebo-
tenen 250 Lehrstellen zu beobachten.

ausser der aufsicht und Beratung und der Zusammenarbeit mit den 
Prüfungskommissionen war die abteilung seit 1999 gefordert durch 
die umsetzung der neuen Berufsbildungsgesetzgebung in einer sich 
wandelnden Berufswelt. Beispielsweise stieg 2000 die Zahl der in-
formatiklehrlinge innert Jahresfrist um 56 %, es entstanden neue Be-
rufe namentlich im Gesundheits- (Fachangestellte Gesundheit) und 
im Sozialwesen (Fachfrau/Fachmann Betreuung) und natürlich im 
technologie- und dienstleistungsbereich. die informatik-, kaufmän-
nischen und detailhandelslehren wurden um 2005 grundsätzlich re-
formiert, und einmal mehr galt es die Bildungsverordnungen der über 
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150 anerkannten Berufe zu revidieren und zu etablieren. die neue 
Gesetzgebung brachte ferner eine veränderte Begrifflichkeit, die den 
Lehrmeistern (neu: Berufsbildnern) und anbietern von Lehrmeister-
kursen nahezubringen war.

2009 wurde das vom MBa entwickelte Validierungsverfahren, 
das durch anerkennung von früheren ausbildungen und von Pra-
xiserfahrung den erwerb eines eidgenössischen Fähigkeitszeugnisses 
in den Bereichen Gesundheit, Betreuung und informatik erlaubte, 
durch den Bund anerkannt. Ferner verlangte das neue einführungs-
gesetz die Harmonisierung der vielen Übergangs- oder Brückenange-
bote zwischen der Volksschule und der Lehre, des bisherigen zehnten 
Schuljahres (Werkjahre, hauswirtschaftliche Jahreskurse, integrati-
onskurse), unter der neuen Bezeichnung «Berufsvorbereitungsjahr». 
die Zuständigkeit wechselte vom Volksschulamt zur abteilung be-
triebliche Bildung des MBa, das für diesen Zweck eine besondere 
Fachstelle einrichtete. es galt, das angebot zu steuern und Vorgaben 
über das Zulassungsverfahren und die Qualitätssicherung zu erlassen 
durch Leistungsvereinbarungen mit den anbietern.

die Förderung und unterstützung von schwächeren Jugendlichen 
in der Berufslehre war ein Ziel der regierung und wurde seit 2006 
die aufgabe einer seit 2000 bestehenden Fachstelle «Förderung und 
integration» innerhalb der abteilung selbst. 

Die Berufsschulen; Abteilung Berufsschulen und berufliche Weiterbildung

die für die Berufsschulen zuständige abteilung des MBa wurde von 
1998 bis 2006 wie bereits zuvor im amt für Berufsbildung von Erich 
Leumann geleitet, ab 2006 von Hans Jörg Höhener. nach verschiede-
nen reorganisationen seit 2000 kehrte die abteilung 2008 wieder zu 
den ursprünglichen Kernaufgaben des einstigen «Berufsschulinspek-
torates» zurück. damals konnte die abteilung mit ihren 13 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern auch ihre Büros im Kaspar-escher-Haus 
verlassen und an der ausstellungsstrasse 80 in Zürich räume bezie-
hen. die Berufsschulinspektorinnen und -inspektoren wurden 2006 
zu Berufsbildungscontrollern, 2008 zu Berufsschulbeauftragten.
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nach den Projekten «teilautonome Berufsschulen» und «Qualitäts-
entwicklung an den Berufsschulen», die 2004 zu einem gewissen ab-
schluss kamen, bildete auch im Bereich der Berufsschulen die umset-
zung der neuen eidgenössischen (ab 2004) und kantonalen (ab 2009) 
Gesetzgebung einen der arbeitsschwerpunkte. der Wechsel der bis-
herigen ausbildungsreglemente zu den neuen Bildungsverordnun-
gen und Bildungsplänen machte eine revision aller Schullehrpläne 
notwendig. in zahlreichen Berufen wurde der schulische unterricht 
stärker gewichtet als zuvor, und wie an den Mittelschulen, wo es die 
allgemeinen kognitiven Fähigkeiten der Schülerschaft zu stärken galt, 
blieb an den Berufsschulen das thema «allgemeinbildung» zent-
ral, um den anforderungen einer immer komplexer werdenden Be-
rufs- und Sozialwelt gerecht zu werden. 1999 fanden an den gewerb-
lich-industriellen Berufsschulen die ersten Lehrabschlussprüfungen 
gemäss dem 1996 eingeführten rahmenlehrplan für den allgemein-
bildenden unterricht statt. Bereits 2006 wurde der eidgenössische 
rahmenlehrplan erneut revidiert und der Lernbereich «Sprache und 
Kommunikation» gestärkt.

im Zusammenhang mit der zu verbessernden allgemeinbildung 
stand, ebenfalls wie an den Mittelschulen, ab 1999 die versuchsweise 
einführung des zweisprachigen Lernens an den Berufsschulen. das 
Projekt «bi.li» war von der Fachstelle Fremdsprachenunterricht im 
rahmen des Lehrstellenbeschlusses 2 des Bundes initiiert worden. 
die auswertung des Versuches bewog den regierungsrat 2011, allen 
geeigneten Berufsfachschulen die einführung des zweisprachigen 
unterrichts auf freiwilliger Basis zu ermöglichen.

der Bestand der Zürcher Berufsschulen erfuhr durch die reform 
der Pflegeberufe, die ab 2004 ebenfalls dem eidgenössischen Berufs-
bildungsgesetz unterstanden, eine markante Veränderung. Zunächst 
wechselte 2002 die Zuständigkeit für die 25 Pflegeberufsschulen im 
Kanton Zürich von der Gesundheitsdirektion zur Bildungsdirektion. 
die acht kantonalen Schulen wurden zu von den Spitälern unabhän-
gigen institutionen. im Jahr 2004 entschied der regierungsrat über 
die reorganisation der Berufsbildung im Gesundheitswesen (Projekt 
reBeGe). Bis 2007 wurden alle 25 bisherigen Schulen in die zwei 
neuen Zentren, das kantonale Zentrum für ausbildung im Gesund-
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heitswesen Kanton Zürich in Winterthur, ZaG, und die private Ca-
reum aG, Bildungszentrum für Gesundheitsberufe Zürich, zusam-
mengeführt. an beiden Orten wurden ausbildungsgänge auf der 
Sekundarstufe ii und auf der tertiärstufe angeboten. inhaltlich zen-
tral war die Überführung der bisherigen diplomausbildung in Ge-
sundheits- und Krankenpflege auf die Stufe Höhere Fachschule; der 
Start der neuen Pflegeausbildung erfolgte am 18. Oktober 2004. Be-
reits 2003 hatten 127 Lernende in 41 Betrieben den ausbildungsgang  
des neuen Berufs Fachangestellte/r Gesundheit FaGe begonnen. 

der ständigen Überprüfung unterworfen blieb die oft schwierige 
Frage der optimalen Schulkreiszuteilung der verschiedenen Berufe. 
2001 fasste der Bildungsrat im Hinblick auf das neue Berufsbildungs-
gesetz den Beschluss über das «Leistungsangebot auf der Sekundar-
stufe ii». neben der Schaffung der drei Bildungszentren ging es dabei 
um die neueinteilung der Schulkreise bei den gewerblich-industri-
ellen Berufsschulen, um eine weitere Profilierung der Schulen nach 
Berufsfeldern. Berufe mit mehreren Standorten wurden auf weni-
ger Schulen konzentriert; aus der allgemeinen Berufsschule Zürich 
aBZ und der Berufsschule für Weiterbildung BWZ wurden im fol-
genden sechs eigenständige Berufsschulen gebildet. ab 2010 folgte 
das Projekt «Berufszuteilung an den Berufsfachschulen im Kanton 
Zürich 2010», das u. a. die aufhebung der Gewerblich-industriellen 
Berufsschule uster und die errichtung einer Kaufmännischen Berufs-
fachschule Zürcher Oberland in uster vorsah, jedoch nicht nach Plan 
umgesetzt werden konnte. die erarbeitung eines neuen Konzeptes 
folgte bereits 2012.

die berufliche Weiterbildung, zum Beispiel Meisterkurse, war be-
reits thema des ersten Berufsbildungsgesetzes von 1930. Mit dem 
einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Berufsbildung 1987 
erhielt der Kanton die Kompetenz, selbst Schulen oder Kurse für die 
berufliche Weiterbildung zu führen oder führen zu lassen. als ant-
wort auf die technologische entwicklung und die Wissensgesellschaft 
wurde der Begriff des «lebenslangen Lernens» geprägt; ein solches 
schien notwendig zu werden für die persönliche entwicklung und 
für die teilnahme am sozialen Leben überhaupt in einer komple-
xer werdenden Gesellschaft und Wirtschaft. 1988 wurde eine Kom-
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mission zur Förderung der Weiterbildung der Berufstätigen aus Ver-
tretern des amtes für Berufsbildung und der Sozialpartner gebildet. 
1990 folgte im rahmen von Sondermassnahmen des Bundes («Wei-
terbildungs-Offensive») die erarbeitung eines Konzeptes zur Förde-
rung der beruflichen Weiterbildung im Kanton Zürich, allerdings 
vereitelte die schlechte Finanzlage des Kantons dessen umsetzung. 
eine im folgenden Jahr erstmals erhobene Statistik zeigte, dass sich im 
Kanton Zürich damals rund 40 000 Personen an Kursen weiterbilde-
ten, die vom Kanton getragen oder unterstützt wurden. an der «er-
lebnismesse GriPS» für aus- und Weiterbildung präsentierten sich 
1995 erstmals private und öffentliche institutionen der beruflichen 
Weiterbildung dem Publikum.

der Qualität der beruflichen Weiterbildung diente ein Lehrgang der 
abteilung Berufspädagogik zur ausbildung von ausbildnern der be-
ruflichen Weiterbildung, der 1996 mit erfolg durchgeführt wurde. im 
Jahr 2000 führte dann das MBa zusammen mit dem amt für Wirt-
schaft und arbeit die Zertifizierung zur Qualitätssicherung der institu-
tionen in der beruflichen Weiterbildung ein; ab 2001 war das Zertifi-
kat «eduQua» Voraussetzung für den erhalt von staatlichen Beiträgen.

das kantonale einführungsgesetz von 2008 widmete sich einge-
hender als jenes von 1987 der Weiterbildung. der Kanton konnte 
demnach sowohl berufsorientierte als auch allgemeine Weiterbil-
dungsangebote anbieten oder unterstützen; das besondere öffentli-
che interesse galt dabei angeboten, «die der integration von Personen 
in die Berufs- und arbeitswelt und die Gesellschaft dienen oder aus 
andern Gründen von erheblicher gesellschaftlicher Bedeutung sind». 
dabei galt, wie das Konzept Weiterbildung im Kanton Zürich von 
2009 festhielt: «Grundsätzlich ist Weiterbildung an sich förderungs-
würdig.» Ziel war u. a. ein neues Finanzierungsmodell für die berufli-
che und allgemeine Weiterbildung.

Bemerkenswert war die entwicklung der hauswirtschaftlichen 
Fortbildung, für die das MBa seit 1998 zuständig war. 1985 beschloss 
der regierungsrat im Zusammenhang mit der Gleichstellung der Ge-
schlechter, das seit 1931 für Mädchen geltende Obligatorium schritt-
weise aufzuheben, dafür die Fächer Handarbeit und Haushaltkunde 
für Knaben und Mädchen in die Lehrpläne der Volks- und Mittel-
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schule aufzunehmen und die Schulgemeinden zu verpflichten, eine 
gewisse Zahl freiwilliger hauswirtschaftlicher Fortbildungskurse für 
erwachsene und schulentlassene Jugendliche sowie Jahreskurse für 
schulentlassene Jugendliche anzubieten. der Vollzug des Gesetzes 
über die hauswirtschaftliche Fortbildung von 1986 wurde dann aller-
dings nach 1990 sistiert, da im rahmen der damaligen Sparmassnah-
men die im Gesetz verankerte angebotspflicht der Gemeinden für 
hauswirtschaftliche Fortbildungskurse wieder aufgehoben werden 
sollte. dieses Vorhaben lehnte der Kantonsrat jedoch 1996 ab, wo-
nach das Gesetz vollumfänglich in Kraft trat. im rahmen des Sanie-
rungsprogramms 2010 dann beschloss der Kantonsrat die aufhebung 
des Gesetzes. ein gegen diesen Beschluss ergriffenes referendum 
wurde vom Volk 2011 abgelehnt; fortan konnten die Gemeinden 
selbst entscheiden, ob und welche Kurse sie anbieten wollten, nun 
jedoch ohne unterstützung des Kantons.

Die kantonalen Mittelschulen; Abteilung Mittelschulen

die abteilung bzw. der (von 2000 bis 2006) Bereich Mittelschulen 
des MBa war mit durchschnittlich vier bis sechs Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern eine kleine, aber gewichtige einheit des amtes. Bis 
zum umzug 2011 an die ausstellungsstrasse 80 war sie im Kaspar-
escher-Haus beheimatet. Leiterin war von 1998 bis 2000 die Juristin 
Helga Trachsler, die zuvor für unterrichtsfragen der Mittel- und inge-
nieurschulen zuständig gewesen war, Leiter von 2000 bis 2006 war 
Dr. Hansueli Herrmann, agrarhistoriker. Mit der Wiederaufwertung 
des Bereiches zur abteilung 2006 wurde Johannes Eichrodt zum neuen 
Chef. der altphilologe war bis 2003 Prorektor der Kantonsschule 
Stadelhofen, danach Leiter der Schweizerschule in Bangkok.

die Zahl der Zürcher Mittelschülerinnen und Mittelschüler lag 
nach 2000 stets bei etwa 16 000 und erreichte so in etwa wieder den 
Höchststand von 1982 (16 700); die Mittelschülerquote lag damit 
bei 23 %. Ob diese Quote im internationalen Vergleich zu niedrig 
war oder den schweizerischen Verhältnissen mit dem gut ausgebau-
ten und durchlässigen Berufsbildungssystem, der integration der Ju-
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gendlichen in die arbeitswelt angemessen und auch erfolgreich war, 
darüber wurden in der Fachwelt gelegentlich diskussionen geführt. 
der Vergleich mit der entwicklung im übrigen europa, wo bei hohen 
abiturquoten eine hohe Jugendarbeitslosigkeit herrschte, sprach ver-
mehrt für den schweizerischen Weg. Zu beobachten war allerdings 
eine verstärkte tendenz zum Besuch der Langzeitgymnasien, was fi-
nanzielle Bedenken und erneut Befürchtungen für die Qualität der 
Sekundarschule aufkommen liess – ein thema, das unter dem titel 
«anschluss Sekundarschule Mittelschule» seit dem 19. Jahrhundert 
immer wieder diskutiert worden war.248 durch eine Änderung des 
Mittelschulgesetzes wurde ab 2003 ein Kostenbeitrag der Gemein-
den an die Langzeitgymnasien erhoben, womit wenigstens der finan-
zielle aspekt der grundlegenden Frage entschärft und die politische 
akzeptanz der Langzeitgymnasien verbessert war.

Zu den grossen Projekten im Mittelschulbereich gehörten in den 
ersten Jahren des MBa vor allem organisatorische Fragen im Zeichen 
der umsetzung des wif!-Projektes «teilautonome Mittelschulen», des 
Mittelschulgesetzes von 1999 sowie die umsetzung der Maturitätsan-
erkennungsverordnung Mar 95. die ersten neuen Klassengänge 
wurden ab 1998 geführt; im Jahr 2001 waren alle Zürcher Maturi-
tätszeugnisse gemäss dem neuen reglement eidgenössisch anerkannt. 
im Kanton Zürich wurden fünf Profile angeboten und alle Schwer-
punktfächer (ausser Philosophie/Pädagogik/Psychologie).

auch nach 2003, als die Führung der Bildungsdirektion von 
ernst Buschor (CVP) an regine aeppli (SP) überging, blieb das re-
formtempo im Mittelschulbereich hoch. es rückten nun vermehrt pä-
dagogische Projekte in den Vordergrund. Wie in der Berufsschulwelt 
schien es notwendig, vermehrt die entwicklung der allgemeinen kog-
nitiven Fähigkeiten zu fördern. Hier wie dort wurden diese als Waffe 
verstanden, um den immer höheren anforderungen einer sich rasch 
wandelnden Welt genügen zu können. auch die Chancengleichheit 
begabter, aber aus bildungsferneren Schichten stammenden Schüle-
rinnen und Schüler glaubte man damit verbessern zu können. Fer-
ner erwies sich die idee der «Ära Buschor», unter den Zürcher Mit-

248 Vgl. W. Kronbichler, Kantonsschulen (wie anm. 34), S. 151–157.
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telschulen einen Wettbewerb durch autonomie und Konkurrenz zu 
etablieren, als zu ambitioniert; es galt, die Pole «unternehmerische 
Freiheit» und «staatliche Führung» der Mittelschulen wieder präzi-
ser zu definieren.

Grundlegend war das 2005 gestartete Projekt «Stand und entwick-
lung der Zürcher Mittelschulen», das in Zusammenarbeit aller an den 
Mittelschulen beteiligten Kreise eine Standortbestimmung und emp-
fehlungen zur Weiterentwicklung der Zürcher Gymnasien zum Ziel 
hatte. als weiterzuverfolgende themenbereiche des 2006 vorgeleg-
ten Berichts wurden genannt: Übergang Volksschule Gymnasium 
(Verbesserung der Chancengleichheit, Sicherung der Qualität der auf-
nahmeprüfungen durch Vereinheitlichung), Übergang Gymnasium 
Hochschulen (definition der notwendigen fachlichen und überfach-
lichen Kompetenzen für den uneingeschränkten Hochschulzugang), 

Abbildung 20 
 
 
 
 

 
 
Abb. 13: Internetauftritt des Mittelschul- und Berufsbilsungsamtes ab Mai 2012, Stand 13. Mai 2012. Die 
Webseite des Amtes wurde 2012 täglich von gegen 1000 Besucherinnen und Besuchern aufgerufen.  
(http://web.archive.org/web/20120518112021/http://www.mba.zh.ch/internet/bildungsdirektion/mba/de/home.html, 
eingesehen Juni 2013.) 
 
 

Abb. 14: Internetauftritt des Mittelschul- und Berufsbildungsamtes ab Mai 
2012, Stand 13. Mai 2012. Die Webseite des Amtes wurde 2012 täglich von 

gegen 1000 Besucherinnen und Besuchern aufgerufen. 
(http://web.archive.org/web/20120518112021/http://www.mba.zh.ch/

internet/bildungsdirektion/mba/de/home.html, eingesehen Juni 2013.)
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gymnasialer unterricht und die Lehr- und Lernmethoden (Förderung 
und Verbesserung der überfachlichen Kompetenzen, des selbstständi-
gen Lernens und der Mitverantwortung der Schülerinnen und Schü-
ler für den Lernprozess), Führung der Gymnasien und Berufsauftrag 
(Verbesserung der Führungsstrukturen an den Mittelschulen, der an-
stellungen, Personalentwicklung).

im Bereich des Übergangs von der Volks- an die Mittelschulen wur-
den ab 2007/2008 die aufnahmeprüfungen an die Gymnasien (Pro-
jekt ZaP) einheitlich durchgeführt, mit dem Ziel, deren Vergleich-
barkeit und Zuverlässigkeit zu verbessern. Signifikante Änderungen 
gegenüber dem früheren Verfahren waren allerdings keine festzustel-
len. erprobt wurde ferner bei den aufnahmeprüfungen ein nicht be-
noteter test über allgemeine kognitive Fähigkeiten (aKF-test), um 
das Potenzial von Kindern mit weniger Fachwissen besser einschät-
zen zu können. 2012 trat ein neues aufnahmereglement in Kraft. die 
Probezeit dauerte nun ein Semester, bei den Langzeitgymnasien ent-
fielen die mündlichen Prüfungen bei knappen resultaten, bei den 
Kurz zeitgymnasien die Wertung der erfahrungsnoten, weil nun auch 
Schülerinnen und Schüler der Sekundarschule B zur Prüfung zuge-
lassen wurden. Gegenüber früher stärker gewertet wurde das text-
verständnis. 

dem thema des Übergangs von den Mittelschulen an die Hoch-
schulen und damit des uneingeschränkten Hochschulzugangs nach 
der Matura nahmen sich im Projekt «HSGYM – Hochschule und 
Gymnasium» gegen 500 Zürcher Mittelschullehrpersonen und do-
zierende der universität, der etH und zweier Fachhochschulen an, 
sie erarbeiteten von 2006 bis 2008 über 200 empfehlungen zum 
Übergang von den Mittelschulen an die Hochschulen. 

im Zusammenhang mit den zu verbessernden Lehr- und Lernme-
thoden und damit der Stärkung der überfachlichen Kompetenz der 
Mittelschüler, die es von den Schulen bereits 2001 zu evaluieren galt, 
stand das Projekt «Selbst organisiertes Lernen an gymnasialen Mittel-
schulen». die Planungsphase war 2007 abgeschlossen; 2010 hatten 
alle Gymnasien eigene schulspezifische Konzepte für das selbst or-
ganisierte Lernen «SOL» entwickelt und boten in verschiedenen Fä-
chern «SOL-einheiten» als unterricht an.
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als ein weiterer auftrag der Bildungsdirektion galt es ab 2007, die 
Führung und Organisation der Zürcher Mittelschulen im rahmen der 
teilautonomie der Schulen weiterzuentwickeln. teilprojekte, die von 
einer breit abgestützten Projektgruppe erarbeitet wurden, be  trafen u. a. 
die strategische und operative Führung, die Personalgewinnung und 
Personalentwicklung sowie aspekte des Berufsauftrags. Zum Beispiel 
sollten die rektoren durch kaufmännisch geschulte Sekretäre von 
administrativen aufgaben entlastet werden, um sich vermehrt ihren 
schulischen Führungsaufgaben widmen zu können. ab 2011 konnten 
die Vorschläge in die umsetzungsphase übergehen; eine von der Präsi-
dentenkonferenz der Schulkommissionen und dem MBa erarbeitete 
Vereinbarung war 2010 verabschiedet worden.

eine wachsende differenzierung und ausweitung erfuhren die 
ausbildungsgänge, die an den Zürcher Mittelschulen angeboten wur-
den. im Jahr 2000 bildete das Mathematisch-naturwissenschaftliche 
Gymnasium rämibühl zwei erste Kunst- und Sportklassen für musi-
kalisch, tänzerisch oder sportlich besonders begabte Jugendliche. ein 
strategisches Ziel des regierungsrates war ferner die Förderung der 
Fremdsprachenkenntnisse. an den Kantonsschulen riesbach, im Lee 
und rychenberg wurden ab 2000 erste Versuchsklassen mit zwei-
sprachiger Maturitätsausbildung (deutsch/englisch) geführt, die auch 
ihre eidgenössische anerkennung erhielten. im Jahr 2009 fiel dann 
der entscheid, die zweisprachige Maturität, den sogenannten Immer-
sionsunterricht, an den Zürcher Mittelschulen definitiv einzuführen, 
zudem sollten die Schulen auch einen zweisprachigen Maturitäts-
gang deutsch/Französisch anbieten können. Ferner konnte 2006 das 
seit 1989 bestehende zweisprachige und der Kantonsschule Freuden-
berg angeschlossene Liceo artistico durch einen italienisch-schwei-
zerischen Staatsvertrag auf eine formell gefestigte Grundlage gestellt 
werden. 2007/2008 war zudem eine erste teilrevision des Maturi-
tätsanerkennungsreglementes Mar 95 umzusetzen: die naturwis-
senschaftlichen Fächer wurden wieder einzeln bewertet, ebenso die 
Fächer Geschichte und Geographie, ferner wurde nun auch die Matu-
raarbeit benotet und zählte für die Maturität; informatik wurde unter 
die ergänzungsfächer aufgenommen. 
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an den Handelsmittelschulen der Kantonsschulen Hottingen, enge 
und Büelrain wurden 1999 nach drei Schul- und einem Praxisjahr 
dem ersten Jahrgang mit neuer ausbildung 95 die kaufmännischen 
Berufsmaturitätszeugnisse überreicht. Weil aber das traditionsrei-
che Handelsdiplom mit dem neuen Berufsbildungsgesetz seine eid-
genössische anerkennung verlor, galt es, die Handelsmittelschulen 
auf neue Grundlagen zu stellen. 2011 begannen die ersten Klassen 
ihre ausbildung nach dem neuen Modell, das nach drei Schuljah-
ren zum eidgenössischen Fähigkeitszeugnis für Kaufleute und nach 
einem Langzeitpraktikum im vierten ausbildungsjahr zur kaufmän-
nischen Berufsmaturität führte. Statistisch wurden danach die Han-
delsschüler nicht mehr unter den Mittelschülern, sondern unter der 
Berufsbildung geführt. an den Handelsmittelschulen wurden ab 2000 
(Büelrain) bzw. 2001 (Hottingen und enge) sodann auch sogenannte 
Informatikmittelschulen geführt. diese bestanden ebenfalls aus drei Schul-
jahren und einem Praxisjahr, führten zur kaufmännischen Berufsma-
turität sowie zum eidgenössischen Fähigkeitsausweis für informatik. 
2010/11 konnten diese Lehrgänge gemäss dem Bundesgesetz über die 
Berufsbildung in einen definitiven Status überführt werden, wobei das 
angebot auf die Kantonsschulen Büelrain und Hottingen konzentriert 
wurde und der Standort enge wegfiel.

die von den Kantonsschulen Birch in Oerlikon und rychenberg 
in Winterthur geführten diplommittelschulen, bis 1976 die Frauen-
bildungs- und die töchterschule der Städte Zürich und Winterthur, 
wurden 2007 gemäss dem reglement der eidgenössischen erzie-
hungsdirektorenkonferenz von 2003 zu Fachmittelschulen umgewan-
delt. Sie schlossen künftig nach drei Jahren mit dem Fachmittelschul-
ausweis ab, der den Zutritt zu einer Höheren Fachschule ermöglichte; 
ein zusätzliches viertes Jahr mit Praktikum und Fachmaturitätsarbeit 
ermöglichte den Zugang zu Studiengängen der Fachhochschule. an-
geboten wurden die sechs Profile Gesundheit, naturwissenschaften, 
Musik, theater, Pädagogik sowie Kommunikation und information. 
2011 kam das Profil Gesundheit und naturwissenschaften dazu, mit 
dem junge Leute für die Pflegeberufe gewonnen werden sollten.

Bemerkenswert waren die diskussionen über die Hauswirtschafts-
kurse an den Zürcher Gymnasien. nach der abschaffung des Fort-
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bildungsschulobligatoriums für die Mädchen 1986 wurden die Fä-
cher Handarbeit und Haushaltskunde für Knaben und Mädchen in 
die Lehrpläne der Volksschulen und Langzeitgymnasien aufgenom-
men. ab 1998 erfolgte die Organisation und die durchführung an 
den Langzeitgymnasien durch das kantonale Haushaltungslehrerin-
nenseminar. als die Kurse 2004 im rahmen des damaligen Sanie-
rungsprogrammes 04 gestrichen wurden, verlangte eine mit 19 000 
unterschriften versehene Volksinitiative («Ja zur Husi») die Wieder-
einführung, was vom Kantonsrat 2007 gutgeheissen wurde. im Jahr 
2010 fanden die Kurse wieder statt, organisatorisch geführt an ver-
schiedenen Orten (affoltern am albis, Bülach, Weesen SG, Schiers 
Gr, Valbella Gr, Bösingen Fr, Posieux Fr und Salenstein tG) nun 
durch den Strickhof, mit dem die Bildungsdirektion einen entspre-
chenden Leistungsauftrag abgeschlossen hatte.

Kantonsratsentscheide fielen auch in Fragen des Bestandes der Zür-
cher Mittelschulen. 2001 beschloss die Bildungsdirektion, die Kantons-
schule riesbach aufzulösen und deren räume der Maturitätsschule für 
erwachsene und der erwachsenenbildung Wolfbach zuzuweisen. da-
gegen demonstrierten Schüler und Lehrer am 20. Juni 2001 vor den 
Büros der Bildungsdirektion und übergaben dem Präsidenten des 
Kantonsrats am 28. Januar 2002 eine mit 14 000 unterschriften ver-
sehene Petition, die die erhaltung der Kantonsschule forderte. der 
Bildungsdirektion und dem Bildungsrat wurden unter termindruck 
gefällte entscheide ohne Gesamtkonzept und massive Planungsfehler 
vorgeworfen. im Februar 2002 entschied schliesslich der Kantonsrat 
mit 75 zu 63 Stimmen, die Kantonsschule riesbach integral nach Oer-
likon in die dort freiwerdenden räume des bisherigen Ober seminars 
zu verschieben. Mit Beginn des Herbstsemesters 2004/2005 nahm 
die Kantonsschule riesbach unter dem neuen namen Kantonsschule 
Birch und als unmittelbare nachbarin der Kantonsschule Oerlikon 
ihren Schulbetrieb am neuen Standort auf; gemeinsam genutzt wurde 
u. a. eine neue Mediothek, gemeinsam geführt wurden zunächst die 
ergänzungsfächer und der fakultative Lateinunterricht. im Jahr 2012 
schliesslich beschloss der Kantonsrat, die beiden Kantonsschulen in 
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Oerlikon zusammenzulegen. die neue Kantonsschule Zürich nord 
war danach mit rund 2000 Schülerinnen und Schülern die grösste 
unter den schweizerischen Mittelschulen. 

Konkrete Planungsschritte zur errichtung einer Kantonsschule 
Glatttal in uster geschahen bereits in den 1990er-Jahren. 1996 aller-
dings wurden die Vorarbeiten wieder eingestellt, weil die damalige 
angespannte Finanzlage des Kantons eine investition von 70 bis 80 
Millionen Franken nicht erlaubte. im Jahr 2005 fällte der Kantonsrat 
den Grundsatzentscheid, die Kantonsschule Glatttal von dübendorf 
nach uster zu verlegen und diese als Kantonsschule uster in das dor-
tige Bildungszentrum zu integrieren. Wegen der nach wie vor hohen 
Kosten für den geplanten neubau geschah der umzug 2012 zunächst 
allerdings nur in einen provisorischen Campus mit Modulanlagen.

Stabsabteilung 1998–2009; Stabsfunktionen ab 2009

1998 wurden die Bereiche rechnungswesen und edV-Koordination 
(it-Support) des bisherigen Berufsbildungsamtes zu einer Stabsab-
teilung des MBa zusammengefasst. 2000 kamen der Bereich Bau-
ten und der rechtsdienst dazu, 2003 ferner die meisten Projekt- und 
Fachstellen der damals aufgelösten abteilung Bildungsentwicklung. 
auch das Controlling der Mittelschulen war aufgabe der Stabsabtei-
lung. damit beschäftigte diese über 60 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter. die Büroräume lagen z. t. im Kaspar-escher-Haus, zum teil 
an der ausstellungsstrasse 80 (edV, Projekte). Chefs waren von 1998 
bis 2000 Wolfgang Annighöfer, 2000 bis 2006 Hans Jörg Höhener, von 
2006 bis 2009 Rolf Siegrist. 

die Stabsabteilung war das dienstleistungszentrum für das amt 
und die Schulen. die Projekt- und Fachstellen der ehemaligen ab-
teilung Bildungsentwicklung nahmen Planungs-, Koordinations- und 
informationsaufgaben auf der Sekundarstufe ii wahr und halfen mit 
bei der abwicklung von Projekten. das rechnungswesen war zustän-
dig für das Beitragswesen und den Zahlungsverkehr. die edV-Koor-
dination betreute die edV-arbeitsplätze des amtes, der Berufs- und 
der Mittelschulen. der rechtsdienst nahm Stellung zu rechts- und 
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Vollzugsfragen im Sekundarstufenbereich ii. erheblich waren die in-
vestitionen, die im Bereich Bauten für Mittel- und Berufsschulen zu 
tätigen waren.

der Sinn der Stabsabteilung war die Vereinigung aller unterstützen-
den Prozesse (Standarddienstleistungen) in einer abteilung. es zeigte 
sich, dass diese Organisationsform nicht ideal war. 2009 wurde des-
halb die Stabsabteilung in der bisherigen Form aufgelöst und statt 
dieser drei neue abteilungen mit Querschnittsaufgaben gebildet: die 
Finanzabteilung (Finanzen, Controlling, Bauten) und die abteilung 
informatik 2009, die Personalabteilung 2011. die für die Führung des 
amtes wichtigen Stabs- und Projektstellen wurden neu unmittelbar 
im Bereich der amtsleitung angesiedelt. es waren dies der rechts-
dienst, die zentralen dienste für das amt, die Führungsunterstützung, 
die Koordination der grossen Projekte sowie Fachstellen mit erhöhter 
kommunikativer Wirkung oder besonderer strategischer Bedeutung 
(Sicherheit und Prävention, Berufsbildungsmarketing, Förderung 
und integration). Fachbereiche hingegen wie jener der Fremdspra-
chen, die eine direktere Mitwirkung im pädagogischen umfeld der 
jeweiligen Schulen erforderten, konnten in die Fachabteilungen Mit-
telschulen sowie Berufsschulen und Weiterbildung integriert werden.

Zum thema mit erhöhter kommunikativer Bedeutung war 2009 
u. a. nach verschiedenen Vorfällen die «Sicherheit» geworden, der sich 
die Fachstelle Suchtprävention annahm. Sie stellte den Schulleitungen 
ein Merkblatt «Zielgerichtete Gewalt und amok» zur Verfügung mit 
Verhaltensregeln im notfall und mit Hinweisen, wie Gewalt- bzw. 
amokhandlungen in einer frühen Phase erkannt werden konnten. 

Die Informatikabteilung 2009

Leiter der im Jahr 2009 gebildeten abteilung wurde Hanspeter Zeier, 
zuvor Sektorleiter it-Support in der Stabsabteilung und bereits im 
amt für Berufsbildung für die edV-Koordination zuständig. teil der 
neuen abteilung wurde zudem die bisherige Fachstelle informatik, 
die ebenfalls in der Stabsabteilung angesiedelt gewesen war und sich 
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vornehmlich mit dem pädagogisch-didaktischen einsatz von informa-
tikmitteln in den Berufs- und Mittelschulen beschäftigte.

Mit dem raschen Wandel im it-Bereich konfrontiert war der Sup-
port bzw. die edV-Koordination, die 1998 auch die Betreuung der 
damals 120 edV-arbeitsplätze in den Sekretariaten der Mittelschu-
len übernommen hatte und z. B. 2008 ebensoviele arbeitsplätze des 
MBa mit neuen Computern ausrüstete. Gemäss der vom regierungs-
rat 2008 beschlossenen informatikstrategie wurde die informatik des 
amtes selbst ab 2010 durch das Generalsekretariat der Bildungsdirek-
tion betreut, sodass sich die informatikabteilung des MBa ganz auf 
dienstleistungen zugunsten der Schulen konzentrieren konnte.

im Jahr 2001 wurde im rahmen des Swisscom-Sponsoringprojekts 
«Schulen ans internet» von der Bildungsdirektion unter Mitarbeit des 
MBa der aufbau eines kantonalen Bildungsnetzes gestartet; es kamen 
dadurch im ersten Jahr 150 Schulen der Primar- und Sekundarstufe 
ii zu einem internetzugang; der Vertrag wurde 2010 erneuert. die 
Stärkung der it-Kompetenz bzw. der «pädagogischen informatik» 
auf allen Bildungsstufen, besonders auch an den Mittelschulen, war 
seit 2000 als teil des Projektes i-ZHZ ein strategisches Ziel der Bil-
dungsdirektion. es betraf die Beschaffung der infrastruktur wie auch 
die Schulung der Lehrkräfte, Fragen der didaktik und der Lehrmit-
tel. Zusammen mit dem Volksschulamt plante das MBa ab 2010 eine 
Webseite «Schulinformatik», die für die Stufen vom Kindergarten bis 
zum Sekundarbereich ii alles beinhalten sollte, was kompetenzori-
entiertes Lernen mit und über iCt (information and Communica-
tions technology) erforderte. die im Jahre 2011 geschaffene infor-
matik-Kommission Sekundarstufe ii aus Vertretern der Schulen und 
der Verwaltung hatte eine informatik-Strategie zu erarbeiten und sich 
mit der erneuerung des intranets für die Mittelschulen und dem auf-
bau eines vergleichbaren intranets für Berufsfachschulen zu beschäfti-
gen. Gleichzeitig zeigte die entwicklung, dass persönliche iCt-Werk-
zeuge (Smartphones, tablets usw.) zum Lernen und Lehren immer 
wichtiger wurden. absehbar war der Verzicht auf schuleigene Geräte 
und der völlige umstieg auf persönliche it-Werkzeuge.
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Die Finanzabteilung (Finanzen, Controlling, Bauten) 2009

Leiter dieser im Sommer 2009 gegründeten abteilung wurde der 
Wirtschaftswissenschaftler Thomas Meier, zuvor in leitender Stellung 
im Controllingbereich von Banken tätig. das MBa trug mittlerweile 
die Verantwortung für einen nettoaufwand von rund 695 Millionen 
Franken, was hohe anforderungen an die Finanzführung und das 
Controlling stellte, auch in den Bereichen Qualitätsmanagement und 
Bauten, die deshalb ebenfalls der Finanzabteilung zugewiesen wur-
den. es waren Bereiche, die zuvor als Sektoren der 2009 aufgelösten 
Stabsabteilung angehört hatten.

der Begriff Controlling tauchte in den 1990er-Jahren im Zusam-
menhang mit den wif!-teilautonomieprojekten und der einführung 
von Globalbudgets in der Zürcher Verwaltungssprache auf. das Ge-
setz über Controlling und rechnungslegung von 2006 bezeichnete 
als Controlling die Steuerung der staatlichen Leistungen und Finanzen 
durch Zielfestlegung, Planung der Massnahmen, systematisches re-
porting, Schwachstellenanalysen usw. Zu diesem Zweck waren zahl-
reiche neuartige instrumente einzuführen, in deren Zentrum Verein-
barungen zwischen dem MBa und den einzelnen Schulen standen 
über die zu erbringenden Leistungen, deren Finanzierung und die er-
folgskontrolle. das Gesetz bildete einen wichtigen Schlussstein in der 
1996 gestarteten betriebswirtschaftlichen ausrichtung der Kantonsver-
waltung. im Jahr 2010 war das instrument der Leistungsvereinbarung 
bei allen staatlichen Schulen implementiert und wurde danach auch 
auf die privaten, vom Kanton subventionierten Schulen ausgedehnt.

im Bereich der Bauten für die Berufs- und Mittelschulen wurden 
nach 2000 zahlreiche Sanierungs-, erweiterungs- und ergänzungs-
bauten notwendig, für die zum teil einzelkredite in der Höhe von 
über 50 Millionen Franken gesprochen werden mussten. Bedeutende 
investitionen waren die Gesamtsanierung der Kantonsschule Hohe 
Promenade, die neubauten für die technische Berufsschule Zürich 
und die Kantonsschule rychenberg sowie der umbau des anton-
Graff-Hauses für die Berufsbildungsschule in Winterthur. Für das ge-
plante Bildungszentrum uster rechnete man mit ausgaben von 92,5 
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Millionen Franken; wegen der angespannten Finanzlage des Kantons 
wurde die realisierung in die Jahre nach 2012 verschoben. 

um 2010 zeichnete sich wegen des Sanierungsbedarfs der in die 
Jahre gekommenen Schulhausbauten aus den 1960er- und 1970er- 
Jahren, neuen unterrichtsformen und nicht zuletzt wegen der starken 
Zuwanderung (gerechnet wird für 2011 bis 2040 mit einem Bevölke-
rungswachstum von 1,39 Millionen auf 1,62 Millionen einwohner) 
ein weiterer bedeutender investitionsbedarf ab. am 23. april 2013 
orientierten Bildungsdirektorin regine aeppli und amtschef Marc 
Kummer an einer Pressekonferenz die Öffentlichkeit über die Schul-
raumstrategie des regierungsrates im Bereich der Sekundarstufe ii 
(Mittelschul- und Berufsschulbauten) bis ins Jahr 2040 (regierungs-
ratsbeschluss nr. 376 vom 3. april 2013). der Höchststand der Schü-
lerschaft dürfte gegen 2030 erreicht sein mit 46 000 (2012: 42 000) 
Berufsschülern und 18 000 (2012: 15 000) Mittelschülern, wobei von 
einer unveränderten Mittelschülerquote ausgegangen wird. die 18 kan- 
 tonalen Berufsfachschulen werden gemäss Planung den anstieg be-
wältigen können, während die 19 Mittelschulen ergänzt werden müs-
sen durch drei neue Schulen, voraussichtlich auf der linken und auf 
der rechten Zürichseeseite sowie im Knonauer amt. Für neubauten 
und Sanierungen ist im Planungshorizont mit einem investitionsvolu-
men von weit über einer Milliarde Franken zu rechnen. es sollen sich, 
wenn möglich, die prekären raumverhältnisse der grossen Wachs-
tumsphase um 1900 nicht wiederholen.

Die Personalabteilung 2011

die Bereiche Personelles der Berufs- und der Mittelschulen blieben 
zunächst ihren jeweiligen Frontabteilungen unterstellt, wobei das 
Personelle der Berufsschulen auch das Personal des MBa betreute. 
Mit der reorganisation des amtes von 2000 kamen sie zur neuen ab-
teilung Berufs- und Mittelschulen, im Jahr 2005 wurden sie als Bereich 
Personelles (Amt und Schulen) unmittelbar der amtsleitung zugeordnet 
und schliesslich 2011 zu einer abteilung aufgewertet. Leiter wurde 
Thomas Oechslin, zuvor in führenden Funktionen im Bereich Human 
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resources einer Bank tätig. die abteilung mit einem dutzend Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern betreute damals rund 5000 Lehrperso-
nen und 1000 Verwaltungs- und Betriebsmitarbeiter und damit rund 
einen Fünftel des kantonalen Personals.

Grundlage der tätigkeit bildete das kantonale Personalrecht von 
1999 und die Verordnung für die Lehrpersonen der kantonalen Mit-
tel- und Berufsschulen, das die anstellungsverhältnisse unter Berück-
sichtigung der je berufsspezifischen Besonderheiten regelte. an die 
Stelle der Wahl auf jeweils sechs Jahre trat das unbefristete anstel-
lungsverhältnis; gleichzeitig wurde die lohnwirksame Leistungsbeur-
teilung der Lehrkräfte eingeführt. Für die Gehaltseinreihung und die 
Gewährung von Zulagen blieb das MBa zuständig.

unterschiedlich geregelt war bei den Mittel- und Berufsschulen bis 
2010 die Zuständigkeit für die anstellung und entlassung des Perso-
nals. Bei den Mittelschulen ging die Zuständigkeit für die anstellung 
der Lehrkräfte durch das Mittelschulgesetz von 1999 vom regie-
rungsrat auf die Schulkommissionen über, beim Verwaltungsperso-
nal von der Bildungsdirektion auf die Schulleitungen. diese selbst 
wurden bis 2003 durch den Bildungsrat gewählt, danach durch den 
regierungsrat. Bei den staatlichen Berufsschulen hingegen wurde 
über die Wahl der Schulleitungen und die anstellung des Personals 
bis zum inkrafttreten des neuen einführungsgesetzes zum Berufsbil-
dungsgesetz 2010 auf antrag der aufsichtskommissionen durch die 
Bildungsdirektion entschieden. erst danach waren Mittel- und Be-
rufsschulen im Hinblick auf die Wahl der Schulleitungen und die an-
stellung des Personals gleichgestellt.

ausser der administrativen Betreuung der angestellten der Berufs- 
und Mittelschulen und der unterstützung der Schulleitungen in Per-
sonalfragen gehörte die ausgestaltung von attraktiven Berufsbedin-
gungen zum Schwerpunkt der aufgaben des MBa. Wie bereits um 
1960 oder um 1980 war es erneut schwierig geworden, genügend gut 
qualifizierte Lehrkräfte zu finden. eine arbeitszeitstudie (Forneck-
Studie) zeigte im Jahr 2000, dass die Lehrerinnen und Lehrer an den 
Mittel- und Berufsschulen durch Leitungs- und entwicklungsaufga-
ben oft stark gefordert waren. das MBa ging an die erarbeitung ge-
zielter entlastungsmassnahmen und unterstützte seit 2006 ein Perso-
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nalentwicklungsprojekt der Berufsschulleiterkonferenz, ferner wurde 
mit dem aufbau eines Case Managements begonnen, um langzeiter-
krankte Mitarbeitende der Mittel- und Berufsschulen professionell 
begleiten zu können. umfragen zur Berufszufriedenheit zeigten ein 
durchaus positives Bild, aber auch die notwendigkeit, in gute Lehr-
personen – den «erfolgsfaktor nummer eins», so der Jahresbericht 
des MBa 2010 – zu investieren. 2010 und 2012 folgte eine aufwen-
dige teilrevision des Lohnsystems mit ausserordentlichen Lohnmass-
nahmen, die die beruflichen erfahrungen jeder Lehrerin und jedes 
Lehrers angemessen berücksichtigte. es galt, den Kanton Zürich als 
arbeitgeber im Vergleich mit anderen Kantonen konkurrenzfähig zu 
erhalten.
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Abb. 15: Thema der vierten kantonalen Konferenz Berufsbildung am 
15. November 2011 mit Teilnehmern aus Wirtschaft, Wissenschaft und 
Verwaltung war die Nachwuchssituation in der ICT (Information and 

Communication Technology). In der Mitte Bildungsdirektorin Regine Aeppli 
und Volkswirtschaftsdirektor Ernst Stocker, links Marc Kummer (Amtschef  
des Mittelschul- und Berufsbildungsamtes), rechts Bruno Sauter (Chef des 

Amtes für Wirtschaft und Arbeit).
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Anhang 1: Das Mittelschul- und Berufsbildungsamt MBA 
1998–2012 in Zahlen
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Anhang 1: Das Mittelschul- und Berufsbildungsamt MBA 1998–2012 in Zahlen 
 
 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
Finanzen     
Nettoaufwand  Berufsbildung
(in Mio. Fr.) 

 173.4 206.4 235.9 317.9 330.2 319.8 342.2 329.1 332.6 326.3 342.7 326.9 341.4 348.3 

Nettoaufwand  Mittelschulen (in 
Mio. Fr.) 

246 
 

248.7 296.1 327.4 326 323.6 303.7 285.5 298 303 340.1 336.1 323.1 338.8 348.8 

Nettoaufwand total 
(in Mio. Fr.) 

 422.1 502.5 563.3 643.9 653.8 623.5 627.7 627.1 635.6 681.9 695.2 665.4 696.3 712.8 

Nettoinvestitionen Berufsbildung   16,4 36,3 23,3 12,6 20,5 18,1 12,7 19,5 20,9 2,2 
Nettoinvestitionen Mittelschulen   7,7 21,9 30 25,1 28,4 19 35,9 43,3 16,3 16,4 
Nettoinvestitionen total
(in Mio. Fr.) 

  24,1 58,2 53,3 37,7 48,9 37,1 48,6 62,8 37,2 18,6 

    
Personelles Schulen    
Anstellungen Mittelschulen 
(Lehrpersonen) 

1593 1753 1991 2179 2432 2797 2829 2753 2821 2946 2903 2955 2917 2980 3035 

Anstellungen Berufsfachschulen 
(Lehrpersonen) 

1087 1241 1442 1842 2368 3094 2914 2813 2812 2836 2889 2965 2973 3187 3213 

    
Schülerzahlen    
Mittelschulen Gymnasium  13732 13907 14095 12510 12730 13124 13260 13472 13686 13808 14041 14201 14445 14704 
Mittelschulen IMS HMS FMS  1057 956 963 1021 1091 1116 1140 1130 1147 1078 1094 1052 1081 1106 
Mittelschulen gesamt  14789 14863 15058 13531 13821 14240 14400 14602 14833 14886 15135 15253 15526 15810 

    
 Berufsfachschulen (normal)  30764 31533 32039 32045 32297 32416 33411 33797 34320 34464 34988 35491 35962 35814 
Berufsfachschulen BMS 1  3943 3949 3981 4249 4258 4403 4430 4667 4681 5008 4864 4837 4816 4837 
Berufsfachschulen BMS 2  324 430 423 517 644 749 793 873 973 970 1153 1255 1305 1531 
Berufsfachschulen gesamt  35031 35912 36443 36811 37199 37568 38634 39337 39974 40442 41005 41583 42083 42182 
    
Lehrverhältnisse    
Neue Lehrverträge 9896 9956 10000 ca. 10187 9778 9887 9864 9989 10751 11028 11271 11469 11771 12170 12193 
Lehrverträge total 26875 27695 28000 ca. 28536 28251 28701 27498 29043 30071 31565 33007 33543 33837 34298 34785 
    
Weiterbildung     
Berufsbildung tertiär  9087 9593 8901 9399 9300 8256 7780 7543 7537 8079 9075 8774 8892 9146 
 
Zahlen: Mittelschul- und Berufsbildungsamt MBA. 
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Anhang 2: Vereinfachtes Schema der Verwaltung 
von Mittelschulen und Berufsbildung im Kanton Zürich 
1798–2012

Verwaltung 
Mittelschulen

Finanzelles 
Mittelschulen

Aufsicht Fort-  
bildungsschulen

Kommissionen, Räte Verwaltung  
Berufsbildung

Aufsicht Berufs-
lehren, Berufs-
schulen

1798 Erziehungsrat 1798–1850 Verwaltungskammer 1798–1803 1798

1803 Hoher Schulkonvent 
Schulkommissionen 
1803–1832 

Grossmünsterstift 
1803–1837

Kommission/Rat des Innern 1803–1850 1803

1810 Sektion industrie, 
Gewerbe und Land-
wirtschaft

Handwerke 
1803–1838

1810

1820 1820

1830 Sektion wissenschaftl. 
Lehranstalten 
1831–1850

Kantonsschulverwaltung  
1832–1850

Bezirksschulpflegen 
(1831–) 1850–1922

Statthalterämter 
und Bezirksräte 
1832–1838

1830

1840 1840

1850 Direktion des Erziehungswesens 1850–1998 Erziehungs-
rat (1798–)  
1850–1999

aufsichts- 
kommissi-
onen  über 
die Schu-
len (1803–) 
1850–2000
(–2009)

Kommis-
sion für 
Fabriken 
und Ge-
werbe 
1850–1947

Direktion des Innern 1850–1899 1850

1860 direktionssekretäre 
1850–1945 (–1964)

Kantonsschulverwaltung  
1850–1961

Fortbildungsschulkom-
mission ca. 1884–1900
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und Gewerbe

1860

1870 1870
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1890 Fortbildungsschul-
inspektorat (1900–)   
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1890

1900 Direktion der Volkswirtschaft 1899–1999 1900

1910 Gewerbesekretariat 
1906–1936

Gewerbeschulin-
spektorat 1900–1906

Kaufm. Berufsschul- 
inspektorat 1907–
1972

1910

1920 1920

1930 1930

1940 abt. Höheres unter-
richtswesen 1945–1964

Kommis-
sion für be- 
ruf liche 
Ausbildung 
1938–1987

amt für Gewerbe 
und arbeit  
1936–1969

Berufsinspektorat 
1937–1969

1940

1950 1950

1960 abt. Mittelschulen und 
Lehrerbildung 1964–
1996

rechnungssekretariat 
(abt. Finanzen)  
1961–1998

Hauswirtschaftsinspek-
torat 1961–1998 

1960

1970 Berufsschulinspekto-
rat 1962–1969

1970

1980 Berufs-  
bildungsrat 
1987–1999

amt für Berufsbil-
dung 1970–1998

abteilungen des  
Berufsbildungsamtes

1980

1990 abt. Mittelschulen und 
Fachhochschulen  
1996–1998

1990

2000 Bildungsdirektion ab 1998 Bildungsrat 
1999– 

Schulkom-
missionen 
2000–

Bildungsrat 
1999–

Bildungsdirektion ab 1999 

Mittelschul- und Berufsbildungsamt MBa 
1998–

2000

2010 Mittelschul- und Berufsbildungsamt  MBa 1998– 2010
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Ära (1798–1869)
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1.1 ein neues umfeld: Freiheit, Gleichheit, Bildung – und Konkurrenz! S. 1 
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abschaffung (1798) und Wiederaufrichtung (1803) der Hand-
werksordnungen, S. 5; endgültiger Übergang zur Freiheit des 
Gewerbes, S. 7; die anfänge der Berufsschulen und von deren 
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leme, S. 45; die entwicklung der einzelnen Mittelschulen, 
S. 46; die eidgenössischen Maturitätsreglemente, S. 51; erzie-
hungsdirektion und erziehungsrat als Verwaltungsbehörden 
der Mittelschulen, S. 53; die Kantonsschulverwaltung, S. 55 

3.  Berufs- und Maturitätsausbildung in der Zeit der Wirtschaftskrise 
und der beginnenden Hochkonjunktur (1930–1960)

S. 56

3.1 Weltwirtschaftskrise und zögerlicher neubeginn S. 56

Berufs- und Mittelschulbildung in schwieriger Zeit, S. 56; die 
allgemeinen Fortbildungsschulen, S. 58; die kantonalen Ver-
waltungsbehörden, S. 58

3.2 die Berufs- und Berufsschulbildung unter neuen Voraussetzungen S. 60

das Bundesgesetz über die berufliche ausbildung von 1930, 
S. 60; Berufslehre und Berufsschulen, S. 62; die aufsicht über 
die Berufsschulen: das Fortbildungsschulinspektorat und das 
inspektorat für die kaufmännischen Berufsschulen, S. 65; die 
aufsicht über das Lehrlingswesen bzw. die Berufslehre: das in-
dustrie- und Gewerbeamt 1936 und erste Berufsinspektoren 
1937, S. 67 

3.3 die kantonalen Mittelschulen vor dem grossen Wachstum S. 71

der Gesamtbericht Mittelschulen von 1951, S. 71; die zür-
cherischen Mittelschulen in der Mitte des 20. Jahrhunderts, S. 
72; die abteilung Höheres unterrichtswesen der erziehungs-
direktion 1945, S. 77; die Kantonsschulverwaltung und Kasse 
der universität, S. 81 
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4.  Berufsbildung und Mittelschulen in der Zeit des raschen Wandels 
und Wachstums (1960–1998)

S. 83 

4.1 das umfeld: erneuter untergang einer wiederum alt gewordenen Welt S. 83 

neue Gesellschaft, neue Herausforderungen – bekannte Pro-
blemfelder, S. 83; Bildungsoffensiven und das Verhältnis von 
Berufs- und Mittelschulbildung, S. 84 

4.2 entwicklung der Berufsbildung 1960–1998: wachsendes reformtempo S. 87 

das eidgenössische Berufsbildungsgesetz von 1963, S. 87; re-
formschub nach 1970, S. 88; die kantonsrätlichen Motionen 
Stocker (1968) und Walker (1971), S. 90; die erneuerung der 
gesetzlichen Grundlagen 1978–1987, S. 91; die Kantonalisie-
rung der gewerblichen Berufsschulen 1986, S. 93; die refor-
men der 1990er-Jahre: «allgemeinbildung 2000» und Berufs-
maturität, S. 95 

4.3  die kantonalen Behörden für die Berufsbildung: amt für Berufsbildung 
1970, Berufsbildungsrat 1987

S. 96

Vom Fortbildungsschul- zum Berufsschulinspektorat des in-
dustrie- und Gewerbeamtes, S. 96; das amt für Berufsbildung 
1970–1998, S. 98

4.4 ausbau und dezentralisierung der Mittelschulen nach 1960 S. 107

die Gründung neuer Mittelschulen, S. 107; die Kantonali-
sierung der Stadtzürcher und Winterthurer töchterschulen, 
S. 111; die revision der eidgenössischen Maturitätsverord-
nung 1968/72, S. 113; die eidgenössische Maturitätsverord-
nung auf neuer Grundlage 1995, S. 115 

 

4.5  die kantonalen Mittelschulbehörden: erziehungsdirektion und deren 
abteilung Mittelschulen

S. 117

die erziehungsdirektion und der erziehungsrat, S. 117; die ab-
teilung Mittelschulen und Lehrerbildung 1964/70–1995/96, 
S. 118; die abteilung Mittelschulen und Fachhochschulen 
1995/96–1998, S. 121 

5. Das Mittelschul- und Berufsbildungsamt MBA 1998–2012 S. 122

5.1 die entstehung des MBa S. 122 

Bildungsoffensiven auf der Sekundarstufe ii, S. 122; die Zür-
cher Verwaltungsreform wif!, S. 123 
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5.2 Grundlagen und Organisation des MBa S. 125

die gesetzlichen Grundlagen des amtes, S. 125; das wirt-
schaftliche und gesellschaftliche umfeld; Strategien der vorge-
setzten Behörden, S. 127; die Organisation des MBa, S. 129; 
Lokalitäten und Sitz des MBa, S. 132 

5.3 die aufgabenbereiche des MBa und von dessen abteilungen S. 133 

die amtsleitung, S. 133; der Sekundarstufe ii gemeinsame oder 
parallele reformprojekte; die abteilung Bildungsentwicklung 
1998–2003, S. 134; die betriebliche Berufslehre; abteilung 
betriebliche Bildung (Lehraufsicht), S. 139; die Berufsschu-
len; abteilung Berufsschulen und berufliche Weiterbildung, 
S. 141; die kantonalen Mittelschulen; abteilung Mittelschulen, 
S. 145; Stabsabteilung 1998–2009; Stabsfunktionen ab 2009,  
S. 152; die informatikabteilung 2009, S. 153; die Finanzab-
teilung (Finanzen, Controlling, Bauten) 2009, S. 155; die Per-
sonalabteilung 2011, S. 156 

Anhang 1 das Mittelschul- und Berufsbildungsamt MBa in Zahlen  
1998–2012

S. 160 

Anhang 2 Vereinfachtes Schema der Verwaltung von Mittelschulen und 
Berufsbildung im Kanton Zürich 1798–2012

S. 162
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